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Die Zukunftssicherung des Wirtschaftsstandortes Deutschland setzt ein
leistungsstarkes, attraktives Verkehrssystem voraus. Unser Land als Verkehrs-
drehscheibe in EurOpa wird aufgrund des europäischen Binnenmarktes und
der sich öffnenden osteuropäischen Märkte einen immer stärkeren Anteil
an Transitverkehr insbesondere auf den Ost—West-Verbindungen verkraften
müssen — neben dem ohnehin weiter wachsenden eigenen Verkehrsauf—
kommen.
Heute schon häufen sich die Verkehrsengpässe, denn die Straßen und auch
die Hauptstrecken des Eisenbahnnetzes sind bis an die Grenzen ihrer Kapazi- —.
tät belastet. Dies verlangt eine Umorientierung.
lm Bundesverkehrswegeplan 1992 werden deshalb erstmals Investitionsmittel zu einem größeren Anteil,
nämlich zu 55%, zugunsten der umweltfreundlichen Verkehrsträger für Schiene und Wasserstraße
ausgegeben. Diesem wichtigen Signal werden weitere Schritte folgen.
Nur über eine konzeptionelle Verbundlösung zwischen allen Verkehrsträgern, durch eine Vernetzung
zwischen Bahn, Binnenschiff und LKW wird es gelingen, die Straße stärker als bisher zu entlasten. Dem
besonders kostengünstigen, energiesparsamen und sicheren Verkehrssystem Binnenschiffahrt/Wasser—
straße kommt dabei, nicht zuletzt auch aufgrund der dort vorhandenen erheblichen Kapazitätsreserven, ein
besonderer verkehrspolitischer Stellenwert zu.
Um sich in dem verschärften Wettbewerbsumfeld auch gegenüber anderen Verkehrsträgern erfolgreich
behaupten zu können, sind aber eigene Initiativen und Anstrengungen des Gewerbes zur Erschließung
neuer Potentiale in der Binnenschiffahrt gefordert. Ebenfalls sind die Binnenhäfen als Schnittstelle aller
Verkehrsträger und wichtige multifunktionale Verkehrs- und Dienstleistungszentren in alle Konzeptionen
eines zukunftorientierten Europäischen Binnenschiffahrtsmarktes einzubeziehen.
Wir stellen uns den verkehrspolitischen Herausforderungen der kommenden Jahre. Ein gut ausgebautes,
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Bundeswasserstraßen in Berlin und Umgebung
Die wichtigsten Seeschiffahrtsstraßen mit den jeweils zulässigen Schiffsgrößen
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
Anteil der Hauptverkehrsträger am binnenländischen Güterfemverkehr
Bestand der Binnenflotte der Bundesrepublik Deutschland am 31.Dezember1992
und 31. Dezember1991
Veränderungen der Binnenflotte der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1992
Entwicklung der deutschen Binnen—Frachtschiffsflotte nach Tragfähigkeit und Leistung
Abwracken von Frachtschiffen
Spezifische Verkehrsieistung der deutschen Binnen-Frachtschiffsfiotte
Bundeswasserstraßen - Informationen für die Sportschiffahrt
Der Rhein von Rheinfelden bis zur Nordsee
Main-Donau-Wasserstraße
Main—Donau-Kanal (Bamberg - Kelheim)
Güterumschlag (Seeschiffe) in den größeren deutschen Seehäfen 1992
Schiffsverkehr von Iotsabgabenpflichtigen Seeschiffen auf deutschen Seeschiffahrtsstraßen 1992
Schiffsverkehr (Seeschiffe) auf Seeschiffahrtsstraßen
1. Grundlagen
Nach Artikel 89 des Grundgesetzes ist der Bund
Eigentümer der früheren Reichswasserstraßen, die er
durch eigene Behörden (Wasser— und Schiffahrtsver-
waltung des Bundes — WSV) verwaltet. Die Tätigkeit
der Verwaltung richtet sich im einzelnen nach dem
Bundeswasserstraßengesetz, dem Binnenschiffahrts—
aufgabengesetz sowie dem Seeschiffahrtsaufgaben-
gesetz. lVIarktordnende Maßnahmen ergreift der Bund
darüber hinaus im Rahmen des Gesetzes über den
gewerblichen Binnenschiffsverkehr. Grundlage für die
fiskalische Verwaltung ist das Bundeswasser—
straßenvermögensgesetz.
Die allgemeine Wasserwirtschaft, insbesondere die
Gewässerreinhaltung und die Wassergüte, fällt in die
Zuständigkeit der Bundesländer.
1.1 Netz der Bundeswasserstraßen
Die Wasserstraßen sind neben den Straßen, den
Schienen und den Rohrleitungen Teil des bodenge-
bundenen Verkehrswegenetzes der Bundesrepublik
Deutschland. Obgleich sehr viel weitmaschiger als
Schiene und Straße, ist das Wasserstraßennetz den-
noch ein zusammenhängendes Netz, das die großen
Seehäfen einerseits mit der Hohen See, andererseits
mit ihrem Hinterland sowie die bedeutendsten lndu-
striezentren miteinander verbindet (Anlagen 1 und 2).
Neben den Seehäfen dienen die Binnenhäfen dem
Umschlag von Gütern. Die Mehrzahl der Großstädte
der Bundesrepublik besitzt einen direkten Wasser-
straßenanschluß.
Das Netz der Bundeswasserstraßen hat eine Länge
von rd. 7.700 km, darunter rd. 2.700 km in den neuen
Bundesländern. Hiervon entfallen ‚rd. 6.900 km auf
Binnenschiffahrtsstraßen und rd. 800 km auf See-
schiffahrtsstraßen. Etwa 39% der Netzlänge sind
freie/geregelte Flußstrecken, 38% staugeregelte Fluß-
strecken und 23% Kanäle. Während im Bereich der
alten Bundesländer das Wasserstraßennetz großen-
teils ausgebaut und durch neue Verbindungen ergänzt
wurde, entsprechen die Abmessungen der Wasser-
straßen in den neuen Bundesländern überwiegend
dem Vorkriegsstand.
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Containerschiff auf dem Rhein bei Köln
1.2 Verkehrsträger Binnenschiffahrt
Die Binnenschiffahrt ist für den nationalen und inter—
nationalen Verkehr ein volkswirtschaftlich unentbehr-
licher Verkehrsträger. Die besonderen Eigenschaften
wie
— hohe Verkehrssicherheit
— geringer Energieverbrauch und hohe Umwelt-
freundlichkeit
— weitgehende Nutzung natürlicher Verkehrswege
— günstiges Verhältnis von Nutzlast zu Totlast
— geringer Personalbedarf
— Großräumigkeit der Schiffe
— vorhandene Kapazitätsreserven
machen die Binnenschiffahrt aus ökologischen, öko-
nomischen und Sicherheitsgesichtspunkten zu einem
bevorzugten Beförderungsmittel insbesondere für
Massengüter, übermäßig schwere und sperrige sowie
gefährliche Güter.
Darüber hinaus gewinnt der Containerverkehr zuneh-
mend an Bedeutung. Die Entwicklung führt weiter mit
beginnenden Ro-Ro—Verkehren. lVIit Binnenschiffen
können die meisten Groß- und Hafenstädte der Bun-
desrepublik, eine Vielzahl von Werken der Schwer-
industrie und in den Nachbarstaaten wichtige Indu-
strieregionen, Seehäfen und Großstädte angefahren
werden.
Der Anteil der Binnenschiffahrt am binnenländischen
Güterfernverkehr in Tonnenkilometern (tkm) betrug
seit mehr als zwei Jahrzehnten rd. 1/4 und am grenz-
überschreitenden Verkehr rd. 1/3; seit der Herstellung
der deutschen Einheit in der Gesamtstatistik rd. 1/5.
Der Gesamtfrachtraum der westdeutschen Binnen-
schiffsflotte hat sich seit seinem Höchststand mit 5
lVIio t im Jahr 1963 langsam aber stetig auf derzeit rd.
3,2 lVlio t verringert. Im gleichen Zeitraum stieg jedoch
die Verkehrsleistung der Binnenschiffahrt bei etwa
gleichbleibendem ausländischen Anteil um rd. 16%.
Dies ist ein Erfolg der Modernisierung und struktur-
ellen Änderungen der deutschen Binnenschiffe, vor
allem seit Ende der 60er Jahre.
lVlit der Herstellung der deutschen Einheit hat sich die
deutsche Binnenschiffsflotte in der Tragfähigkeit
zunächst um rd. 20 % vergrößert. Nach dem Stand
Dezember 1992 sind noch 807 Frachtschiffe mit
mehr als 420 000 Tonnen Tragfähigkeit sowie etwa
180 Schubboote und Schleppboote mit 40 800 kw
Antriebsleistung aus dem Schiffsbestand der ehema-
ligen DDFt vorhanden. Zunächst ging die Verkehrslei-
stung der Binnenschiffahrt in den neuen Bundeslän—
dern um annähernd die Hälfte zurück. Es kann davon
ausgegangen werden, daß im Zuge des erwarteten
Wirtschaftswachstums in den neuen Bundesländern
dieser Trend sich in den kommenden Jahren wieder
umkehrt.
Seit ihren Anfängen ist die Binnenschiffahrt in
Deutschland stark international ausgerichtet. In die-
sem Feld hat die deutsche Binnenschiffahrt trotz ihrer
unzweifelhaft modernen, leistungsfähigen und weitge-
hend marktgerechten Struktur seit Jahren mit erhebli-
chen Problemen zu kämpfen. Die Ursache liegt im
wesentlichen in der strukturellen Überkapazität der
westeuropäischen Binnenschiffahrt insgesamt. Diese
im wesentlichen durch den Ausbau der Flotten in den
westeuropäischen Nachbarstaaten bedingte und
durch Billigimporte aus Osteuropa verstärkte Überka-
pazität wirkt sich besonders gravierend in der Rhein-
schiffahrt aus.
Hier hat die am 28.April1989 in Kraft getretene EG-
Verordnung über die Strukturbereinigung in der Bin-
nenschiffahrt, die im Jahre 1991 auch auf die Flotte
der ehemaligen DDF’. ausgedehnt wurde, zunächst
positive Ansätze zur Kapazitätsminderung gezeigt.
Eine dauerhafte Besserung der Lage steht jedoch
noch aus.
Es ist zu hoffen, daß durch die inzwischen ab
1.Januar 1993 eingeleitete unbefristete Abwrackaktion
(s. Nr. 3.5) dem sicheren, kostengünstigen und
umweltfreundlichen Verkehrsträger Binnenschiffahrt
ein dauerhafter Weg zur Wahrnehmung seiner Funk-
tionen im gesamten Verkehrsgeschehen Westeuropas
unter wirtschaftlich auskömmlichen Bedingungen
geebnet wird.
1.3 Internationale Rahmenbedingungen
Mehr als zwei Drittel von den insgesamt auf den
Binnenwasserstraßen der Bundesrepublik von Bin-
nenschiffen erbrachten tkm-Leistungen entfallen auf
den grenzüberschreitenden bzw. Durchgangsverkehr.
Für diejenigen Ströme, die mehrere Staaten durch-
fließen, wurde schon sehr früh, erstmals mit der Wie-
ner Kongreßakte (1815), die internationale Zusam—
menarbeit mit dem Statut der Schifffahrtsfreiheit ein-
schließlich der Bildung sog. Stromkommissionen ver-
einbart. Herausragende Bedeutung hat die Zentral—
kommission für die Rheinschiffahrt (ZKR) mit Sitz in
Straßburg, deren Aufgabe es ist, das auf der Grund-
lage der Mannheimer Akte von 1868 erstellte Bheinre—
gime zu sichern und weiterzuentwickeln. So werden in
der ZKR auf der Grundlage von Vorschlägen ihrer
Ausschüsse die von den einzelnen Staaten zu erlas-
senden Verkehrs— und Schiffssicherheitsvorschriften
sowie wichtige Baumaßnahmen beschlossen. Die
Beschlüsse der ZKB haben eine gewisse Leitfunktion
auch für andere V'Vasserstraßengebiete Europas. Um
die Einheitlichkeit der Rechtssprechung in Rhein-
schiffahrtsangelegenheiten sicherzustellen, ist bei der
ZKR eine international besetzte Berufungskammer
eingerichtet.
in Anlehnung an das Rheinregime wurde tür die Mosel
im Moselvertrag von ‘lSSB die Moseikommission
gebildet. ln ihr werden neben schiffahrtspolizeilichen
und technischen Fragen auch die Schiffahrtsabgaben
für die Mosel abgestimmt und beschlossen. Auch hier
besteht ein internationales Berufungsgericht gegen
Urteile der nationalen Moselschiffahrtsgerichte.
Die in Budapest tagende Donaukommission beruht
auf der sog. Belgrader Akte von “i948. Ia die Bundes-
republik Deutschland noch nicht Vertragsstaat dieser
Akte ist, die Mitgliedschaft jedoch anstrebt, nehmen
Vertreter des Bundes bisher lediglich als „eobachter
an der jährlich stattfindenden Vollversammlung sowie
an den Sachverständigentagungen teil.
Mit zunehmender lntegration der Verkehrspolitik in
den EG-Staaten nimmt auch die Zahl der in den
verschiedenen Gemeinschaftsgremien behandelten
Iinnenschiffahrts— und Seeschifffahrtsfragen zu. Wei-
tere Gremien, in denen die Bundesrepublik zusam-=
men mit ihren europäischen Nachbarn marktordnende
und technische Maßnahmen abstimmt, sind die Euro-
päische Verkehrsministerkonferenz (CEMT) und die
VN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE). Die
ECE ist insbesondere von Bedeutung für die Abstim-
mung der Fahrregeln und der Schiffahrtszeichen
sowie der technischen Anforderungen an Binnen—
schiffe mit den osteuropäischen Nachbarstaaten.
Der Regelung der Schiffahrtsbeziehungen zu den bis-
herigen Staatshandelsländern kommt wegen der
unterschiedlichen Marktformen wachsende Bedeu—
tung zu, in der Binnenschiffahrt insbesondere des-
halb, weil nach Fertigstellung des Main-Donau—Kanals
das gesamte westeuropäische Wasserstraßennetz für
die Flotten der Donau—Anliegerstaaten erreichbar sein
wird.
“Lt undesverkehrswegeplan
Die Bundesverkehrswegeplanung erstreckt sich auf
folgende Verkehrswege:
das Schienennetz der Deutschen Bundesbahn





Diese Abgrenzung ergibt sich aus der Planungszu—
ständigkeit des Bundes.
Die Ziele der Verkehrsinvestitionspolitik des Bundes
sind weiterhin:
— verkehrssichere Erhaltung der Substanz der
Verkehrswege,
— zügige Fertigstellung laufender Projekte,
— Erfüllung veränderter qualitativer Ansprüche,
— regionale Erschließung und Anbindung,
— bedarfsgerechter Ausbau der Verkehrsnetze
unter Beachtung von Gesichtspunkten der Wirtschaft-
lichkeit, der Energieeinsparung, der Schutzwürdigkeit
von Umwelt, Natur und Landschaft, der Raumordnung
sowie der städtebaulichen Belange.
Die Bundesverkehrswegeplanung soll den Ausbau
der Verkehrswege so steuern, daß eine gesamtwirt-
schaftlich sinnvolle Aufgabenteilung der Verkehrsträ-
ger möglich ist.
Während es sich in den alten Bundesländern überwie-
gend um Substanzerhaltung, Ergänzung und Ausbau
vorhandener Verkehrswege handelt, muß in den
neuen Bundesländern die Verkehrsinfrastruktur gro—
ßenteils von Grund auf erneuert werden, um sie west‘=
europäischem Qualitätsstandard anzupassen.
lm Ergebnis der in Vorbereitung des Bundesverkehrs-
wegeplanes t992 (VWR ‘92) durchgeführten Unterm
suchungen und gesamtwirtschaftlichen Bewertungen
einer großen Anzahl von Projekten im Binnenschif-
fahrtsstraßennetz der neuen Bundesländer erfolgte
die Festlegung der Ausbaustrategie. Der am t5..luli
t992 von der Bundesregierung beschlossene BVWR
'92 enthält neben den Überhang—Vorhaben aus dem
BVWP '85 die neuen Vorhaben des Vordringiichen
Bedarfs und des Weiteren Bedarfs.
Schwerpunkte des Vordringiichen Bedarfs in den
neuen Ländern sind
— der Ausbau der West-Ost—Wasserstraßenverbin-
dung Hannover-Magdeburg-Berlin (Bestandteil der
Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit“),
— die Verbesserung des Schiffsverkehrs auf der Elbe
durch Strombaumaßnahmen,
— Ausbaumaßnahmen an der Saaie,
— der Teilausbau der i—lavel—Oder—Wasserstraße,
— die Verbesserung der seewärtigen Zufahrten zu
den Seehäfen in Mecklenburg—Vorpommern.
Für die alten Bundesländer enthält der VWFJ '92
folgende neue Maßnahmen als Vordringiichen
Bedan:
— Vertiefung der Unter— und Außenelbe und
— Vertiefung der Außenweser
zur Anpassung an die Containerschiffe der
4-. Generation,
— Ausbau der Hunte,
— Ausbau des Mittelrheins,
— Bau zweiter Moselschleusen.
1.5 Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
Die dem Bundesministerium für Verkehr (BMV) zur
Verwaltung der Bundeswasserstraßen nachgeordnete
Wasser— und Schiffahrtsverwaltung (WSV) gliedert
sich in Mittelinstanz und Unterinstanz. Die Mittelin-
stanz besteht aus den Wasser— und Schiffahrtsdirek-
tionen (WSDen) Nord (Kiel), Nordwest (Aurich), Mitte
(Hannover), West (Münster), Südwest (Mainz), Süd
(Würzburg) und Ost (Berlin). Ferner gibt es Sonder-
stellen mit zentralen Aufgaben für den Gesamtbereich
der WSV, so z. B. das Seezeichenversuchsfeld in
Koblenz und die Sonderstelle „Ölunfälle See/Küste“ in
Cuxhaven.
Den Wasser— und Schiffahrtsdirektionen sind als
Unterinstanz insgesamt 39 Wasser— und Schiffahrts-
ämter (WSÄ), 4 Wasserstraßen-Maschinenämter
(WMÄ) sowie 8 Wasserstraßenneubauämter (WNÄ)
nachgeordnet. Den Wasser— und Schiffahrtsämtern
sind regional Außenbezirke mit Betriebsstellen, wie
z. B. Schleusen, Hebewerke sowie Bauhöfe zu-
geordnet. Die örtlichen Zuständigkeiten sind in An-
lage 6 dargestellt.
Weiterhin gehören folgende Oberbehörden/Anstal-
ten zur WSV: Bundesanstalt für Wasserbau (BAW),
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) und das
Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie
(BSH); diese Behörden sind jeweils mit einer Außen-
stelle in Berlin (BAW, BfG) bzw. Rostock (BSH) vertre—
ten.
Der Bundeshaushalt i992 wies für die WSV insge—
samt 19 248 Personalstellen aus. Zusätzlich stehen
1 396 Stellen für Auszubildende zur Verfügung.
Die WSV erfüllt die ihr übertragenen Aufgaben teils mit
eigenem Personal und im Begiebetrieb, teils mit
Unternehmerhilfe. Größere Neu- und Ausbaumaß-
nahmen werden ausschließlich von Unternehmen
durchgeführt, wobei jedoch Bauplanung und Bauüber-
wachung durch WSV-Personal erfolgt. Die Unterhal-
tungsaufgaben werden je nach wirtschaftlichen Gege-
benheiten von Unternehmen oder im Begiebetrieb
erledigt. Für den Betrieb der Anlagen steht aus-
schließlich WSV-Personal zur Verfügung.
Der BAW, Abteilung Informationstechnik, sind Aufga-
ben für den Einsatz der Informationstechnik (IT) in der
WSV übertragen. Schwerpunkte des IT—Einsatzes Iie-
gen in der lT-Ausstattung mit UNIX-Mehrplatzsyste-
men für die technischen Aufgabenbereiche Peilwesen,
Gewässerkunde, Vermessung und Kartenwesen.
‘IO
Für lT—Verfahren der technischen und administrativen
Aufgabenbereiche sind zur Zeit ca. 150 UNIX-Mehr—
platzsysteme im Einsatz. Diese UNIX-Mehrplatzsy-
steme werden zunehmend mit PC-Ausstattungen
ergänzt, so daß neben der Anwendungssoftware auch
weitere Standard-Softwareprodukte eingesetzt wer-
den können.
Die vorhandenen lT-Ausstattungen sollen zukünftig
vernetzt werden, um eine lT-gestützte Vorgangsbear-
beitung am Arbeitsplatz mit fachübergreifendem
Zugriff auf vorhandene Daten zu ermöglichen.
Für das Untersystem Bruttolohnnachweis der
Kosten—Leistungsrechnung werden erstmals auch
Außenbezirke und Bauhöfe ausgestattet.
Für den Aus- und Neubau werden zukünftig auch die
Aufgaben des Projektmanagements und das Erstellen
von Planfeststellungsunterlagen (CAD-Arbeitsplätze)
mit Informationstechnik unterstützt.
2. Ziele und Aufgaben
2.1 National
Es ist Ziel der Verkehrspolitik, die Voraussetzungen
dafür zu schaffen, daß der umweltfreundliche, sichere
und kostengünstige Verkehrsträger Binnenschiffahrt
verstärkt für die Bewältigung des stark anwachsenden
Verkehrsaufkommens genutzt wird. Dafür gilt es, die
notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen.
So obliegt es dem Bundesministerium für Verkehr,
durch die Vorhaltung eines leistungsfähigen Wasser—
straßennetzes die wegspezifischen Voraussetzungen
für den wassergebundenen Transport im Inland zu
treffen. Es ist im einzelnen Aufgabe der Wasser— und
Schiffahrtsverwaltung (WSV), das Netz der Bundes-
wasserstraßen so vorzuhalten, daß die Kosten der
Schiffahrt und der Vorhaltung der Schiffahrtswege
einschließlich der relevanten sozialen Kosten mög-
lichst niedrig gehalten werden (gesamtwirtschaftliches
Optimum). Dies bedeutet konkret:
— Aufgabenerledigung mit möglichst
Finanz=, Personal- und Sachmitteln,
genngen
— Schaffung möglichst günstiger Nutzungsverhält-
nisse für die Schiffahrt,
— Erzielung möglichst hohen Nutzens/geringer
Kosten bei sonstigen außerverkehrlichen Nutzun—
gen der Wasserstraßen.
ü .t Verkehrssystem Schiff/Wasserstraße
Verkehrssicherheit
ln der Verkehrssicherheit nimmt das System Binnen-
schiffahrt/Wasserstraße eine Spitzenstellung ein.
Hohe technische Sicherheit der Schiffe im Zusam-
menwirken mit geringer Verkehrsdichte auf dem lei-
stungsfähigen Wasserstraßennetz ist hierfür die
wesentliche Voraussetzung. Adäquate Maßnahmen
zur Regelung des Verkehrs im Verbund mit verantwor-
tungsbewußtem Handeln der Schiffseigner und
Besatzungen vervollständigen diesen Rahmen. Der
hohe Sicherheitsstandard wird durch international
abgestimmte Sicherheitsvorschriften garantiert. Dies
prädestiniert den Verkehrsträger Binnenschiffahrt
geradezu zur Beförderung gefährlicher Güter. Sie kön-
nen unter denkbar guten Bedingungen durch
— sichere Schiffe, wo erforderlich Spezialschiffe z.B.
in Doppelhüllenbauweise,
— deutliche Kennzeichnung bei Tag und Nacht,
-— verhaltene Geschwindigkeit (8 bis 20 km pro
Stunde, je nach Berg- und Talfahrt),
— eindeutige Verkehrsregeln und -zeichen,
— Schiffssicherungsmerkblätter und schriftliche Wei-
sungen für den Gefahrenfall,
— Verkehrswege überwiegend fernab von dicht besie-
delten Gebieten,
— beabsichtigte Einführung einer Meldepflicht
in großer Menge sicher befördert werden. Das Rest-
risiko ist gering. Die trotz aller Sicherheitsmaßnahmen
im jährlichen Mittel entstehenden Ladungsverluste
sind gering, vor allem in Anbetracht der großen Men-
gen, die ohne Zwischenfall jährlich ihr Ziel erreichen.
Verkehrssicherungspflicht
Die Sicherheit der Schiffahrt hängt auch von der
Verkehrssicherung in der Bundeswasserstraße ab.
Träger der Verkehrssicherungspflicht ist der Bund; er
Iäßt sie durch die Wasser— und SchiffahrtsvenNaltung
des Bundes (WSV) erfüllen. Die WSV muß den Ver-
kehrsweg für die durchgehende Schiffahrt im Rahmen
des Möglichen und Zumutbaren durch geeignete
Maßnahmen sichern.
Die Verkehrssicherungspflicht erstreckt sich auf das
Fahrwasser. Fahrwasser ist der Teil einer Wasser-
straße, der, je nach Wasserstand, von der durchge-
henden Schiffahrt befahren werden kann. Zur durch—
gehenden Schiffahrt gehören z. B. Güter— und Fahr-
gastschiffe sowie Sportboote im Längsverkehr. In den
Seeschiffahrtsstraßen sind die Grenzen des Fahrwas-
sers wegen der besonderen örtlichen Verhältnisse in
der Regel durch Tonnen bezeichnet. Hindernisse im
Fahrwasser muß die WSV, sobald sie ihr bekannt
werden, durch Schiffahrtszeichen kennzeichnen oder
auf andere Weise der Schiffahrt bekanntgeben.
Einige Bundeswasserstraßen haben eine besondere
Fahrrinne. In der Fahrrinne muß die WSV weiter—
gehende Sicherungsmaßnahmen durchführen. Die
Fahrrinne ist Teil des Fahnivassers, in dem für die
durchgehende Schiffahrt bestimmte Breiten und Tie-
fen vorgehalten werden. Die WSV muß dafür sorgen,
daß die Fahrrinne frei von Hindernissen bleibt. Sie
überprüft daher in regelmäßigen Abständen den
Zustand der Fahrrinne. Natürliche (z. B. Auflandun—
gen, Steine) oder künstliche (z. B. verlorene Anker,
Autowracks) Hindernisse, die sie dabei feststellt, muß
sie beseitigen oder, soweit das nicht sofort möglich ist,
kennzeichnen oder der Schiffahrt mitteilen.
Binnenschiffahrt, Wasserstraßen und Umwelt
Kein anderer Verkehrsträger ist in der Lage, die glei-
che Verkehrsleistung so umweltfreundlich zu erbrin-
gen wie das Verkehrssystem Binnenschiffahrt und
Wasserstraße.
Der größte Teil der Binnenwasserstraßen besteht aus
naturgegebenen Flüssen und Seen, nur etwa 23 %
sind künstlich angelegte Kanäle. Der Flächenver—
brauch, d. h. die der Natur auf Dauer entzogene
Landfläche, ist selbst bei Kanälen sehr klein. Im
Gegensatz zu Straßen und Schienenwegen bietet die
Wasserstraße einer vielgestaltigen Pflanzen- und Tier—
welt Lebensraum.
Das Binnenschiff hat unter allen Verkehrsmitteln den
niedrigsten spezifischen Energieverbrauch. Dement-
sprechend gering ist sein Anteil an den Schadstoff-
emissionen des gesamten Güterverkehrs. Die Bin-
nenschiffahrt erbringt rd. 1/4 der gesamten binnenlän-
dischen Verkehrsleistung, aber sie verursacht nur
etwa 5 0/0 der COZ-Emissionen.
Der von Binnenschiffen ausgehende Lärm liegt weit
unterhalb der zulässigen Grenzwerte, so daß sich
aufwendige Lärmschutzmaßnahmen an den Wasser—
straßen erübrigen.
An der Gewässerverschmutzung ist die Binnenschiff-
fahrt eher geringfügig beteiligt. Unfallbedingte Austritte
wassergefährdender Stoffe sind infolge der hohen
Verkehrssicherheit selten. Im Vordergrund steht die
geordnete Entsorgung von Abfällen und Abwässer
aus dem Schiffsbetrieb und dem Ladungsbereich. Für
Altöl und ölhaltige Schiffsbetriebsabfälle existieren
Entsorgungsmöglichkeiten an den wichtigsten Was-
serstraßen bereits seit langem. Allein im Rheinstrom-
gebiet hat der von den Ländern bezuschußte Bilgen-
entölungsdienst 1992 mehr als 8,7 Mio Liter Bilgenöl
gesammelt.
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Die Binnenschiffahrt verursacht mit rd. 0,23 DM/
tOOtkm die niedrigsten externen Kosten (zum Ver—
gleich: Eisenbahn 0,95; Kraftverkehr 4,27 als "i'en=
denzangabeni
Mehrfachtunktionen der Wasserstraßen
Die Wasserstraßen selbst haben neben der verkehrs-
wirtschaftlichen Nutzung beachtenswerte Funktionen
zur Wasserversorgung, Erhaltung der Vorflut, Abwen-
dung von Hochwasser und Eisgefährdung sowie zur
preiswerten und sauberen Energiegewinnung in stau-
geregelten Abschnitten.
Die Flüsse sind die naturgegebenen Hauptadern für
den Wasserabfluß. Aus Flüssen und Schiffahrtskanä—
Ien werden ständig große Wassermengen, vor allem
für industrielle Zwecke entnommen. Aber auch die
Landwirtschaft und die Trinkwassergewinnung stützt
sich in beachtlichem Umfang auf das Wasserangebot
der Bundeswasserstraßen. Besonders für Großanla-
gen zur Stromerzeugung und zur Energiespeicherung
sind die Bereitstellung und Abführung größerer Was-
sermengen wichtige wirtschaftliche Standortvoraus—
setzungen.
Zur umweitfreundlichsten Energiegewinnung zählt die
Wasserkraftnutzung. Sie ist jedoch nur wirtschaftlich
vertretbar, wenn ausreichende Fallhöhen und entspre-
chende Abflüsse zur Verfügung stehen. ln der Bun-
desrepublik sind Laufwasser—Kraftwerke vielfach im
Zusammenhang mit einer Stauregelung für den
Schiffsverkehr errichtet worden. Zu den staugeregel—
ten Bundeswasserstraßen mit Wasserkraftnutzung
zählen Weser, Oberrhein, Neckar, Main, Mosel, Saat
und Donau mit einer installierten Leistung von z. Z.
rd.750 MW. Damit wird mit Wasserkraft etwa genauso
viel Energie produziert wie alle Transporte auf dem
Wasser verbrauchen — einzigartig für einen Verkehrs—
träger.
Schließlich dienen die Bundeswasserstraßen in stei-
gendem Maße der Erholung der Bevölkerung an und
auf dem Wasser. Mit Verkürzung der regelmäßigen
Arbeitszeit gewinnt der Freizeitwert der Bundeswasm
serstraßen weiter an Bedeutung. Hier ist an erster
Stelle der Wassersport zu nennen mit Segel— und
Motorbooten, der Kanusport, Budern, Surfen und
Wasserski. Die auf eine drei Viertel Million geschätzte
Zahl von SegeI-, Motor— und sonstigen Booten spricht
für sich.
Angeln und Wandern an den Ufern der Wasserstra-
ßen sind weitere beliebte Freizeitaktivitäten.
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Einhergehend mit den aufgezählten Möglichkeiten hat
sich an besonders attraktiven Wasserstraßen ein
intensiver Fremdenverkehr für Kurz— und Langzeitur-
Iauber entwickelt. Die Fahrgastschiffahrt hat hieran
großen Anteil. Die Zahl von 800 Fahrgastschiffen mit
rd.221000 Plätzen belegt den hohen Stellenwert
dieses Schiffahrtszweiges und des dazugehörigen
Fremdenverkehrs.
Et .2 Verträitnis zu anderen Verkehrsträgern
Wettbewerbssituation
Die Entwicklung des Modal-Split unter den Verkehrs—
trägern in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten ist
gekennzeichnet durch eine relative Stagnation des
von Bahn und Binnenschiff transportierten Güterver-
kehrsaufkommens bei einer starken Erhöhung des
LKW—Transportanteils (Anlage 7).
Die Ausweitung des LKW—Transportvolumens ging in
erster Linie zu Lasten der Deutschen Bundesbahn.
Die Auswirkungen treffen jedoch auch die Binnen-
schiffahrt, da die Bahn in ihrem Bemühen um Kom-
pensation von Transportausfällen verstärkt um Trans-
porte wirbt, die auch für die Auslastung der Binnen-
schiffahrt von Bedeutung sind. Dies gilt insbesondere
für den Massengüterbereich.
Dabei stößt das Straßennetz an die Grenzen seiner
Belastbarkeit. Auch die Hauptstrecken der Eisenbah-
nen sind kaum noch aufnahmefähig für zusätzlichen
Verkehr. Binnenschiffahrt und Wasserstraßen weisen
dagegen noch freie Kapazitäten auf. Diese Kapazitäts=
reserven gilt es zu nutzen.
Auf dem Verkehrsmarkt ist daher Kooperation mit
anderen Verkehrsträgern dringend angesagt. Nur eine
Vernetzung von Schiene, Straße und Binnenwasser-
straße kann die anstehenden Verkehrsprobleme und
den Bedarf an Verkehrsveriagerung bewältigen.
Hierzu gehören eine Ausgestaltung der Schnittstellen
(Güterverkehrszentren) zu multifunktionalen Dienst-
Ieistungszentren und eine logistische Verknüpfung der
Verkehrsträger zu effizienten Transportketten auf der
Grundlage eines Gesamtverkehrskonzeptes. Gefragt
sind lnitiativen zur Erschließung neuer Potentiale für
die Binnenschiffahrt.
Kombinierter Verkehr
Durch den Europäischen Binnenmarkt ‘lßßß, den
Europäischen Wirtschaftsraum mit der größten Frei—
handelszone der Welt, die Deutsche Einheit sowie die
Westöffnung Mittel= und Osteuropas ist eine erhebli—
che Steigerung der Verkehrsgüterströme durch das
Bundesgebiet eingetreten.
Durch die „Drehscheibenfunktion“ Deutschlands ist
mit einer hohen Frequentierung durch Wirtschafts-
und Verkehrsströme sowohl in nordsüdlicher, als auch
in ostwestlicher Bichtung zu rechnen. Der Transitver=
kehr der Gütertransporte durch Deutschland wird sich
bis zum Jahre 2010 voraussichtlich verdoppeln.
Ziel der Bundesregierung ist es, die umweltfreundli—
cheren Verkehrsträger stärker am Verkehrswachstum
zu beteiligen. Dazu ist es notwendig, daß die Ver-
kehrsträger stärker als bisher in integrierten Verkehrs-
systemen zusammenarbeiten. Iahn, innenschiff und
LKW müssen ihre arteigenen Stärken in Transportket—
ten einbringen.
Schwertransport auf dem Rhein zu Tal
Ein Beispiel für die wirksame Kooperation der Ver—
kehrsträger ist der Kombinierte Verkehr Binnenwas-
serstraße/Schiene/Straße.
Die Bundesregierung fördert den Kombinierten Ver-
kehr durch flankierende Maßnahmen, wie z. B. durch
Begünstigung bei der Kraftfahrzeugsteuer und höhere
Gesamtgewichte (bis zu 44t statt 40t) bei im Vor— und
Nachlauf eingesetzten Straßenfahrzeugen.
Das Binnenschiff muß stärker in die Transportkette
des Kombinierten Verkehrs eingebunden werden.
Umweltfreundlichkeit, Kapazitätsreserven und die
Zuverlässigkeit des Transports sind hierfür die ent-
scheidenden Kriterien. Durch die teilweise noch unge—
nutzten Kapazitäten der Wasserstraßen können Eng—
pässe bei anderen Verkehrsträgern abgebaut wer-
den.
Durch die im ..lahre 1992 durchgeführte Noveliierung
der Verordnung über den grenzüberschreitenden
Kombinierten Verkehr zur Umsetzung der EG-Bichtli-
nie 91/224/EWG wurde eine weitere wichtige Voraus-
setzung für eine stärkere Nutzung der Wasserstraßen
geschafien.
Seit dem ‘idanuar‘i992 ist
— die An- und Abfuhr auf der Straße zwischen Bela-
de-/Entladestelle und einem im Bahmen von höch-
stens i50km Luftlinie gelegenen Binnenhafen von
Genehmigungspflicht und Kontingentierung befreit;
— die Kabotage im Straßenvor— und "nachiauf im
Kombinierten Verkehr zwischen Mitgliedstaaten
freigegeben;
— die An— und Abfuhr auf der Straße im Kombinierten
Verkehr von der Tarifpflicht ausgenommen.
Außerdem enthält die Verordnung eine Ermächtigung
zur Vereinbarung von bilateralen An- und Abfuhrkon—
tingenten mit Staaten, die nicht der Gemeinschaft
angehören. Damit soll der Güterfernverkehr aus den
osteuropäischen Staaten auf den Kombinierten Ver-
kehr mit Schiene und Binnenwasserstraße (Donau)
umgelenkt werden.
tIer Bundesverband Spedition und Lagerei e.V. (BSL),
Bonn, will verstärkt die Verlagerung von Transporten
von der Straße auf die Wasserstraße fördern. Zu
diesem Zweck wurde zwischenzeitlich unter Federfüh-
rung dieses Bundesverbandes eine Wasserstraßen—
Kombi-Projekt-GmbH zur Prüfung der erforderlichen
Schritte gegründet.
Besondere Bedeutung kommt auch den Schnittstellen
im Güterverkehr, den Umschlagsanlagen des Kombi—
nierten Verkehrs und den Güterverkehrszentren zu.
Die Einbeziehung der Binnenschiffahrt in Umschlags-
anlagen des Kombinierten Verkehrs ist beispielhaft bei
den KV—Terminals in Duisburg und Mannheim, bei
denen außerdem unter Beweis gestellt wurde, was
künftig die Regel werden soll: Planung, Bau und
Betrieb der Terminals sollen in private Hand gelegt
werden.
Auch Güterverkehrszentren sollten, wo immer das
möglich ist, einen Wasserstraßenanschluß haben.
Zuständig für die Errichtung von Güterverkehrszen-
tren sind die kommunalen Gebietskörperschaften und
— koordinierend — die Länder. Güterverkehrszentren
sind auch aus Sicht des Bundesverkehrsministeriums
politisch erwünscht, denn sie erfüllen wichtige ver-
kehrspolitische Zielsetzungen, insbesondere durch
Verbesserung des Zusammenwirkens der Verkehrs-
träger Schiene, Straße und Binnenschiffahrt. Güter-
verkehrszentren sollten daher einen Umschlagsbahn-
hof des Kombinierten Verkehrs Schiene/Straße oder
Binnenschiff/Straße/Schiene enthalten. Gerade durch
die Bündelungs- und Verteilfunktion der Güterver-
kehrsströme eines Güterverkehrszentrums erhält der




Aufgrund zunehmender Verflechtungen zwischen
nationalen und internationalen Märkten ist es unum-
gänglich, nationale Ordnungsvorschriften auch im Bin-
nenschiffahrtsbereich schrittweise den Anforderungen
eines liberalisierten EG-Binnenmarktes anzupassen.
Die freie Preisbildung ist hierfür unerläßlich. Dies
bedeutet erhebliche Veränderungen bei den beste-
henden Regelungswerken der Güterverkehrsmärkte.
Das bisher geltende Verfahren zur Festsetzung von
verbindlichen Beförderungstarifen für Binnenschiffe-
transporte zwischen deutschen Lade- und Löschplät-
zen wird ab 1. Januar 1994 entfallen. Gleichzeitig ist
die Bundesregierung verstärkt um Harmonisierung
der Wettbewerbsbedingungen in der europäischen
Binnenschiffahrt bemüht.
Um das Binnenschiffahrtsgewerbe auf diesen Wandel
vorzubereiten, hat der BMV in der noch verbleibenden
Zeit des bestehenden Tarifbildungssystems den
Frachtenausschüssen die Einführung von Margen und
die Erweiterung bestehender Margen empfohlen
(s. auch Nr. 3.2.1). Dieser Anpassungsprozeß wird
unterstützt durch die 1989 aufgenommene EG—Struk—
turbereinigung in der Binnenschiffahrt, welche eine
Reduzierung des Transportraumüberangebotes
bezweckt und damit die Funktionsfähigkeit der Bin-
nenschiffahrtsmärkte verbessern soll (s. Nr. 3.5).
Die EG hat mit Verordnung Nr. 3921/91 vom
16. Dezember 1991 die grundsätzliche Freigabe der
Kabotage in der Binnenschiffahrt innerhalb der
Gemeinschaft ab 1. Januar 1993 eingeführt. Deutsch—
land kann als Ausnahmeregelung jedoch bis Ende
1994 die Kabotage auf eine Rückfahrt im Anschluß an
einen grenzüberschreitenden Transport beschränken.
Für Transporte zwischen Häfen in den neuen Bundes-
ländern einschließlich Berlin ist die Kabotage bis Ende
1994 ausgeschlossen.
2.2 International
Schwerpunkt der Binnenschiffahrt ist der internatio-
nale (grenzüberschreitende) Verkehr. Dieser ist in den
letzten Jahren angewachsen und gewinnt zunehmend
an Bedeutung. Mit der Vollendung des EG-Binnen—
marktes 1993 sind die Weichen für eine weitere Ent-
wicklung dieses Verkehrs gestellt. Eine wichtige Vor-
aussetzung hierfür istjedoch ein Erfolg bei den Bemü-
hungen um Beendigung des Frachtenverfalls bei den
Transporten im grenzüberschreitenden Verkehr.
Für die internationale Ftheinschiffahrt schafft die
Revidierte Rheinschiffahrtsakte (Mannheimer Akte)
mit den Grundsätzen Schiffahrtsfreiheit und Abgaben-
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freiheit gute Voraussetzungen für ein weiteres
Anwachsen dieses Verkehrs.
Seit Eröffnung des Main-Donau-Kanals am 25. Sep-
tember1992 steht der internationalen Binnenschiff—
fahrt ein durchgehender Wasserweg von der Nord—
see bis zum Schwarzen Meer mit einer Länge von
ca. 3 500 km zur Verfügung. Im Hinblick darauf wur-
den mit den Donauanliegerstaaten und anderen inter—
essierten Ländern bilaterale Binnenschiffahrtsabkom-
men abgeschlossen, um sich auf der Grundlage der
Gegenseitigkeit die notwendigen Verkehrsrechte ein-
zuräumen.
Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur Bel-
grader Donaukonvention von 1948 wird weiterhin
angestrebt.
3. Binnenschiffahrt
3.1 Entwicklung des Binnenschiffsverkehrs
Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland war im
Berichtsjahr wiederum durch unterschiedliche Ten—
denzen in West- und Ostdeutschland gekennzeichnet.
Dies fand auch seinen Niederschlag im binnenländi—
schen Transportvolumen. Die Binnenschiffahrt in Ost—
deutschland litt weiterhin unter dem wirtschaftlichen
Umstrukturierungsprozeß mit entsprechend großem
Nachfrageausfall. Nach bisher vorliegenden Angaben
wurden 1992 insgesamt rd. 226 Mio t (— 2,6 %) beför-
dert.
Die Ertragslage der deutschen Binnenschiffahrt
gestaltete sich als Folge rezessiver Marktentwicklun-
gen, anhaltender Überkapazitäten und verschärften
Wettbewerbs zunehmend unbefriedigend.
Positive Auswirkungen speziell für die Binnenschiff-
fahrt in den neuen Bundesländern sind jedoch zu
erwarten, wenn auf dem umfangreichen Bausektor,
der dort bewältigt werden muß, zusätzliche Transport-
aufgaben von der Binnenschiffahrt verlangt werden.
Außerdem wurden entscheidende Maßnahmen zur
Sanierung der Deutschen Binnenreederei Gmbl-l (Re-
duzierung in Flotte und Personal auf einen bestimm—
ten Kernbereich) getroffen und die Voraussetzungen
zur Privatisierung erreicht. Damit werden die notwen-
digen Voraussetzungen für eine leistungs— und wettbe-
werbsfähige Binnenschiffahrt in den neuen Bundes-
ländern geschaffen mit dem Ziel, eine volkswirtschaft-
lich sinnvolle Aufteilung des Transportaufkommens
unter den einzelnen Verkehrsträgern zu erreichen.
3.1.1 Rheinverkei‘ir
Der Güterverkehr an der deutsch—niederländischen
Grenze bei Emmerich blieb mit 134,781 Miot unter
dem Vorjahresergebnis rnit 138,315 Mio t. Die rezes-
sive Wirtschaftsentwicklung dürfte dafür ursächlich
sein.
Dabei entfielen 1992 (1991) auf den Bergverkehr
90,390 (92,861) Mio t und auf den Talverkehr 44,391
(45,454) Mio t. Es wurden zu Berg 71 470 beladene
und 21 374 leere Schiffe und zu Tal 49 441 beladene
und 43 373 leere Fahrzeuge gezählt. Insgesamt wur—
den 185 658 (201 696) Schiffe mit einer Tragfähigkeit
von 175,101 (192,533) Mio t erfaßt.
Den Flaggenanteil der ausländischen Schiffe am
Ladungsaufkommen bei Emmerich zeigt für 1992
(1991) folgende Aufstellung:
Bergfahrt % Talfahrt %
Deutschland 30,0 (31,6) 15,6 (14,0)
Niederlande 56,3 (55,3) 71,2 (70,4)
Belgien 6,4 (5,7) 8,7 (10,5)
Frankreich 1,2 ( 1,1) 0,9 ( 1,4)
Schweiz 5,3 ( 5,3) 2,4 ( 2,5)
sonstige Staaten 0,8 ( 1,0) 1,2 ( 1,2)
3.1.2 Rhein-See-Verkehr
2 335 beladene Küstenmotorschiffe mit einer Güter-
menge von 2,462 Mio t passierten 1992 die deutsch-
niederländische Rheingrenze bei Emmerich. Das ist
eine Zunahme der beförderten Gütermenge von 0,295
Mio t (+ 13,6 %). Die für Küstenmotorschiffe günstige—
ren Rheinwasserstände im Berichtsjahr trugen dazu
bei.
3.1.3 Fahrgastschiffahrt
Von den Unternehmen der Personenschiffahrt wurden
795 Fahrgastschiffe eingesetzt. Knapp die Hälfte die-
ser Fahrzeuge verfügt über eine Fahrgastkapazität von
jeweils 101 bis 300 Personen. Die Gesamtkapazität
der Weißen Flotte liegt bei rd. 221 000 Fahrgästen.
Aufgrund der recht stabilen guten Wetterlage in der




Nach dem Gesetz über den gewerblichen Binnen-
schiffsverkehr, das am 1. Januar 1994 außer Kraft
treten wird (s. Nr. 2.1.3), werden die Entgelte für
Verkehrsleistungen der Schiffahrt durch Frachten-
ausschüsse, in denen das Binnenschiffahrtsgewerbe
und die Verlader gleichberechtigt vertreten sind, als
Festentgelte oder Mindest- bzw. Höchstentgelte fest-—
gesetzt. Das Bundesministerium für Verkehr erläßt die
genehmigten Beschlüsse der Frachtenausschüsse
über die Entgelte verbindlich gegenüber jedermann
als Rechtsverordnungen, wenn die Entgelte ordnungs-
gemäß zustande gekommen sind und Gründe des
öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen. Die so
zustande gekommenen Entgelte gelten kraft gesetzli-
cher Fiktion als marktgerecht. ln der Trockengüter-
schiffahrt konnte 1992 keine lineare Frachterhöhung
durchgesetzt werden, obwohl eine weitere Kostenstei-
gerung zu verzeichnen war.
Für die Tankschiffahrt erfolgte eine Tarifanhebung um
3,5 %. Gleichzeitig wurde eine um 10 Prozentpunkte
erweiterte Margenregelung von plus 25 %/minus 35 %
unter Wegfall des Treuerabatts vereinbart.
3.2.2 Grenzüberschreitender Verkehr
Nachdem während des Vorjahreszeitraumes noch
eine temporäre Stabilisierung der Raten vor allem in
der Tankschiffahrt zu verzeichnen war, sind die im
grenzüberschreitenden Verkehr freien Frachten auf-
grund rezessiven Konjunkturverlaufs, insbesondere
bei Massengütern, und im Verhältnis zur Nachfrage
weiterhin zu hohen Schiffsraumangebots im Berichts-
jahr nachhaltig gesunken.
3.3 Schiffahrtsabgaben
Für die Benutzung der abgabenpflichtigen Bundes—
wasserstraßen durch Wasserfahrzeuge werden Schiff-
fahrtsabgaben (auf dem Nord-Ostsee-Kanal: Befah-
rungsabgaben) erhoben. Abgabenpflichtig sind die
meisten staugeregelten (kanalisierten) Flüsse und die
Kanäle. Der Rhein, die Elbe, die Oder sowie die
Mündungsstrecken von Weser und Ems sind abga-
benfrei.
Die Schiffahrtsabgaben sind ein Beitrag zu den lau-
fenden Ausgaben der Wasser— und Schiffahrtsverwal-
tung für Betrieb, Unterhaltung und allgemeine Verwal-
tung der Bundeswasserstraßen. Sie sollen aber auch
den Besonderheiten der Region und ihrer Wettbe—
werbsfähigkeit Rechnung tragen, um spezifische
Transporte für den Wasserweg zu gewinnen bzw. zu
erhalten.
Diesen Grundsätzen folgend wurden mit der Ver-
kehrsfreigabe des durchgehenden Main-Donau-
Kanals am 25. September 1992 auch für diesen Teil
des neuen Wasserweges Schiffahrtsabgaben festge-
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setzt. Die Abgabenbelastung für die neu eröffnete
Strecke orientierte sich an den bereits bestehenden
Abgabensätzen für den Main/Main-Donau-Kanal.
Außerdem wurden im lnteresse der Wettbewerbs—
fähigkeit von Binnenschiffahrtstransporten Anpassun-
gen und Ergänzungen in den Schiffahrtsabgaben—
tarifen vorgenommen.
Die Einnahmen aus Schiffahrtsabgaben betrugen im
Jahre 1992 163,6 Mio DM. Davon entfielen auf den
Nord-Ostsee=i<anal rd. 28,7 Mio DM und auf die einem
internationalen Regime unterliegende Mosel (nur
deutsche Verwaltung) rd. 14,2 Mio DM.
3.4 Flttertstrtlktur
Die Struktur der westdeutschen Binnenschiffsflotte
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten erheblich
verändert. Mitte der 50er Jahre — der Wiederaufbau
der deutschen Binnenschiffsflotte war noch nicht
abgeschlossen — waren rd. 6300 Frachtschiffe mit
einem Frachtraum von rd. 3,8 Miot in Betrieb. Nur
30% der Tonnage war motorisiert; die durchschnitt-
liche Größe der Schiffe lag bei 600 t Tragfähigkeit.
Vor Beginn der Abwrackaktion im Jahr 1969 war die
Zahl der Frachtschiffe auf rd. 7000, ihre Tragfähigkeit
auf 4,7 Mio t gestiegen. Der Motorisierungsgrad hatte
75 % erreicht, die durchschnittliche Tragfähigkeit
betrug 670 t. Zusätzlich gab es bereits 37 Schubboote
und 125 Schubleichter. Seitdem verkleinerte sich die
Flotte nach Anzahl der Schiffe und Frachtraum bis
Mitte der 80er Jahre relativ stark, ab 1986 jedoch mit
vermindertem Tempo. 1989 gab es noch rd. 2550
„konventionelle“ Schiffe mit rd. 2,6 Mio t Tragfähigkeit.
Hiervon waren 96% motorisiert, die durchschnittliche
Tragfähigkeit betrug rd.1999 t. Parallel dazu war die
Schubfiotte von der Mitte der 60er bis Mitte der 70er
Jahre erheblich gewachsen, anschließend bis Mitte
der 80er Jahre annähernd konstant geblieben und
seitdem wieder leicht zurückgegangen. Sie hat heute
mit gut 100 Schubbooten, 412 Schubleichtern und
einer Tragfähigkeit von etwa 0,67 Mio t einen Anteil
von 21 % an der Gesamttonnage von 3,2 Mio t (Anla-
gen 8—12).
Seit Anfang der 80er Jahre sind zwei deutliche Trends
zu erkennen:
1. Zunehmend werden Schiffe als sogenannte Kop—
pelverbände gefahren, bei denen in der Regel ein
Schiff mit Eigenantrieb ein oder mehrere motori—
sierte Schiffe oder unmotorisierte Schiffe schiebt
bzw. längsseits nimmt. l-lierzu werden Neubauten




2. Die Neubauten werden erheblich größer. Das
lange Zeit typische sog. „Europaschiff“ mit 85 m
Länge und 1 350 t Tragfähigkeit verliert im Neubau—
bereich zunehmend an Bedeutung und wird durch
das Großmotorschiff mit einer Länge von 110 m
und einer Tragfähigkeit bis zu 3 000t verdrängt.
Größere Schiffe sind derzeit lediglich als Spezial—
schiffe für den Rhein denkbar, wobei die Länge
nach geltender Rechtslage auf 110 m begrenzt ist.
Die gesamtdeutsche Binnenschiffsflotte erhöhte sich
mit dem Beitritt der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik um mehr als 800 Frachtschiffe mit
etwa 0,42 Mio t Tragfähigkeit (Stand Dezember 1992).
Die Struktur dieser Flotte ist gekennzeichnet durch
weitgehende Typisierung in Form relativ kleiner
Schubeinheiten, zumeist mit etwa 400 t Tragfähigkeit
je Leichter. Die hinzugekommenen Selbstfahrer haben
durchweg eine Tragfähigkeit unter 1 000 t.
Die Struktur der gesamten deutschen Binnenschiffs—
flotte hach Art und Anzahl der Schiffe sowie ihrer
Tragfähigkeit und Leistung ist aus den Anlagen 8 und
9 ersichtlich.
3.5 Abwrackaktipri
Die EG-Strukturbereinigung in der Binnenschiffahrt
verfolgt durch die EG—Verordnungen Nr. 1101/89 und
1102/89 das Ziel, das Überangebot an Transportraum
auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft und
der Schweiz durch eine Selbsthilfemaßnahme des
Binnenschiffahrtsgewerbes zu verringern. Auf diese
Weise sollen die Funktionsfähigkeit der Binnenschiff-
fahrtsmärkte und die Ertragslage des Binnenschiff-
fahrtsgewerbes verbessert werden.
Damit die Erfolge der Abwrackaktion nicht durch eine
gleichzeitige lnbetriebnahme zusätzlichen Schiffs-
raums gemindert werden, hat der Rat der EG in der
Verordnung Nr. 1101/89 mit der sogenannten Alt—für-
Neu-Regelung ein lnstrument geschaffen, mit wel-
chem eine Kapazitätserweiterung auf dem Binnen—
schiffsmarkt dadurch erschwert wird, daß Neuinvesti—
tionen nur dann zugelassen werden, wenn gleichzeitig
alter Transportraum gleichen Umfangs vernichtet oder
ein Sonderbeitrag (Bönale) an den Abwrackfonds ent-
richtet wird. Diese Maßnahme enthält im Hinblick auf
die Zielsetzung der EG—Strukturbereinigung ein stabili—
sierendes Element.
las Volumen der gesamten Abwracktonnage im
Güterschiffsbereich (einschließlich der Tonnage Ost—
deutschlands) belief sich bei dieser ersten EG—Aktion
auf rund 1,14 Mio t. Davon entfallen 877 000t auf
Trockenladungsschiffe und 266 000 t auf Tankschiffe.
Der Anteil der Abwracktonnage an der gesamten Ton=
nage betrug im Trockenschiffsbereich 8,4% und im
Tankschiffssektor 14,1%. Auch wenn damit das Ziel
der Aktion, 10% der Trockenschiffs— und 15% der
Tankschiffstonnage aus dem Markt zu nehmen, nicht
ganz erreicht worden ist, so waren doch zunächst
positive Auswirkungen in Gestalt einer verbesserten
Beschäftigungs- und Ertragslage, insbesondere in der
Tankschiffahrt, zu erkennen.
Inzwischen hat sich die Kapazitätssituation wieder
ungünstig entwickelt. Zahlreiche Billigimporte an
Schiffsraum aus Osteuropa haben trotz der Alt-für-
Neu-Regelung wieder zu einem im Verhältnis zur
Nachfrage überhöhten Schiffsraumangebot geführt.
Deshalb eröffnete die EG—Kommission mit EG-Verord-
nung Nr. 3690/92 vom 21. Dezember 1992 eine
erneute, unbefristete Abwrackaktion ab 1. Januar
1993, um auch künftig weiterhin auf bestehende
Kapazitätsüberhänge einzuwirken. Der neu gebildete
Fonds, aus dem Abwrackprämien gewährt werden,
setzt sich zusammen aus Sonderbeiträgen sowie aus
den verminderten Jahresbeiträgen der Schiffahrt nach
Tilgung der vorfinanzierten Abwrackprämien aus der
vorangegangenen Abwrackaktion.
Ebenso ist zu erwarten, daß die Alt-für—Neu-Regelung
über den April 1994 hinaus um weitere 5 Jahre vom
Rat der EG verlängert wird, wie von Bundesregierung
und Gewerbe gefordert. Eine Verschärfung der Ahn-
dung bei Verstößen steht in der Diskussion.
3.6 Verkehrsregelung
3.6.1 Binnenschiffahrtsstraßen
Das Bundesministerium für Verkehr ist nach Binnen-
schiffahrtsaufgabengesetz ermächtigt, zur Abwehr
von Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs sowie zur Verhütung von der Schiffahrt aus-
gehender Gefahren Rechtsverordnungen zu erlas-
sen.
Diese Verordnungen regeln insbesondere das Verhal-
ten während der Fahrt, während der Liegezeit, bei
Durchfahrten von Schleusen und Brücken sowie die
Bezeichnung der Fahrzeuge und der Binnenschiff-
fahrtstraßen.






in ihrem allgemeinen Teil auf der von den Vereinten
Nationen — Wirtschaftskommission für Europa — emp-
fohlenen Europäischen Binnenschiffahrtstraßenord-
nung (CEVNI) beruhen, gelten auf allen Binnenschif-
fahrtsstraßen einheitliche Verkehrsregeln.
Abweichungen gibt es nur dort, wo regionale Gege-
benheiten dies erfordern. Für den Rhein, die iVlosel
und die Donau werden sie durch internationale Gre-
mien, die Zentralkommission für die Rheinschiffahrt,
die Internationale IVloselkommission und die Donau-
kommission vorgegeben.
Ergänzt werden die Polizeivorschriften durch Verord-
nungen und Anordnungen, die von den Wasser- und
Schiffahrtsdirektionen vorübergehend erlassen wer-
den.
Zur weiteren Erhöhung der Sicherheit auf den Binnen-
schifffahrtsstraßen wurde zum 1. Oktober 1992 auf
Beschluß der ZKR ein Promillegrenzwert in der Bin—
nenschiffahrt eingeführt.
Der Vollzug schiffahrtspolizeilicher Vorschriften ist Auf-
gabe der Wasserschutzpolizei der Länder nach Maß-
gabe einer mit dem Bund abgeschlossenen Vereinba-
rung und auch Aufgabe der Wasser— und Schiffahrts-
verwaltung des Bundes. Der Wasserschutzpolizei
obliegen insbesondere die Gefahrenabwehr im
Bereich der Binnenschiffahrt, die Verkehrskontrollen
und die Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen
schiffahrtspolizeiliche Vorschriften.
Der Abschluß förmlicher Vereinbarungen über den
schiffahrtspolizeilichen Vollzug zwischen dem Bund
und den neuen Bundesländern ist vollzogen.
Im Zuge der Revision der Binnenschiffahltsstraßen—
Ordnung werden die mit Einigungsvertrag übernom-
menen schiffahrtspolizeilichen Vorschriften auf den
Binnenschiffahrtsstraßen in den neuen Bundeslän-
dern berücksichtigt.
Ab 1. IVIai 1992 wurden die Berliner Sonderregelun-
gen, gestützt auf eine Rechtsverordnung des Bundes-
ministeriums für Verkehr, nicht mehr angewendet. An
ihre Stelle traten die von der Wasser— und Schiffahrts-
direktion Ost erlassenen Verkehrsvorschriften.
3.6.2 Seeschiffahrtsstraßen
Nach dem Seeaufgabengesetz ist das Bundesmini-
sterium für Verkehr ermächtigt, zur Abwehr von
Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des See—
verkehrs sowie zur Abwehr von Gefahren für das
Wasser Rechtsverordnungen zu erlassen, die den
Verkehr auf den Seeschiffahrtsstraßen regeln.
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Gestützt auf diese Ermächtigungsnorm wurden her-
ausgegeben
— die Verordnung zu den internationalen Regeln von
1972 zur Verhütung von Zusammenstößen auf
See,
— die Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung sowie
— die Einführungsverordnung zur Schiffahrtsordnung
Emsmündung.
lVlit der zuerst genannten Verordnung wurden die
internationalen „Kollisionsverhütungsregeln“ verbind-
lich für den Bereich auch der Seeschiffahrtsstraßen
eingeführt. Die nationale „Seeschiffahrtsstraßen—
Ordnung“ ergänzt diese internationalen Vorschriften
und geht diesen vor, soweit sie abweichende Vor-
schriften enthält.
Der schiffahrtspolizeiliche Vollzug wird auf den See-
schiffahrtsstraßen durch die Wasserschutzpolizei der
Länder ausgeübt. Der Bund hat 1955 Vollzugsverein-
barungen mit den Ländern abgeschlossen, die im
Jahre 1982 durch eine Zusatzvereinbarung mit den
Küstenländern ergänzt wurden (Küstenprotokoll). Ent-
sprechende Vereinbarungen mit dem Land Mecklen—
burg—Vorpommern werden vorbereitet.
Auf der Hohen See, auf der schiffahrtspolizeilicher
Vollzug nur gegenüber Schiffen unter deutscher
Flagge ausgeübt werden kann, ist der Bund zuständig.
Diese Aufgabe wird von der Wasser— und Schiffahrts-
verwaltung wahrgenommen. Zusätzlich wurde durch
die Seeschiffahrtsaufgaben—Übertragungsverordnung
die Wahrnehmung schiffahrtspolizeilicher Vollzugsauf-
gaben auch auf den Bundesgrenzschutz und die Zoll-
verwaltung übertragen.
Am 1. Oktober 1989 trat für die Seeschiffahrtsstraßen
Ems und Leda ein gemeinsames deutsch-niederländi-
sches Verkehrsrecht in Kraft. Durch die Einführunge—
verordnung zur Schiffahrtsordnung Emsmündung
vom 8. August 1989 wurde das im Jahre 1986 mit den
Niederlanden geschlossene Regierungsabkommen
über die Regelung der Schiffahrt in der Emsmündung
in nationales Recht umgesetzt. Die Einführungsver-
ordnung bzw. die Schiffahrtsordnung Emsmündung
ersetzen die bisher dort geltende Seeschiffahrtsstra-
ßen-Ordnung.
Die drei Küstenländer Schleswig-Holstein, Hamburg
und Niedersachsen haben den größten Teil der ihnen
zugehörigen Gebiete des Wattenmeeres zu National—
parken erklärt. Der Bundesminister für Verkehr hat zur
Erreichung des Naturschutzzweckes eine Verordnung
erlassen. Sie enthält im wesentlichen bestimmte
Befahrungsverbote für Seehund— und Seevögel-
schutzgebiete während festgelegter Sch utzzeiten.
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3.7 Schiffssicherheit und Schiffsbesetzung auf Binnen-
schiffahrtsstraßen
Schiffe müssen zum Verkehr auf den Bundeswasser-
straßen technisch zugelassen sein. Da Binnenschiffe
fast ausnahmslos technische Unikate sind, gibt es
keine Typenzulassungen, sondern die Zulassung ist
individuell, d. h. jedes Schiff erhält eine gesonderte
Verkehrszulassung (Schiffsattest/Schiffszeugnis). Vor-
aussetzung ist, daß das Schiff den geltenden Vor—
schriften für Bau, Ausrüstung, Besetzung und Betrieb
der Wasserfahrzeuge in der Binnenschiffahrt ent-
spricht. Das Bundesministerium für Verkehr hat diese
Vorschriften, es sind die Rheinschiffs-Untersuchungs-
ordnung (RheinSchUO) für die Fahrt auf dem Rhein
und die Binnenschiffe-Untersuchungsordnung (Bin-
SchUO) für die Fahrt auf den übrigen Wasserstraßen
weitgehend international abgestimmt und entwickelt
sie in den entsprechenden Gremien, vor allem in der
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt, ständig
weiter. Der RheinSchUO fällt hierbei eine Art Pilotfunk-
tion zu, sind doch in der Zentralkommission für die
Rheinschiffahrt alle EG-Staaten vertreten, die auf dem
westeuropäischen Wasserstraßennetz in nennens-
wertem Umfang Binnenschiffahrt betreiben. Die EG
hat die Bestimmungen der RheinSchUO weitgehend
übernommen und eine entsprechende Richtlinie über
die technischen Anforderungen an Binnenschiffe
erlassen. Diese war Basis für die Binnenschiffahrts-
Untersuchungsordnung von 1988, mit der die Verord—
nung von 1977 abgelöst wurde.
Durch die EG-Richtlinie wird bewirkt, daß nach einer
gewissen Übergangszeit diese weitgehende Einheit—
lichkeit auf das gesamte westeuropäische Wasser-
straßennetz ausgedehnt wird. Für den Rhein gilt dies
schon seit vielen Jahrzehnten, da die RheinSchUO
auf der gesamten internationalen Wasserstraße Rhein
anzuwenden ist.
Auf allen Bundeswasserstraßen in ganz Deutschland,
abgesehen von einigen wenigen wasserstraßenspezi-
fischen Anforderungen auf Seeschiffahrtstraßen und
Kanälen, gelten also schon jetzt einheitliche Vorschrif-
ten über die technische Zulassung der Schiffe. Für die
fünf neuen Bundesländer zuzüglich des Gebietes des
früheren Berlin (Ost) können entsprechend dem Eini-
gungsvertrag für dort beiheimatete Schiffe, soweit sie
auf Wasserstraßen außerhalb des Rheins fahren, bis
1998 Übergangsregelungen in Anspruch genommen
werden.
Die Durchführung der Verordnungen obliegt den
Schiffsuntersuchungskommissionen (SUK), die mit
geringem eigenen Personalaufwand unter weitgehen-
dem Einsatz von externen Sachverständigen, vor
allem aus der Binnenschiffahrts—Berufsgenossen-
schaft und dem Germanischen Lloyd, tätig sind.
Die Binnenschiffahrt hält nicht zuletzt durch die vorge—
nannten Vorschriften, verbunden mit dem entspre-
chenden Sicherheitsbewußtsein der Gewerbetrei-
benden, ein hohes Maß an technischer Sicherheit.
Die Besatzungsvorschriften für Binnenschiffe sind
wegen des Zusammenhangs mit der Schiffssicherheit
in den Vorschriften über die Schiffsuntersuchung
geregelt. Soweit der Einsatz des Besatzungsperso—
nals von Binnenschiffen besondere Befähigungen
voraussetzt, obliegt die Erteilung der entsprechenden
Ausweise den Behörden der Wasser— und Schiffahrts-
verwaltung entsprechend den jeweiligen Patentvor—
schriften (Sportbootführerschein s. Nr. 3.11).
3.3 Transport gefährlicher Güter
Der Binnenschiffsverkehr ist weiterhin der Verkehrs-
träger, auf den über größere Entfernungen die meisten
gefährlichen Güter (überwiegend Mineralölprodukte)
befördert werden.
Die Vorschriften über die Beförderung gefährlicher
Güter auf dem Rhein (ADNB) werden bei der Zentral-
kommission für die Rheinschiffahrt (ZKR) in Straßburg
zur Zeit noch revidiert. Die Revisionsarbeiten sind
aber soweit fortgeschritten, daß sie nunmehr Ende
1993 abgeschlossen werden können. Das neue
ADNR soll am 1.1.1995 in allen Rheinanliegerstaaten
in Kraft treten. Es wird durch Verzicht auf Verweisun-
gen innerhalb der Vorschriften insgesamt anwen—
dungsfreundlicher sein.
In Genf wird bei der VN-Wirtschaftskommission für
Europa (ECE) an einem Übereinkommen über die
Beförderung gefährlicher Güter auf europäischen Bin-
nenwasserstraßen (ADN) gearbeitet. Die Genfer Ar-
beiten basieren auf den entsprechenden Entwürfen
für das neue ADNR; Ziel sind inhaltsgleiche Vorschrif-
ten in ADNR und ADN.
Mit Wirkung vom 1. Juli 1992 wurde die Gefahrgutver-
ordnung Binnenschiffahrt auf den deutschen Teil der
Donau zwischen Kelheim und Jochenstein ausge-
dehnt. Erste vorliegende Erfahrungen zeigen, daß sich
insbesondere an Schiffen aus den Donauanlieger-
staaten der Sicherheitsstandard erhöht hat. Im übri-
gen wurde festgestellt, daß nach Eröffnung des Main-
Donau-Kanals Mineralölprodukte von Karlsruhe aus in
den Donau-Raum in Tankschiffen befördert werden.
Die Ausbildung von Sachkundigen an Bord von Ge-
fahrgutschiffen hat sich grundsätzlich bewährt, gleich-
wohl wurde mit den anderen Rheinanliegerstaaten ein
neues Ausbildungs- und Schulungskonzept erarbeitet.
Insbesondere ist daran gedacht, Schulungen, die bis-
her zum Nachweis der Sachkunde nicht zwingend
vorgeschrieben waren, nunmehr verbindlich zu ma—
chen und diese praxisnaher zu gestalten. Des weite-
ren sollen Sachkundige an Bord von Gastankschiffen




Der hohe Sicherheitsstandard der Binnenschiffahrt
dokumentiert sich am augenfälligsten an der geringen
Unfallhäufigkeit und an den geringen Unfallfolgen. Die
Zahl der gemeldeten Unfälle (Bundesgebiet nach dem
Gebietsstand bis zum 3. Oktober 1990) hat sich seit
Anfang der 70er Jahre etwa halbiert. Sie bewegt sich
seit 5 Jahren bei etwa 1 100—1 200 pro Jahr. Hierbei
ist hervorzuheben, daß bei rund 50% dieser Unfälle
überhaupt kein erkennbarer Schaden eintritt. Es ver-
bleiben somit ca. 500 bis 600 schadensrelevante
Unfälle. Hiervon haben im Mittel
— annähernd 400 leichte Sachschäden zur Folge
(Weiterfahren ohne Instandsetzung möglich),
— etwa 150—180 mittleren Sachschaden zur Folge
(Weiterfahrt nur zur Instandsetzung möglich oder
zulässig),
— etwa 5 schweren Sachschaden zur Folge (Weiter-
fahrt ohne vorherige Instandsetzung nicht möglich
oder zulässig).
1992 traten bei 16 Tankschiffsunfällen im Bundesge-
biet rd. 56 m3 flüssige Ladung aus. Etwa 60 % der
Ladungsverluste ereigneten sich bei 7 Unfällen auf
dem Rhein. Etwa 90 % der ausgetretenen Mengen
waren Mineralöle. Ein großer Teil konnte durch
Schlengelanlagen und andere Vorrichtungen aufge-
fangen und abgesaugt werden.
In den letzten 10 Jahren wurden pro Jahr im Mittel 100
Personen bei Unfällen verletzt — einschließlich Leicht—
verletzte — und 10 Personen getötet. Betrachtet man
nur die Verkehrsunfälle, Iäßt also die Unfälle im
Schiffsbetrieb außer acht, so halbieren sich die letzt-
genannten Zahlen etwa.
Das Zusammenwirken von




gemeinsam mit berufsgenossenschaftlichen In-
stanzen
hat in diesem Zeitraum offensichtlich positiv gewirkt.
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Der erreichte, sehr hohe Sicherheitsstandard im Ver-
kehrssystem Binnenschiffahrt/Wasserstraße wird sich,
gemessen am Unfallgeschehen, zukünftig nur noch in
kleinen Schritten verbessern lassen.
3.9.2 Seeschiffahrtsstraßen
Nach den von den Wasser— und Schiffahrtsdirektionen
Nord und Nordwest erstellten Zusammenstellungen
des Schiffsverkehrs und der Schiffsunfälle der Berufs-
und Sportschiffahrt auf den Seeschiffahrtsstraßen, in
den bundeseigenen Häfen und Schleusen in diesem
Bereich sowie auf der Hohen See im Bereich des
deutschen Festlandsockels einschließlich der Ver—
kehrstrennungsgebiete wurden im Jahre 1992 (1991)
insgesamt 306 (325) Unfälle der Berufsschiffahrt und
108 (93) Unfälle der Sportschiffahrt erfaßt. Bei der
Berufsschiffahrt ist somit eine Abnahme von 5,8%
(0%) festzustellen. Bei der Sportschiffahrt ist eine
Zunahme der Unfälle um 16,1 °/o (— 2,1 %) festzustel-
len. Ein signifikanter Rückgang der Unfälle bei der
Berufsschiffahrt ist auf dem Revier Elbe mit —23 Unfäl-
len (— 31,5%) zu verzeichnen, während sich auf dem
Revier Weser die Unfälle um 15 (+ 44,1 %) erhöhten.
Bei der Sportschiffahrt erhöhte sich die Anzahl der
Unfälle im Bereich Ostsee innerhalb der Grenze der
Seefahrt um 18 (+ 450%), während die Unfälle im
Bereich der Ostsee außerhalb der Grenze der See-
fahrt um 27 (— 90%) abnahmen.
An den Unfällen waren 14 (6) Tankschiffe mit gefährli-
chen Gütern beteiligt, die bei den Unfällen überwie—
gend Sachschäden erlitten. In einem Fall kam es zu
einer Umweltverschmutzung durch austretenden
Treibstoff.
Bei einer Reihe von Unfällen kam es zu Personen-
schäden. Hierbei wurden 12 (5) Personen getötet und
37 (3) verletzt.
3.10 Technische Entwicklung und Forschung
Die Ergebnisse des vom Bundesverkehrsministerium
von Beginn an unterstützten und vom Bundesfor-
schungsministerium finanziell geförderten For-
schungsvorhabens „Forschung und Entwicklung für
die Binnenschiffahrt“ („Binnenschiff der Zukunft“) wer—
den in der Zukunft vor allem beim Bau von Großmo—
torschiffen mehr und mehr genutzt werden.
Die Binnenschiffahrtsflotte der ehemaligen DDR er-
reichte bislang bei weitem nicht die Transportleistung,
die aufgrund ihrer Kapazität erwartet werden konnte.
Als Ursachen sind neben Mängeln in der Organisa—
tionsstruktur und im Ausbau der Wasserstraßen auch
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die in weiten Bereichen etwa auf dem Stand der
sechziger Jahre stehengebliebene Technik der Schiffe
anzusehen. Das vom Bundesministerium für Verkehr
unterstützte und in Teilbereichen mitgestaltete Ver-
bundforschungsvorhaben „Verbesserung der Effektivi-
tät der Binnenschiffahrt unter Berücksichtigung der
besonderen Bedingungen auf dem Gebiet der neuen
Bundesländer (VEBIS)“, wird durch das Bundesfor—
schungsministerium finanziell gefördert. Es sollen
— Möglichkeiten zur schnellen antriebstechnischen
Verbesserung vorhandener Schubboote ermittelt
und
— Konzeptionen für neue flachwassergeeignete
Schiffstypen für den wirtschaftlichen Einsatz auf
den Wasserstraßen im Beitrittsgebiet erarbeitet
werden.
Konkret wird angestrebt:
— optimale Anpassung an die vorhandenen und mit—
telfristig (etwa 10 bis 15 Jahre) zu erwartenden
Wasserstraßenverhältnisse in den neuen Bundes-
ländern und in Berlin;
— technische Perspektiven für einen wirtschaftlichen
Einsatz im gesamten west- und mitteleuropäischen
Wasserstraßennetz, möglichst auch im küstenna-
hen Seebereich, vor allem der Ostseeküste.
Die Durchführung erfolgt unter Federführung eines
Rostocker lnstituts sowie in Duisburg, Hamburg, Pots—
dam und Spey.
3.11 Sportschiffahrt
Die Sportschiffahrt ist mit einem hohen Anteil am
Verkehrsaufkommen auf den Binnenschiffahrtsstra—
ßen des Bundes beteiligt.
Ihre zunehmende Bedeutung für die Freizeitgestal-
tung und auch als Wirtschaftsfaktor wird insbesondere
auf den durchgeführten Messen deutlich.
Auf der jährlich in Düsseldorf stattfindenden „boot“ ist
das Bundesministerium für Verkehr mit einem eigenen
Stand vertreten.
Die Verkehrsvorschriften, die in den jeweiligen Schiff—
fahrtspolizeiverordnungen enthalten sind, gelten grund-
sätzlich auch für Wassersportfahrzeuge (Anlage 13).
Es bestehen für sie jedoch zahlreiche Sondervor-
schriften, die sich nach der Art der Fahrzeuge richten
oder auch nach ihrem Einsatzort.
Eine Zulassung zum Verkehr auf den Binnenschiff-
fahrtsstraßen in Form einer Fahrtauglichkeitsbeschei-
nigung benötigen nur Fahrzeuge mit einer Wasserver-
drängung ab 15 m3, alle anderen Sportfahrzeuge un-
terliegen keiner Zulassungspflicht.
Zum Führen eines Wasserfahrzeugs ist je nach seiner
Eigenschaft eine Erlaubnis erforderlich. Einzelheiten
enthalten die Sportbootführerscheinverordnung—Bin—
nen sowie die Patentvorschriften, wenn es sich um
Sportboote zwischen 15 und 60 m3 Wasserverdrän—
gung handelt. Für sportlich genutzte Fahrzeuge von
mehr als 60 m3 Wasserverdrängung gelten keine
Sonderbestimmungen. Sie unterliegen den Bestim-
mungen, die auch für die gewerbliche Schiffahrt zu-
treffen. Segelboote, Surfbretter, Ruder— und Paddel-
boote sowie motorbetriebene Boote bis 5 PS sind
führerscheinfrei. Im Land Berlin ist auch das Führen
von motorbetriebenen Booten unter 5 PS einschließ-
lich Segelboote und Segelsurfbretter führerschein-
pflichtig.
lVlit der Erteilung der Sportbootführerscheine und der
Abnahme der ihr vorausgegangenen Prüfungen sind
der deutsche Motoryachtverband und der Deutsche
Segler-Verband als Spitzenverbände des Wasser-
sports gemäß ä 3a des Binnenschiffahrtsaufgabenge-
setzes beliehen worden. Sie nehmen insoweit staatli-
che Aufgaben wahr und unterliegen als Folge der
Beleihung der Rechts- und Fachaufsicht des Bundes-
ministeriums für Verkehr, das in diesem Rahmen ent-
sprechende Verwaltungsaufgaben zu erfüllen hat. Das
Verfahren ist in Richtlinien konkretisiert.
4. Bundeswasserstraßen
4.1 Beschreibung der Bundeswasserstraßen
Bundeswasserstraßen (Anlage 1) werden entspre-
chend ihrer überwiegenden Verkehrsnutzung in Bin-
nenschiffahrtsstraßen und Seeschiffahrtsstraßen
unterteilt. In den nachstehenden Übersichten sind die
wichtigsten Daten der Bundeswasserstraßen zu-
sammengestellt.
4.1.1 Binnenschiffehrtsstraßen
Eine Beschreibung der Binnenschiffahltsstraßen
erfolgt für die alten und neuen Bundesländer in alpha-
betischer Reihenfolge in Form einer tabellarischen
Darstellung der wichtigsten Daten (s.Tabelle S.22f).
Darin beziehen sich die Längenangaben auf die
Hauptstrecken der Wasserstraßen. Als Höhendiffe—
renz ist der mittlere Höhenunterschied über die
gesamte Länge angegeben.
Zu den Bundeswasserstraßen gehören auch die bun-
deseigenen Talsperren an Eder und Diemel, die zum
Zwecke der Wasserversorgung des Mittellandkanals
in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts errichtet
wurden. Seit der Stauregelung der iViittelweser haben
diese Talsperren Bedeutung vor allem für die Niedrig-
wasseraufhöhung der Oberweser für die Schiffahrt. lm
Zusammenhang mit dem Bau des Wasserstraßen-
kreuzes Magdeburg, im Zuge des Projektes 17 der
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit, gewinnt der Was-
serversorgungszweck wieder besondere Bedeutung.
Die Talsperren dienen ferner dem Hochwasserschutz
und der Stromerzeugung. Fremdenverkehr, Wasser-
sport und Fischerei haben sich dank der Talsperren
stark entwickelt.
Talsperren Eder Diemel
Mauerlänge: 400 m 194 m
Höhe: 47 m 42 m




Die Seeschiffahrtsstraßen (Anlage 3), die von der
seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres (Ho-
heitsgrenze der Bundesrepublik Deutschland) bis tief
hinein in die Unterläufe der Flüsse sowie in die Förden
und Buchten des Meeres reichen, dienen in erster
Linie der deutschen und internationalen Seeschiffahrt
als Zufahrten zu den deutschen Seehäfen (Anla—
gen 17a, 17b und 18).
Diese Zufahrten werden, soweit wirtschaftlich vertret-
bar, den wachsenden Tiefgängen der Seeschiffe
angepaßt (Anlage 5). Sie sind mit Schiffahrtszeichen
so ausgestaltet, daß auch bei hoher Verkehrsdichte
und ungünstigen Wetterverhältnissen der Verkehr
sicher und leicht stattfinden kann. Ihre Leistungsfähig-
keit hat für die Wettbewerbslage der deutschen See-
häfen, über die etwa ein Drittel des gesamten grenz—
überschreitenden Verkehrs der Bundesrepublik (ein-
schließlich Rohrfernleitungen) abgewickelt wird, aus-
schlaggebende Bedeutung.
Die Häfen Hörnum und Borkum dienen der Schiffahrt
als Schutzhäfen. Die Insel Helgoland hat ihre beson-
dere Bedeutung als Schutzhafen für die Hochseefi-
scherei und die Sportschiffahrt sowie als Standort von
Radar— und UKW-Sprechfunkanlagen für das Ver-
kehrssicherungssystem Deutsche Bucht.
Die Unterhaltung der Seewasserstraßen umfaßt auch
die Arbeiten und Maßnahmen zur Sicherung des
Bestandes der Inseln Borkum und Wangerooge.
Diese sind Eckpfeiler der Seeschiffahrtsstraßen Ems



















































































































































































































In der Tabelle auf Seite 24 sind die wichtigsten Daten
der Seeschiffahrtsstraßen der alten und neuen Bun-
desländer zusammengestellt. Als Ordnungssystem
wurde hier die geographische Lage der Wasserstra-
ßen von West nach Ost gewählt.
Die Gesamtlänge der SeeschiffahrtsstraBen der alten
und neuen Bundesländer beträgt rd. 800 km.
4.2 llllasserstrallenhaushalt
Die Ausgaben für die Bundeswasserstraßen umfas-
sen die Bereiche
— Investitionen,
— Betrieb und Unterhaltung,
— Verwaltung
mit einem Gesamtvolumen 1992 von rd. 2,3 Mrd DM
(ohne Bundesanstalten).
Der lnvestitionsanteil liegt gegenwärtig bei rd. 46%.
Im Jahr 1992 betrugen die Ausgaben des Bundes für
Investitionen (einschl. Bauieitungsausgaben) 926 Mio
DM. Hinzu kommen 135 Mio DM, die von den Bun-
desländern und anderen Dritten aufgrund von Regie-
rungsabkommen für einzelne langfristig ausgerichtete
Wasserstraßenprojekte bereitgestellt wurden. Von den
Investitionen entfielen 1992 165 Mio DM auf den
Küstenbereich und 896 Mio DM auf den Binnenbe-
reich. Der Anteil der neuen Bundesländer lag bei 112
Mio DM.
Durch eine verbesserte Ausrichtung des Aufgaben—
umfangs am volkswirtschaftlich notwendigen Bedarf
und durch Rationalisierungsmaßnahmen soll ein
möglichst wirksamer Einsatz der verfügbaren Mittel
gewährleistet werden. Auch in einer gesamtwirtschaft-
lich sinnvollen Aufgabenteilung zwischen Regie- und
Unternehmerarbeit liegt eine wichtige Steuerungs-
möglichkeit zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit.
Als Hilfsmitel für eine Verbesserung der wirtschaftli-
chen Aufgabenerledigung und für die systematische
Bearbeitung der vielfältigen Rationalisierungsaufga-
ben wird z.Z. eine IT—gestützte Kosten— und Leistungs-
rechung (WSV-KLR) erprobt. Die WSV-KLR wird
künftig die Grundlage aller Untersuchungen und Ent—
scheidungen im Bereich Unterhaltung und Betrieb der
Bundeswsserstraßen bilden; sie ist so angelegt, da8
sie sich für unterschiedliche Problemstellungen eignet,
von grundsätzlichen (langfristigen) Fragen der Aufga-
benwirtschaftlichkeit bis zu (kurzfristigen) Fragen der
Einsatzplanung.
Für Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung der Bun—
deswasserstraßen wurden 1992 1,236 Mrd DM auf-
gewendet.
es Aus-a und Neubau
A.8.1 Verkehrsprejekt 17i „Deutsche Einheit“
Wasserstraßen verbindung
Hannover—Magdeburg—Berlin
Mit dem Projekt 17 soll die Wasserstraßenverbindung
Hannover—Magdeburg—Berlin an vorhandenes west-
europäisches Niveau angeglichen werden. Durch den
Anschluß an die wichtigsten Nordseehäfen und die
Industriezentren im Westen über leistungsfähige,
sichere, wirtschaftliche und umweltfreundliche Was—
serstraßen sollen für Magdeburg, für den Großraum
und die Stadt Berlin und die angrenzenden Regionen
zukunftsorientierte Standortbedingungen hergestellt
werden. Das Projekt 17 besteht aus mehreren Teil-
maßnahmen. Besondere Priorität hat der Bau des
Wasserstraßenkreuzes Magdeburg, um den die Elbe
kreuzenden Verkehr sowie den Verkehr von und nach
Magdeburg frühzeitig von den über lange Zeiträume
im Jahr niedrigen Elbwasserständen unabhängig zu
machen. Die Kanalstrecken werden den Regelabmes-
sungen des nordwestdeutschen Kanalnetzes entspre-
chend ausgebaut.
Wasserstraßenkreuz Magdeburg
Bereits vor dem zweiten Weltkrieg sah die wasserbau-
Iiche Planung eine Verbindung des Mittellandkanals
mit dem EIbe—HaveI—Kanal vor, um so eine durchge-
hende Wasserstraßenverbindung zwischen Rhein
und Oder zu erhalten. Mit dem Bau der dafür notwen-
digen Kanalbrücke über die Elbe, einer Kanalstrecke
auf dem Ostufer und eines Doppelhebewerkes zur
Überwindung des Höhenunterschiedes zwischen Mit-
tellandkanal und Elbe-HaveI-Kanal von 18 m ist in den
30er Jahren begonnen worden, doch blieb der Bau
durch Kriegs- und Nachkriegszeit unterbrochen.
Der Schiffsverkehr über die West-Ost-Magistrale muß
zur Zeit noch den Weg über das Schiffshebewerk
(SHW) Rothensee, den Abstiegskanal bis zur Elbe,
dann den Elbestrom abwärts bis zum Niegripper-Ver-
bindungskanal und über die Schleuse Niegripp in den
Elbe-Havel-Kanal nehmen. Die Streckenlänge beträgt
ca. 18 km und ist damit um ca. 12 km länger als der
ursprünglich geplante Weg über eine Kanalbrücke.
Bedeutender als der Umweg ist, daß der Schiffsver-
kehr dabei durch Engpässe, vor allem die Abmessun-
gen des SHW Rothensee sowie die schwankenden
Wasserstände in der Elbe mit ihren zeitweise langan-
haltenden Niedrigwasserperioden, erheblich beein—
trächtigt wird. Zur Lösung dieses Problems wurden
planerisch die Alternativen
— Kanalbrücke über die Elbe oder
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Die Entscheidung ist wegen der eindeutigen ökono-
mischen, ökologischen und zeitlichen Vorteile zugun—
sten der Brückenlösung gefallen. Insgesamt wird die
Kanalbrücke 900m lang sein, davon überspannen
700 m das Vorland der Elbe. Anstelle des einst
geplanten Doppelhebewerkes in Hohenwarthe wird
eine Doppelkammer—Sparschleuse (190 m x 12,5 m)
den Abstieg von rd. 18 m überwinden. Für die Verbin-
dung zu den Magdeburger Häfen und zur Elbe wird
eine Sparschleuse in Rothensee gebaut. Die Spar-
schleuse mit 3 Sparbecken ermöglicht eine Wasser-
einsparung von 60%. Das alte Schiffshebewerk
Rothensee bleibt bestehen.
Dieses Konzept für den Neubau des Magdeburger
Wasserstraßenkreuzes bestätigt im wesentlichen die
in den 30er Jahren getroffenen Überlegungen, wobei
die Abmessungen der Bauwerke heutigen Anforde—
rungen entsprechen. Im Jahre 1992 wurde die Pla-
nung weitergeführt und die Haushaltsunterlage
erstellt.
4.3.2 Übrige Binnensehiffahrtsstraßen in den neuen
Bundesländern
Elbe-Havel-Kanal (EHK)
Der Kanalquerschnitt des EHK wird in seiner gesam-
ten Länge von rd. 55 km von dem vorhandenen Mul-
denprofil mit nur 35 m Wasserspiegelbreite und 3,5 m
Wassertiefe um 20 m verbreitert und 0,5 m vertieft, so
daß er den modernen Schiffsgrößen gerecht wird. Der
Ausbau soll vorrangig im Trapezprofil erfolgen.
Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit sollen die
Schleusen Zerben und Wusterwitz jeweils eine neue
Schleusenkammer erhalten. Der Entwurf-HU, der
auch die Maßnahmen an der Unteren HaveI-Wasser-
straße, am Havelkanal und an den Berliner Wasser-




Untere Havel— Wasserstraße (UHW)
Der Teilbereich der Unteren HaveI—Wasserstraße vom
Plauer See bis zum Jungfernsee besteht aus Fluß-
und Seenstrecken sowie dem Silokanal in der Stadt
Brandenburg und dem Sacrow—Paretzer Kanal.
Günstige natürliche Bedingungen sowie in der Ver-
gangenheit durchgeführte Ausbaumaßnahmen
(15 Durchstiche und Kurvenabflachungen) bieten gute
Voraussetzungen für den geplanten Ausbau. Die
erforderlichen Baumaßnahmen und Eingriffe sind ver-
hältnismäßig gering. Die Ausbaumaßnahmen umfas-
sen FahnNasserenNeiterungen, Kanalverbreiterungen,
Kurvenabflachungen und voraussichtlich einen
Durchstich, Deckwerkserneuerungen und Deckwerks-
anpassungen sowie den Neubau einer Schleuse an
der Staustufe Brandenburg und den Neubau des
Wehres Bahnitz. Schwerpunkte der bauvorbereiten-
den Maßnahmen sind der Ausbau des Silo- und des
Sacrow-Paretzer Kanals.
Berliner Wasserstraßen — Südstrecke
Der geplante Ausbauabschnitt Berlin-Süd beginnt im
Jungfernsee und umfaßt den Teltowkanal (TeK) bis
km 28,3, den Britzer Verbindungskanal (BVK) von km
28,3 a bis km 31,7 a, die Spree-Oder—Wasserstraße
(SOW) von km 26,5 bis km 20,7 und endet am Ostha—
fen. Ausbauarbeiten im Rahmen des Grundinstand-
setzungsprogramms für den Teltowkanal wurden fort-
geführt (Anlage 4).
Berliner Wasserstraßen — Nordstrecke
Unter der Bezeichnung Berlin-Nord werden die Untere
HaveI-Wasserstraße (UHW) von km 16,3—km 0, die
Spree-Oder—Wasserstraße (SOW) von km O—km 6,5
und der Westhafenkanal (WHK) von km 0,01—km 3,0
bis zum Westhafen ausgebaut. Von den 13 Brücken
haben nur 2 Brücken die erforderliche Durchfahrtshöhe
und Durchfahrtsbreite. Zur Verbesserung der Lei-
stungsfähigkeit soll die Schleuse Charlottenburg neu
gebaut werden. Die Vorarbeiten mit Umweltverträg-
lichkeitsstudie und Planungen zum Ausbau der
Schleuse sind angelaufen (Anlage 4).
Gosener Kanal (GoK)
Die Maßnahmen zur Uferinstandsetzung (2. Bauab-
schnitt) wurden zum überwiegenden Teil fertiggestellt.
Müritz-E/de-Wasserstraße (MEW)
Der Neubau der Schleuse Dömitz wurde am 21. Mai
1992 für den Verkehr freigegeben. Damit wurde der
Zugang in das Wassersportrevier der Müritz-Elde-
Wasserstraße von der Elbe aus nach 3 Jahren wieder
durchgehend befahrbar.
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Schiffshebewerk Niederfinow
Havel-Oder— Wasserstraße (HOW)
ln den Bundesverkehrswegeplan 1992 wurde als „Vor—
dringlicher Bedarf“ ein Teilausbau der Wasserstraße
für eine Abladetiefe von 2,20 m bei gleichzeitiger
Verbreiterung einzelner Abschnitte sowie der Bau
eines zusätzlichen Abstiegsbauwerks in Niederfinow
mit einem lnvestitionsvolumen von rd. 1,2 Mrd. DM
aufgenommen. lVlit den planerischen Arbeiten
Grundlagenermittlung und Vorplanungen — wurde
begonnen.
Spree—Oder- Wasserstraße (SOW)
Für den Neubau des Leitwerkes und der Liegestelle
im unteren Vorhafen der Südkammer der Schleuse
Kersdorf wurden die Arbeiten weitgehend abge-
schlossen. Für die Durchführung der Ufersicherungs—
arbeiten und Baggerungen am Spreebogen zwischen
Lutherbrücke und Humboldthafen wurde die Haus—
haltsunterlage erstellt.
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4.3.3 Binnenschiffahrtsstraßen in den
alten Bundesländern
Datteln-Hamm-Kanal (DHK)
Über den Ausbau der DHK-Weststrecke (und den
Restausbau des RHK) wurde am 7.4. 1992 ein Ver-
waltungsabkommen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Land Nordrhein—Westfalen
abgeschlossen.
Donau (D0)
Die Donau soll auf der Grundlage des zwischen Bund
und Bayern abgeschlossenen „Duisburger Vertrages“
vom 16. September 1966 im Streckenabschnitt zwi-
schen Regensburg und Vilshofen mit Staustufen aus-
gebaut werden. Der Ausbau wird von der Rhein-
lVIain-Donau AG im Auftrag des Bundes durchge-
führt.
ln der in Betrieb befindlichen Ausbaustrecke Regens-
burg—Geisling wurden Bestarbeiten durchgeführt.
Der Ausbauabschnitt Geisling—Straubing befindet sich
im Bau. Arbeitsschwerpunkte waren Wehr und RMD-
Kraftwerk sowie im anschließenden Stauraum die
Durchstiche Öberau und Obermotzing, die Umgestal-
tung der Vorländer und der Bau der Seitendämme.
Das Schöpfwerk Laber wurde in Betrieb genommen.
Die tiefbaulichen Arbeiten an Wehr und Kraftwerk
Straubing sowie am Schöpfwerk Niedermotzing
kamen zum Abschluß. Für den letzten Teilabschnitt
der Stauhaltung Straubing wurde das Planfeststel-
lungsverfahren eingeleitet.
Für den Streckenabschnitt Straubing—Vilshofen
wurde die Planung fortgeführt; das Raumordnungs—
verfahren wurde eingeleitet.
Dortmund-Ems-Kanal (DEK)
Das Ausstellungsgebäude an der Kanalstufe Henri—
chenburg/Waltrop ist inzwischen fertiggestellt und für
Besucher geöffnet.
Die Umbauarbeiten der alten Schachtschleuse zur
Bootsschleppe einschließlich Neubau der Unterhaupt—
brücke wurden weitgehend abgeschlossen. Für den
Ausbau des Streckenabschnitts km 21 ,5—23,24 in der
neuen Fahrt Olfen ist der Planfeststellungsbeschluß
ergangen. Die Umweltverträglichkeitsuntersuchungen
für die Fortsetzung der neuen Fahrt Olfen und die
’ Streckenabschnitte zwischen Münster und Schmiede-
hausen wurden eingeleitet.
Die Baumaßnahmen für die Ouerschnittsaufweitung,
Dammverstärkung, den Bau eines Sicherheitstores
und einer Brücke über einen Wirtschaftsweg wurden
begonnen.
Elbe-Seitenkanal (ESK)
Am Elbe-Seitenkanal wurden die Rest— und Nachar-
beiten an den Schiffahrtsanlagen fortgeführt.
Küstenkanal (KK)
Für den Ausbau der Stadtstrecke Oldenburg wurde
die Ausführungsplanung abgeschlossen. Gegen den
erlassenen Planfeststellungsbeschluß und die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung wurde seitens der
Anlieger und der Stadt vor dem Verwaltungsgericht
Oldenburg geklagt. '
Main (lt/la)
Der Fahrrinnenausbau ist zwischen Aschaffenburg
und Würzburg mit Ausnahme der Strecke Bürgstadt
bis Harrbach fertiggestellt. Hier steht der Schiffahrt
zwischen Mainmündung und Würzburg durchgehend
eine 2,90 m tiefe Fahrrinne zur Verfügung. in den
Haltungen Harrbach, Himmelstadt und Erlabrunn wur-
den ökologische Ausgleichsmaßnahmen in größerem
Umfang durchgeführt.
Zwischen Würzburg und Bamberg laufen die Pla-
nungsarbeiten für die Vertiefung der Fahrrinne weiter.
Im Bereich des Untermains wurde der Umbau der
Nordschleuse Offenbach mit dem Ziel einer Vergröße-
rung der Nutzlänge auf 230 m und einer Vertiefung der
Kammer auf 3,50 m weiter vorangebracht. Durch
diese Maßnahmen in Verbindung mit dem bereits
fertiggestellten Umbau des unteren Vorhafens wird die
Durchfahrt mit großen Fahrzeugen und Fahrzeugver—
bänden durch die Schleuse wesentlich erleichtert.
ll/laln-Donau-Kanal (MDK)
Der Main-Donau-Kanal wurde nach fast dreißigjähri-
ger Bauzeit am 25. September 1992 feierlich eröffnet.
Mit der Verkehrsfreigabe auf den letzten 22 km zwi-
schen Bachhausen und Dietfurt des insgesamt
171 km langen Kanals zwischen Bamberg und Kel-
heim wurde eine durchgehende Wasserstraße von
der Nordsee bis zum Schwarzen Meer geschaffen
(Anlagen 15 und 16).
Die Planungs- und Bauarbeiten konnten bis auf einige
Restarbeiten sowie verschiedene kanalbegleitende
Anpassungs- und Ausgleichsmaßnahmen abge-
schlossen werden. Die Bautätigkeiten erstreckten sich
hauptsächlich auf Erd- und Brückenbauarbeiten auf
den freien Strecken der Kanalhaltungen Berching,
Dietfurt und Riedenburg sowie auf Montagearbeiten
an den Schleusen und Pumpwerken Bachhausen und
Berching. Die Planung der Gebäude für das Betriebs-
und Unterhaltungspersonal wurde weitergeführt.
Mittellandkanal (MLK) mit Stichkanälen
Der Mittellandkanal und seine Stichkanäle werden
seit 1965 für den Verkehr von Großmotorschiffen bis
zu 2.000 Tonnen und Schubverbänden bis 3.300
Tonnen Tragfähigkeit ausgebaut. Im Bereich der alten
Bundesländer (bis MLK-km 256,7, Rühen) wurde auf
etwa 76 % der Streckenlänge (224 km) der Kanal-
querschnitt auf 166 m2 vergrößert.
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Schwerfransport auf dem Main bei Aschaffenburg
Weitere fünf Teilstrecken mit zusammen 10,7 km
Streckenlänge befinden sich im Bau; sie sind etwa zu
90 % fertiggestellt. Sechs Brücken konnten dem Ver-
kehr übergeben und vier Düker in Betrieb genommen
werden. Die Bauarbeiten an sechs weiteren Brücken
und an einem Düker wurden fortgesetzt.
Für den Ausbau des 60 km langen Kanalabschnittes
von Rühen bis Rothensee (Land Sachsen-Anhalt)
wurden die 1991 begonnenen Planungen im Rahmen
des Verkehrsprojektes 17 Deutsche Einheit fortge-
setzt. Dieser Ausbauabschnitt wurde in fünf Pla-
nungsabschnitte geteilt und die Aufstellung der Plan-
feststellungsunterlagen mit Hilfe von Ingenieurbüros
begonnen. Für diesen Ausbau wurde ein Wasserstra-
ßen-Neubauamt in Helmstedt eingerichtet.
Mosel (M0)
Die Vertiefung der Fahrrinne um 0,30 m von 2,70 m
auf 3,00 m begann planmäßig im Herbst 1992 in den
Stauhaltungen Lehmen, Müden und Zeltingen. Für die
Vertiefung in den Stauhaltungen Fankel und Detzem
wurden die PlanfeststelIungsverfahren eingeleitet.
30
Neckar (Ne)
Die Fahrrinnenvertiefung auf 2,80 m in den Stauhal—
tungen Laufen, Besigheim und Hessigheim wurde
fortgeführt. Vorarbeiten für die Stauhaltungen Plei-
delsheim, Marbach, Poppenweiler und Aldingen sind
eingeleitet.
Für das mathematische lVlodeIl einer automatischen
Abfluß- und Stauzielregelung der Kraftwerke und
Wehre liegen die ersten Modellrechnungen vor. Die
Steuerungsaufgabe, den Abfluß zu vergleichmäßigen
und die Wasserspiegelschwankungen zu minimieren,
wird fortgeführt.
Rhein (an)
Unter der Zielsetzung gleicher Fahrrinnentiefen bei
GIW und der Gleichwertigkeit der Fahrrinnenverhält-
nisse bis Mittelwasser unter Berücksichtigung der
Geschiebeführung wurden weitere Nachregelungs-
maßnahmen durchgeführt bzw. Vorplanungen und
lVlodelluntersuchungen begonnen (Anlage 14).
lm Rahmen der Neuordnung der Außenbezirke ent—
stand der neue Außenbezirk Oppenheim. Der Außen-
bezirk mit seinen zukünftigen Dienst- und Betriebsräu—
men ist im bundeseigenen Hafen Oppenheim ange—
siedelt. Die Hafenanlagen und der Tiefbauteil wurden
fertiggestellt.
lm Mittelrheinbereich wurden bei Kirschgartshausen
(Rhein-km 435,9—438,5) zur Sohlenstabilisierung
Uferanpassungen und Buhnenbauten durchgeführt.
Für die Regulierungsarbeiten Maulbeeraue (Rhein-km
447,7—448,9) wurde das Planfeststellungsverfahren
eingeleitet.
Im Bheingau begannen Vorarbeiten für die Nach-
regulierungen an den Regelungsbauwerken im
Bereich der Strominseln Mariannenaue (Rhein-km
510,0—520,0) und Rüdesheimer Aue (Rhein—km
523,0—529,0).
Für die Nachregelung der Binger—Loch—Strecke ist im
Dezember 1992 der Planfeststellungsbeschluß ergan—
gen. Damit liegen nach fast 10-jähriger Planungs-
und Abstimmungsphase weitere Voraussetzungen für
den Bau des Paralellwerkes vor.
Am Niederrhein wurden für die Erhaltung von Sicher-
heit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs die Maßnah-
men zur Stabilisierung des Gewässerbettes fortge—
setzt. Zum dauerhaften Erhalt einer stabilen Fahrrinne
wurden bei Düsseldorf—Flehe und Duisburg-Baerl/
Kniep Stromschlenaufhöhungen vorgenommen. Nach
bisherigen Regulierungstätigkeiten im Düsseldorf/
Duisburger Raum wurden erstmals die Vorarbeiten für
Maßnahmen im Bereich der andauernd hohen Ero-
sion am unteren Niederrhein aufgenommen.
Rhein-Herne-Kana/ (RHK)
Die Bauarbeiten an der Zwillingsschleuse Herne-Ost
sind inzwischen abgeschlossen. Auch der Ausbau der
Haltung Herne-West konnte beendet werden. An der
Kanalstufe Wanne-Eickel sind die Arbeiten zur Her-
stellung der Schleusenkammerblöcke in vollem
Gänge. Mit der Fertigstellung der Südschleuse ist
Ende 1994 zu rechnen.
Saar (Sa)
Der Auftrag für die im Unterwasser der neuen Stau-
stufe Saarbrücken anschließende Ausbaustrecke bis
km 79,0 einschließlich Abbruch der Staustufe Luisen-
thal wurde für 12,3 Mio DM im November 1992 ver-
geben.
Das Planfeststellungsverfahren für die Strecke von km
72,5 bis km 79,0 (Hostenbach—Luisenthal) wurde im
September mit der Planauslegung begonnen. Mit dem
Abschluß dieses Verfahrens wird im Frühjahr 1993
gerechnet. '
Mit den Bauarbeiten für die Staustufe Saarbrücken
wurde im März 1992 begonnen. Die vertraglich vorge-
sehene Bauzeit beträgt 4 Jahre. Die Arbeiten erstrek-
ken sich auf die Errichtung des Kastenfangedammes
für die Baugrubenumschließung sowie auf die Herstel-
lung der rechten Ufer für die Vorhäfen. Der Auftrag für
den Stahlwasserbau (Wehranlage) ist erteilt worden.
Wesel—Daffeln-Kana/ (WDK)
Die großen Schleusen Friedrichsfeld und Hünxe wur-
den nach Erneuerung der Verschlußeinrichtung ein-
schließlich der Hubportale in Betrieb genommen, die
Umbauarbeiten an der großen Schleuse Dorsten wur-
den begonnen.
Von km 52,1 bis km 55,2 wurde das Planfeststellungs-
verfahren für eine Aufhöhung der Kanaldämme und
eine Brückenhebung als Vorsorge für künftige Berg-
senkungen durchgeführt. Bei den Brückenhebungen
wird gleichzeitig das künftige Lichtraumprofil von min—
destens 5,25 m hergestellt.
Weser (We)
Der letzte Bauabschnitt zum Ersatz des Bremer
Weserwehrs wurde mit einem lnvestitionsmittelauf-
wand in Höhe von rd. 20 Mio DM, insbesondere für die
Montage der fünf Wehrklappen sowie die maschinen-
und elektrotechnischen Anlagen planmäßig durch-
geführt. Damit ist die neue Wehranlage, die das
abgängige, über 80 Jahre alte Wehr ersetzt, nahezu
fertiggestellt und funktionsfähig; die bisherigen
Gesamtausgaben betragen rd. 122 Mio DM. Für den
Ersatz der Schleusenanlage sind die Planungen fort-
gesetzt und das PlanfeststelIungsverfahren eingeleitet
worden.
Im Bereich der Mittelweser wurden die Arbeiten für
die Anpassung an den Verkehr mit Europaschiffen mit
einer ganzjährigen Mindestabladetiefe von 2,50 m
fortgesetzt.
im Schleusenkanal Petershagen wurde mit der Soh-




Auf der Insel Borkum wurde für den fahrwasserbezo-
genen Inselschutz am Weststrand die Fußsicherung
der Strandschutzmauer im Bereich der Buhnen 15 r
bis 24 instandgesetzt.
Im Bereich der Unterems konnte das im Jahre 1991
eingeleitete Planänderungsverfahren zum Ausbau
zwischen km 0 und 40,45 einschließlich des Vorha-
fens Papenburg für ein 6,80 m tiefgehendes Bemes-
sungsschiff noch nicht abgeschlossen werden.
Jade
lm Zusammenhang mit der Fahrwasserverlegung zwi-
schen km 15 und 22 wurden die Baggerungen fortge—
setzt und rd. 2 Mio m3 Boden gefördert und umgela-
gert.
Durch die Einrichtung eines Wendeplatzes für große,
tiefgehende Schiffe ist die Sicherheit und Leichtigkeit
des Schiffsverkehrs auf der Jade weiter verbessert
worden.
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Auf der Insel Wangerooge wurden für den fahrwasser-
bezogenen Inselschutz die im Bereich der Ortslage
befindlichen Buhnen N und P verlängert.
Untere Hunte
Der Entwurf für „Maßnahmen zur Verbesserung des
Fahrwassers der Unteren Hunte von km 1 bis 21“
wurde im IV; Quartal 1992 vom Bundesministerium für
Verkehr genehmigt.
Nach Abstimmung der Planfeststellungsunterlagen
wurde das Verfahren eingeleitet. lVlit dem Planfeststel-
lungsbeschluß wird Ende 1993 gerechnet.
Außen- und Unterweser
Der 12 m-Ausbau der Unterweser wurde durch die
Ergänzung des Buhnensystems zwischen km 70 und
80 sowie den Neubau einer Buhne am Leitdamm
Robbensüdsteert bei km 82 fortgesetzt.
Im Zuge des 9 m-Ausbaus der Unterweser wurden im
Bereich Golzwarden zur Verbesserung des Uferschut—
zes zwei Buhnen gebaut, die Südspitze der Strohau-
ser Plate ausgebaut und der Leitdamm aufgehöht.
Nach Genehmigung der geplanten Maßnahmen zur
Vertiefung der Außenweser auf 14m unter SKN
wurde u.a. die Umweltverträglichkeitsuntersuchung
zur Vorbereitung des Planfeststellungsverfahrens
durchgeführt.
Außen- und Unterelbe
Im Anschluß an die Vertiefung der Außen- und Unter-
elbe auf 13,5 m unter KN wurden
— flußbauliche Maßnahmen am Steinriff und Leit-
damm Kugelbake sowie
— Deckwerkssanierungen im Bereich Brokdorf-Holler-
wettern
durchgeführt.
Zur Anpassung der Fahrrinne an die Entwicklung der
Containerschiffahrt wurden, nach Aufnahme dieser
Maßnahme in den Bundesverkehrswegeplan, die Pla-
nungen fortgesetzt und die Umweltverträglichkeitsun-
tersuchung vorbereitet. Für einen tideabhängigen
Verkehr von vollabgeladenen Containerschiffen der
4. Generation nach bzw. von Hamburg werden Pla-
nungsalternativen für Teilstreckenvertiefungen bis zu
16 m unter KN entwickelt.
Zufahrten zum Hafen Wismar und Hafen Rostock
Mit den Vorarbeiten für den Ausbau der Zufahrten
zum Hafen Wismar und zum Hafen Rostock wurde
begonnen.
Nördlicher Peenestrom
Mit den Vorarbeiten für den Ausbau des nördlichen
Peenestroms vom Greifswalder Bodden bis Wolgast
wurde begonnen.
4.4 Bestandserhaltung und Betrieb
4.4.1 Binnensehiffahrtsstraßen
Datteln-Hamm-Kana/ (DHK)
Zur Instandsetzung der Uferdeckwerke wurden rd.
800 t Schüttsteine eingebaut.
Zur Beseitigung von Bergschäden wurden unter
Berücksichtigung des vorgesehenen Ausbaus zwi-
schen km 4,7 und km 39 zahlreiche Maßnahmen wie:
Spundwandaufständerungen und -verankerungen,
Dammaufhöhungen und -verstärkungen und Düker-
verlängerungen durchgeführt.
Donau (D0)
Im Rahmen der Wehrinstandsetzung Kachlet wurde in
einem Wehrfeld an den beiden Rollschützen der Kor—
rosionsschutz durchgeführt; die Hubketten am Unter-
schütz wurden instandgesetzt und am Oberschütz
erneuert.
lm Zuge der Dammsanierung Schalding begannen die
Arbeiten zur Verstärkung und Abflachung der Iandsei-
tigen Böschungen.
Dortmund-Ems-Kanal (DEK)
Wie in den letzten 3 Jahren kam es auch 1992,
bedingt durch den sehr geringen Oberwasserabfluß
und starkes Einschwingen der Tidewellen, im unteren
Vorhafen der Schleusengruppe Herbrum zu umfang-
reichem Schlickeintrag. Von den rd. 260.000 m3
Schlickmassen wurden bis Jahresende 200.000 m3
beseitigt und auf eine nahe Deponie verspült. Für die
Instandhaltung der Deckwerke mit Schwerpunkt im
Tidebereich mußten rd. 26.000 t Wasserbausteine
eingebaut werden. Am Schiffshebewerk Henrichen-
burg/Waltrop (Inbetriebnahme 1962) wurde nach 1976
zum zweiten Mal eine Grundinstandsetzung durch-
geführt. Die vom 3. 8. bis 14. 11. 1992 geplante Still-
legung mußte wegen Schwachstellen in den Hydraulik-
leitungen bereits am 9. 1. erfolgen. Am 30.9. 1992
wurde der Betrieb wieder aufgenommen.
Elbe (EI)
Die Instandsetzungsmaßnahmen an den Strombau-
werken wurden fortgeführt. Der Engpaß „Torgauer
Felsen“ zwischen km 154,55 und km 154,62 wurde
durch Felsspitzenbeseitigung behoben. Damit konnte
die Fahrrinnentiefe hier um 15 cm vergrößert werden.
Elbe-Havel-Kanal (EHK)
In den Vorhafen der Schleusen Zerben wurden 4
Dalben ersetzt und Kolkverfüllungen im unteren Vor-
hafen vorgenommen. An den Schleusen Wusterwitz
und Zerben erfolgte die Überprüfung der Zylinder-
schütze und Schleusentore. Auf der etwa 59 km Ian-
gen Strecke wurden 50% der Schiffahrtszeichen
erneuert.
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Elbe-Lübeck-Kanal (ELK) und Kanaltrave
Im Rahmen des lVlindestinstandsetzungsprogramms
wurden die Ufersicherungsarbeiten fortgesetzt.
Elbe-Seitenkanal (ESK)
Wegen dringender lnstandsetzungsmaßnahmen in-
folge von Bodenerosion im Bereich einer Blockfuge
mußte die Schleuse Uelzen ab November 1992 für 10
Wochen außer Betrieb genommen werden, so daß
der Durchgangsverkehr auf dem ESK unterbrochen
war. Eine bautechnische Begutachtung der Schleu—
senanlage soll auch Aufschluß für die mitteI-/Iang-
fristige Technische Programmplanung geben.
Für die Asphaltbetondeckwerke mit nunmehr einer
Standzeit bis zu 20 Jahren waren nach wie vor nur
geringfügige Unterhaltungsmaßnahmen erforderlich.
Elisabethfehnkana/ (EfK)
Fünf Klappbrücken dieser von der Sportschiffahrt
stark frequentierten Wasserstraße wurden von Hand-
betrieb auf elektrischen Antrieb umgestellt. Die
Schleuse Elisabethfehn wurde nach Trockenlegung
und Abschluß der Bauwerksprüfung grundüberholt.
Ems-Seitenkana/
An der Seeschleuse Oldersum wurden die Instandset—
zungsmaßnahmen fortgesetzt und der Hauptdeich
erhöht und verstärkt.
lm Bereich des Ems-Seitenkanals wurden umfangrei-
che Ufersicherungsarbeiten ausgeführt.
Havelkanal (HVK)
Am Havelkanal wurden naturnahe Ufersicherungs-
maßnahmen durchgeführt.
Havel-Oder— Wasserstraße (HOW)
lm Rahmen der Unterhaltung wurden größere
Instandsetzungsarbeiten zur Ufersicherung im Strek—




Zur Sicherung und Verstärkung der vorhandenen
Deckwerke wurden im Regiebetrieb rd. 6.000 t Was-
serbausteine eingebaut. Die abgängigen Spundwand-
leitwerke der westlichen Einfahrt zur Schleuse Dörpen
wurden erneuert. Während der Schiffahrtssperre
wurde das gesamte Schleusenbauwerk unter Beteili-
gung der BAW einer Bauwerksprüfung unterzogen.
Lahn (La)
lm Regiebetrieb wurden rd. 3.700 m3 Lockergestein
gebaggen.
An der Staustufe Diez sind 2 Wehrverschlüsse des
Wehrbauwerkes instandgesetzt worden.
Für 4 beispielhafte Streckenabschnitte von km
—11,075 bis km +7,1 wurde ein Konzept als „Gewäs-
serunterhaltungsplan für die Bundeswasserstraße
Lahn“ ausgearbeitet, das mit den beteiligten Bezirks-
regierungen noch abzustimmen ist.
Das Verbundobjekt ökologisch begründete Sanie-
rungskonzepte für Fließgewässer wurde weiterge—
führt. lVlit dem Projekt soll der Forschungs— und Hand—
Iungsbedarf für die Gewässersanierung aufgezeigt
werden.
Leda
Im Bereich zwischen dem Vorhafen der Seeschleuse
Leer und der Ledamündung wurden die Solltiefe der
Fahrrinne durch Baggerungen wieder hergestellt und
lnstandsetzungsarbeiten an Buhnen und Deckwerken
durchgeführt.
Main (Ma)
Um den Bestand der zum Teil über 60 Jahre alten
Schleusen und Wehre zu sichern und zu erhalten,
sind auch im Jahre i992 umfangreiche Ersatzinvesti-
tionsmaßnahmen durchgeführt worden.
An der Staustufe Kostheim wurde die Bootsschleuse
auf ölhydraulischen Antrieb umgerüstet und mit der
Grundinstandsetzung der Mole im unteren Vorhafen
begonnen. Die Modernisierung und Renovierung des
Betriebsgebäudes der Schleusengruppe konnte
abgeschlossen werden.
An der Staustufe Griesheim wurden die Arbeiten zur
Grundinstandsetzung der Maschinen— und elektro=
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Schleuse Grieshelm
technischen Einrichtungen der Schleusengruppe
fortgeführt. Das aufgestockte Betriebsgebäude wurde
in Betrieb genommen. Die bautechnische Sanierung
der Wasserkraftwerke Eddersheim und Griesheim
wurde fortgeführt. Mit der Fertigstellung der Fernwirk-
einrichtungen sind die Voraussetzungen für einen
automatisierten Betrieb geschaffen worden.
Die Arbeiten zur Grundlnstandsetzung der Wehran—
triebe und -steuerungen der Wehranlagen Kostheim
bis Offenbach und Viereth sowie die Ausrüstung der
Wehranlagen Kleinostheim bis Lengfurt für den Fern-
wirkbetrieb wurden fortgesetzt.
An hochbaulichen Maßnahmen sind für den Außen—
bezirk Haßfurt des WSA Schweinfurt Büro-‚ Sozial-
gebäude, Werk— und Lagerhalle fertiggestellt worden.
Die Arbeiten für den Ersatz des Bauhofs Aschaffen-
burg liefen mit der Instandsetzung des Bauhafens an.
Main-Donau-Kanal (MDK)
An der Beregnungsanlage, die als Ersatz für vor dem
Kanalbau vorhandene Bewässerungssysteme an der
Regnitz betrieben wird, wurden Pumpen erneuert und
das Schachtbauwerk umgestaltet.
Mittellandkanal (MLK)
Die Voruntersuchungen für den Ersatz von Brücken-
fahrbahnen mit spannungsriBkorrosionsempfindli—
chem Spannstahl im Bereich der WSD Mitte wurden
begonnen, desgleichen die Voruntersuchungen für die
Instandsetzung direkt befahrener Betonbrückenüber—
bauten mit hoher Chlorid-Konzentration.
Bei Rühen wurden die ehemaligen Grenzanlagen
beseitigt.
An den Schleusen Wedtlenstedt und Üfingen am
Stichkanal nach Salzgitter wurden die Pumpwerke
umgebaut.
Zur Einführung des Einmannbetriebes auf den
Schleusen wurden die Vorarbeiten fortgeführt.
Mosel (M0)
Zur Erhaltung der Fahrrinnentiefe wurden rd.
36.000 m3 eingetriebene Massen gebaggert. An der
Schleuse Fankel ist das Untertor gewechselt worden.
Stahlbauarbeiten wurden an den Schleusen Müden,
Enkirch, Zeltingen, Wintrich, Detzem und Trier durch-
geführt. In Lehmen und Enkirch sind an Sektorver-
schlüssen Dichtungen gewechselt worden.
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Müritz-Elde-Wasserstraße (MEW)
Im Rahmen der Unterhaltung wurden zur Wiederher-
stellung des Abflußquerschnittes und zur Sicherung
des Uferbereiches Baggerungen und Ufersicherungs-
arbeiten durchgeführt.
Müritz-Havel- Wasserstraße (II/[H W)
An der Schleuse Mirow wurden die Torantriebe erneu-
ert und an den Stahlbauteilen Konservierungsarbeiten
durchgeführt.
Neckar (Ne)
Um den Bestand der Verkehrs- und Betriebssicherheit
der zum Teil über 60 Jahre alten Schleusen und
Wehre der Neckarwasserstraße zu sichern und zu
erhalten, sind auch im Jahr 1992 umfangreiche Bau-
maßnahmen durchgeführt worden:
— Die Sicherung des Seitenkanals Wieblingen wurde
im November 1992 mit der Herstellung einer senk-
rechten Spundwand sowie einer dichten Sohle auf
einer Länge von 820 m am rechten und 300 m am
linken Ufer begonnen.
— Neue Tore mit ölhydraulischen Antrieben und eine
neue Stoßschutzanlage wurden in der rechten
Kammer der Schleuse Gundelsheim eingebaut.
— Grundinstandsetzungen wurden an den Wehren
Ladenburg, Neckargemünd, Hessigheim und Cann-
stadt durchgeführt.
— Betonsanierungsarbeiten sind an den Stahlbeton—
brücken der Schleusengruppen Neckarsteinach
und IVlarbach sowie an den Pfeilern der Wehre
Neckarsteinach und Hessigheim durchgeführt und
abgeschlossen worden.
— Die in den Gipsschichten des Untergrundes der
Staustufe Hessigheim entstandenen Hohlräume
wurden im Bereich der Schleusengruppen durch
Injektionen geschlossen und ein Dichtungsschleier
an das rechte Ufer angeschlossen. Die Arbeiten
wurden im Jahr 1992 vorerst abgeschlossen.
— Zur Erhaltung der Schiffbarkeit und eines ord—
nungsgemäßen Zustandes des Gewässerbettes
für den Wasserabfluß sind im Jahr 1992 rd.
34.000 m3 Geröll, Kies, Sand und Schluff gebag-
gert worden.
Obere Ha vel- Wasserstraße (OHW)
ln Faschinenbauweise wurden im Begiebetrieb Teil-




lm Rahmen der Unterhaltung wurden 540 m Deck-
werk, 6 Schüttstein- und 3 Pflasterbuhnen sowie das
Wehr Zellin instandgesetzt.
Rhein (Fih)
Unterhalb der Staustufe Iffezheim wurde auch 1992
fortlaufend zur Verhinderung der Sohlenerosion Kies
als Geschiebe zugegeben. Die Zugabe von
198.000 m3 Kies erfolgte kontinuierlich, die durchge-
hende Schiffahrt wurde nicht behindert. Gleichzeitig
wurde das Ziel erreicht, die Wasserspiegellage so
stark zu stützen, daß ausreichende Wassertiefe für die
unterstromige Einfahrt in die Schleuse Iffezheim dau-
erhaft gewährleistet ist.
Wegen des geringen Fließgefälles bilden sich im
Bheingau aus Feinsanden und Kiesen langsam tal—
wärts wandernde Transportkörper, die Schiffahrtshin-
dernisse werden können. Zur Vermeidung von
Geschiebeanlandungen im gesamten Rheingau
wurde das von Oberstrom zulaufende Geschiebe mit—
tels eines Geschiebefanges am Beginn des Rhein-
gaus zur Anlandung gezwungen und anschließend
ausgebaggert. Die Massen werden dem Strom an für
den natürlichen Weitertransport geeigneten Stellen
unterhalb des Rheingaus wieder zugegeben.
Auch im Bereich des Niederrheins wurden schiffahrts—
behindernde Anlandungen in der Fahrrinne kontinu-
ierlich gebaggen und gezielt an geeigneten Stellen mit
ausreichender Tiefe dem Strom wieder als Geschiebe
zurückgegeben. IVlit den Umlagerungen von rd.
270.000 m3 Sand und Kies wurde auch ein Beitrag
zur Unterstützung des Geschiebehaushaltes geleistet.
Schwerpunkte dieser Unterhaltungsmaßnahmen
waren im Raum Köln, Stürzelberg, Düsseldorf und
Duisburg.
Rhein-Herne-Kanal (Fit-{K}
Die Bauarbeiten an der Ersatzschleuse Wanne-
Eickel wurden fortgesetzt. Der Probebetrieb der
2. Ersatzschleuse Herne-Ost und der Bückbau der
Stufe Herne—West wurde abgeschlossen.
Ruhr
In der Buhrmündung wurden zur Beseitigung von
Untiefen rd. 20.000 m3 Boden gebaggert.
Saale (Sl)
An den zerstörten Buhnen und Uferdeckwerken wur-
den die Grundinstandsetzungsmaßnahmen fort-
geführt.
Spree-Ooler- Wasserstraße (SOW)
Zur Herstellung der Solltiefe wurden rd. 19 000 m3
Boden im Bereich des Abzweiges der Dahme-Was-
serstraße gebaggert.
An den Wehren der Staustufe Mühlendamm und
Spreekanal erfolgten umfangreiche Korrosionsschutz-
und Instandsetzungsarbeiten.
Storkower Gewässer (SkG)
Auf einer Gesamtlänge von 2km wurde mit der
Erneuerung der senkrechten Ufereinfassung (Holz—
pfahlreihe) begonnen.
Untere Havel- Wasserstraße (UHW)
Der zentrale Steuerstand der Vorstadtschleuse Bran-
denburg wurde mit energiesparenden Wärmepumpen
ausgerüstet. Am Wehr erfolgten die Vorbereitungen
zur Automatisierung und Fernsteuerung.
Im Oberhaupt der Schleuse Garz wurden neue
Stemmtore sowie neue Nischenkästen für die Nadel-
Iehnen eingebaut.
Auf der Strecke wurden 25% der Schiffahrtszeichen
ausgewechselt sowie 4 Leuchtfeuer instandgesetzt.
Teltowkanal (TeK)
An der Nordkammer der Schleuse Kleinmachnow
wurden Bauwerksuntersuchungen abgeschlossen.
Wesel-Datteln-Kanal (WDK)
Zur Beseitigung von Untiefen wurden rd. 55.000 m3
Boden gebaggert und auf einer bundeseigenen Depo-
nie verspült. Zur Instandsetzung der Uferdeckwerke
wurden unterhalb der Schleuse Friedrichsfeld rd.
5.300 t Schüttsteine eingebaut.
Von km 52.100 bis km 55.200 wurde das Planfeststel-
Iungsverfahren für die Aufhöhung der Kanaldämme
und Brückenhebungen als Vorsorge für künftige Berg-
senkungen durchgeführt. Bei den Brückenhebungen
wird gleichzeitig das künftige Lichtraumprofil von min-
destens 5,25 m hergestellt.
Weser (We)
An der großen Kammer der Weserschleuse Bremen
wurden Sicherungsmaßnahmen durchgeführt und im
oberen Schleusenvorhafen eine abgängige Stahl-
spundwand ersetzt. Die im Vorjahr begonnene Umrü-
stung aller Mittelweserschleusen auf zentrale Steue-
rung mit Einmannbetrieb wurde abgeschlossen.
Die Tiefbauarbeiten zur Grundinstandsetzung des
Fuldawehres Kassel konnten fertiggestellt werden.
Bei der Instandsetzung der Ederstaumauer sind die
Grundablässe erneuert und die Bauarbeiten zur Erhö-




Im Rahmen der Fahrwasserunterhaltung wurden
— in der Außenems rd. 1,9 iVlio m3 Sand und rd. 5,2
IVlio m3 Schlick gebaggert und am Rande des Fahr-
wassers umgelagert oder zur Sicherung des see-
seitigen Spülfelddeichfußes (rd. 0,4 IVIio m3 Sand)
verspült bzw. am Rysumer Nacken (rd. 0,6 iVlio rn3
Schlick) aufgespült,
— für gewerbliche Zwecke im Bereich des Gatjebo-
gens rd. 0,3 lVIio m3 Sand durch Baggerungen
entnommen,
— in der Unterems rd. 1,02 lVIio m3, davon rd. 0,83 Mio
m3 zwischen Papenburg und Oldersum sowie mit
Regiebagger rd. 0,19 Mio m3 zwischen Oldersum
und Emden gebaggert.
Im Rahmen der Unterhaltung der Ufer und Strombau-
werke wurden Deckwerke und Buhnen instandge-
setzt.
Insel Helgoland
Die iVIole im Binnenhafen wurde nach Abschluß der
Grundinstandsetzung auf ganzer Länge wieder für
den Verkehr freigegeben.
Jade
Zur Gewährleistung des tidegebundenen Verkehrs
von Großtankern mit maximal 20 m Tiefgang wurden
im Rahmen der FahnNasserunterhaltung rd. 8,4 iVIio
m3 Boden, davon rd. 0,7 IVIio m3 mit dem WSV-eige-
nen Bagger „Nordsee“, gebaggert und umgelagert.
Im neuen Vorhafen Wilhelmshaven waren zur Erhal-
tung der Solltiefe rd. 1,3 lVlio m3 Boden zu baggern.
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Hunte
Zur Erhaltung des Fahrwassers im Bereich Oldenburg
wurden im Regiebetrieb rd. 9.000 m3 Boden gebag-
gert.
Zur Verkürzung der durch den Betrieb der Eisenbahn-
brücke Elsfleth-Ohrt bedingten Wartezeiten für den
ticleabhängigen Seeschiffsverkehr in Richtung Olden-
burg wurden die oberhalb der Brücke am rechten Ufer
befindliche Liegestelle ersetzt und gegenüber am lin-
ken Ufer eine zusätzliche Liegestelle eingerichtet.
Außenweser, Unterweser und Nebenflüsse
ln der Außenweser wurden Sicherungs- und Unterhal-
tungsarbeiten an Strombauwerken, insbesondere an
fahrwassernahen Buhnen, durchgeführt.
Die Unterhaltungsarbeiten in der Unterweser an
Deckwerken, Buhnen und Unterwasserböschungen
wurden fortgeführt.
Zur Erhaltung der Fahrwasser wurden im Unterneh—
merbetrieb insgesamt rd. 1,7 Mio m3 Sand und Schlick
gebaggen.
Eider
Die Arbeiten zur Verstärkung der flexiblen Sohlensi-
cherung des Eider—Sperrwerks und zur Stabilisierung
der Kolkböschungen wurden öffentlich ausgeschrie-
ben. An der Binneneider sind die Uferinstandset—
zungsarbeiten fortgeführt worden.
Außenelbe, Unterelbe und Nebenflüsse
lm Rahmen der Unterhaltung sind
— Regelungs— und Ufersicherungsbauwerke instand-
gesetzt,
— Abgrabungen am Schwarztonnensand zur Kurven-
abflachung und Fahrwasserverlegung,
— Fahrrinnenbaggerungen im Unternehmerbetrieb
(Außen- und Unterelbe: rd. t0,1 Mio m3, Neben-
flüsse: rd. 0,4 Mio m3)
durchgeführt worden.
Nord-Ostsee—Kanal
im Rahmen der Sicherung des Kanalbettes durch
Verbreiterung auf das neue Sollprofil wurde zwischen
den Weichen Oldenbüttel und Breiholz mit den Bag—
ger— und Uferbefestigungsarbeiten begonnen.
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im Außenvorhafen Brunsbüttel wurden die abgängi—
gen Molen 2 und 3 erneuert.
Je ein Schiebetor der neuen Schleusen Brunsbüttel
und Kiel—Holtenau wurde im Uberwasser— und Wasser—
wechselbereich grundinstandgesetzt.
Im Rahmen der notwendigen Sanierung der Eisen-
bahnhochbrücke Rendsburg wurden stahlbau-
Iiche instandsetzungsarbeiten ausgeführt, die für
1993/94 vorgesehene Lagerauswechselung ausge-
schrieben und die Grundinstandsetzung des Gesamt-
bauwerks entwurfsmäßig vorbereitet.
Zur Sicherung der Brücke gegen Schiffsstoß werden
in beiden Uferbereichen Kollisionsschutzeinrichtun-
gen, bestehend aus je einer Stahlspundwand mit
Betonholm, errichtet.
Die alte Straßenhochbrücke Kiel-Holtenau wurde
demontiert und mit den Gründungsarbeiten für Pfeiler
und Widerlager der neuen Brücke begonnen.
Ostsee
Fahrwasserunterhaltungsbaggerungen wurden im
Seekanal Rostock sowie zur Sicherung der Zufahrten
zu den Häfen Stralsund (Ostzufahrt), Stahlbrode,
Saßnitz und Barth ausgeführt.
Am Wehr und an der Schleuse Rostock in der Unter-
warnow wurden instandsetzungsarbeiten ausgeführt.
4.5 aumafinaltmsn für die Bundeswehr
in den „Richtlinien für die Durchführung von Bauauf-
gaben des Bundes im Zuständigkeitsbereich der
Finanzbauverwaltungen RBBau“ ist ergänzend für die
Durchführung von Bauaufgaben des Bundesministe-
riums der Verteidigung (BMVg) festgelegt worden, dal3
die baufachliche Planung und Ausführung sowie
Abrechnung der Bauaufgaben im allgemeinen durch
die Baubehörden der Landesfinanzverwaltung, aber
auf dem Gebiet des Wasserbaus durch die Wasser-
und Schiffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) erfol-
gen.
Bei den von der WSV durchzuführenden Maßnahmen
handelt es sich überwiegend um Hafenanlagen für die
Marine sowie um Pionierübungsplätze.
Die hierfür erforderlichen Ausgabemittel werden von
der NATO oder dem BMVg zur Verfügung gestellt.
Im Jahre 1992 wurden Vorhaben in Höhe von rd. 18
Mio DM ausgeführt. Bei diesen Maßnahmen handelt
es sich u.a. um:
lnvestitionen:
— Überführung von 8 Stahlbetonbontons nach Warne—
münde für den Bau von Bchwimmbrücken
_. Fertigstellung der Versorgungseinrichtungen für
eine neue Schwimmbrücke im Marinestützpunkt
Neustadt/Holstein
— Fertigstellung von Liegeplätzen im Vorhafen der
Seeschleuse Wilhelmshaven
Unterhaltung:
— Orundinstandsetzung einer Detriebsstoff—Überga-
bestelle im Marinestützpunkt Warnemünde
—— Betonsanierung an Molen, Kajen und Schwimm-
brücken im Ostseebereich
— Baggerungen im „Neuen Vorhafen“ Wilhelmshaven
— Abschluß der Standsicherheitsuntersuchungen für
den Bereich der Marinekaje Emden-Königspolder.
4.6 Gewässerkuntie und Wasserbew'rtssitäfturrg
Durch gewässerkundliche Messungen erhält die WSV
die für Bau, Unterhaltung und Betrieb der Bundeswas-
serstraßen notwendigen lnformationen über die ver-
änderlichen Gewässerzustände. Die Wasserbewirt-
schaftung der Kanäle und staugeregelten Flüsse dient
allen im Zusammenhang mit den Wasserstraßen als
Verkehrsweg stehenden Aufgaben.
Bei diesen Aufgaben werden vorwiegend folgende
Tätigkeiten wahrgenommen:
— Messen von Wasserständen, Ermitteln von Was-
serspiegellagen
— Abfluß, Durchfluß— und Geschwindigkeitsmessun-
gen
— Wellenmessungen
— Schwebstoff- und Sedimenttransportmessungen
— Bewirtschaftung des Betriebswassers der Kanäle
und des Abflusses staugeregelter Flüsse.
Hierfür stehen der WSV eine große Anzahl spezieller
Einrichtungen wie Steuerzentralen, Pegel, Meßschiffe
und Abflußmeßgeräte zur Verfügung.
Die in der Gewässerkunde anfallenden Meßwerte
werden in dem im Aufbau befindlichen DV-System
soweit möglich automatisch erfaßt, vor Ort ausgewer—
tet und den Verwendern zur Verfügung gestellt. Wegen
der engen sachlichen Verbindung zur allgemeinen
Wasserwirtschaft stellt die WSV ihre Meßwerte auch
den Ländern — z. B. für den Hochwasserwarndienst
für die Anwohner — zur Verfügung.
Das Wasserwirtschaftsjahr 1992 (November 1991 bis
Oktober 1992) war mit einer Abflußsumme von im
Mittel 80 % der vieljährigen Abflußsummen ein etwas
zu trockenes Jahr. Betrachtet man die Wasser-
standsganglinien, so waren kleinere Hochwasser im
Dezember und März im Bhein— und Donaugebiet
sowie im März bzw. April in den übrigen Flußgebieten
zu verzeichnen. Die mittleren monatlichen Hochwasn
serabflüsse (MHO) wurden nur zu diesen Zeiträumen
kurzzeitig überschritten. Ab April wurden an allen
Pegeln, von kleinen Anschwellungen abgesehen, konu
stant fallende Wasserstände beobachtet. Die Abflüsse
bewegten sich durchweg im Bereich der mittleren
monatlichen Niedrigstabflüsse (MNQ), z. "l". sogar
erheblich darunter:
Die in der Bundesanstalt für Gewässerkunde (f6) für
die deutschen Stromabschnitte von Bhein und Saar
sowie für die Oberweser unterhaltenen stationären
und instationären mathematischen Modelle wurden
auch 1992 genutzt, insbesondere zur Ermittlung von
Bemessungswasserspiegeln. Für die Pegel der Elbe
oberhalb von Schnackenburg wurden hydrologische
Grundsatzuntersuchungen begonnen.
in Zusammenarbeit mit der Buhruniversität Bochum
wurde ein flächendetailliertes Wasserhaushaltsmodell
für die Mosel weiterentwickelt. Dieses Modell soll den
Abfluß großer Flußgebiete unter geänderten Klima—
und Landnutzungsbedingungen simulieren. Hierzu
wird ein Geo—lnformationssystem aufgebaut, in dem
die notwendigen hydrogeologischen, bodenkundli—
chen, geomorphologischen Daten sowie die Landnut—
zung gerastert vorgehalten werden.
Die bestehenden Modelle zur Hochwasservorhersage
im Bheingebiet wurden operational! im März, Novem—
ber und Dezember angewendet. Zur Abstimmung der
Anforderung an ein Niedrigwasser-Vornersagemodell
für den Rhein fand im Februar in der BfG ein Work-
shop unter Beteiligung von niederländischen, schwei-
zerischen und deutschen lnstitutionen statt.
im Auftrag des BMV wurde gemeinsam von BAW und
BfG eine Vorstudie zur Untersuchung der Schiffahrts-
verhältnisse auf der Elbe erstellt. Neben einem aus-
führlichen Sachstandsbericht zu Ergebnissen aus bis-
her bekannten Untersuchungen ist dort ein Langzeit—
untersuchungsprogramm erarbeitet worden.
Für die Dundeswasserstraßen im Bereich der WSD
Ost wurde mit einer hydrologischen Untersuchung zur
Wasserbewirtschaftung begonnen, um in einem
ersten Schritt eine wasserwirtschaftliche Grobbilanz
des Ist-Zustandes aufzustellen.
lm Rahmen der lstzustandserfassung für die Umwelt—
verträglichkeitsuntersuchungen zum Ausbau der Bun-
deswasserstraßen sowie zur weiteren Begleitung der
vorgesehenen Baumaßnahmen und zur Beweissiche-
rung wurden 1992 Orundwasserbeobachtungsnetze
am Mittellandkanal, am Elbe—Havel-Kanal und für den
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Bereich des Magdeburger Wasserstraßenkreuzes
erstellt.
Die hydrogeologischen Grundlagen wurden für den
Mittellandkanal, den Elbe-HaveI-Kanal und das Mag—
deburger Wasserstraßenkreuz in Form eines „l-lydro-
geologischen Kartenwerkes der Bundeswasserstra-
ßen“ erarbeitet.
Kontinuierliche Schwebstoffmessungen werden seit
November 1991 an 19 Meßstellen der Bundeswasser—
straßen Ost, d. h. in Elbe, Saale, Havel, Spree, Oder
und Elbe-HaveI-Kanal durchgeführt und ausgewertet.
Im Rahmen von Umweltverträglichkeitsuntersuchun-
gen sowie des BMV-Forschungsvorhabens „Be-
standsaufnahme und Kartierung der Bundeswasser-
straßen Ost“ wurden Sedimentuntersuchungen an
Elbe, EIbe-Havel-Kanal, Mittellandkanal, Unterer
HaveI-Wasserstraße, Saale, Müritz-Elde-Wasser-
straße, Finowkanal, Ostsee und Berliner Gewässern
fortgesetzt.
Die vorliegenden Ergebnisse lassen eine erste Ein-
schätzung zu. Der Vergleich weist die Elbe als insge-
samt am stärksten belastet aus. Erwartungsgemäß ist
auch die Schadstoffbelastung der Saalesedimente
hoch.
Für ein Pilotprojekt des BMU hat die Außenstelle
Berlin der BfG den Aufbau des Überwachungssy—
stems für die Wasserbeschaffenheit der Elbe durch
automatische Gewässergütemeßstationen mit Daten-
fernübertragung koordiniert und betreut. Nach der
Inbetriebnahme wurden die Anlagen den zuständigen
Wasserwirtschaftsbehörden der Länder Sachsen,
Sachsen—Anhalt, Brandenburg und Berlin übergeben.
Die Meßstationen sind wesentlicher Bestandteil des
IKSE-Meßprogrammes.
Die Arbeiten für die hydrologische Datenbank
HYDABA wurden weitergeführt. Eine wichtige Auf-
gabe bestand darin, die vorhandenen gewässerkund-
lichen Informationen der ehemaligen DDR, speziell zu
den Bundeswasserstraßen, zu sichern. Die aus den
neuen Bundesländern in die HYDABA eingespeicher-
ten Daten für Menge und Beschaffenheit werden jähr-
lich aktualisiert und fortgeschrieben.
Der Aufbau der Meß- und Probenahmenetze an den
„alten“ Bundeswasserstraßen zur Erfassung radioakti—
ver Stoffe gemäß Strahlenschutzvorsorgegesetz
wurde inzwischen abgeschlossen. Die Schnittstelle
zur Zentralstelle des Bundes im Bundesamt für Strah-
lenschutz wurde 1992 realisiert, so daß fortan aggre—
gierte Meßwerte aus dem Warnstellennetz im Normal-




AJ’ Wasserstraßen turnt Umwelt
Durch das Netz der Wasserstraßen werden die ver-
schiedenen Landschaftsräume und Biotope miteinan-
der verknüpft. Sie bilden wichtige Lebensräume für die
Tier— und Pflanzenwelt, darunter auch für seltene und
unter Schutz stehende Arten. Bei der Unterhaltung
der Bundeswasserstraßen muß der Bund den Belan—
gen des Naturhaushaltes Rechnung tragen, das
Landschaftsbild berücksichtigen und die natürlichen
Lebensgrundlagen bewahren. Um dies in der Praxis
zu gewährleisten, wurden Grundlagen für eine Verwal-
tungsvorschrift erarbeitet, die entsprechende Grund-
sätze und Handlungsanweisungen enthält.
Für die Bearbeitung integrierter Umweltverträglich-
keitsuntersuchungen im Rahmen der Vorbereitung
von Planfeststellungsverfahren hat sich die Notwen-
digkeit herausgestellt, weitgehend einheitliche bzw.
harmonisierte Bewertungsverfahren zu verwenden,
um die Auswirkung der geplanten Maßnahme (ein-
schließlich Varianten) auf die im UVP—Gesetz genann—
ten Schutzgüter nachvollziehbar und transparent dar-
stellen zu können. Eine BfG-Arbeitsgruppe hat hierzu
Grundlagen erarbeitet. Für den Ausbau von Bundes-
wasserstraßen wurden Umweltverträglichkeitsunter-
suchungen erarbeitet bzw. mit den Untersuchungen
begonnen.
In landschaftspflegerischen Begleitplanungen wurden
die zur Kompensation der unvermeidbaren Eingriffe
notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
dargestellt. Die abschließende Umweltverträglichkeits-
prüfung erfolgt im Rahmen des jeweiligen Planfest—
stellungsverfahrens.
Maßnahmen zur Reduzierung der Auswirkungen von
Eingriffen auf ein ökologisch vertretbares Maß sind
z. B.:
beim Ausbau
— Bau von Wildausstiegen an Kanälen, die eine Bar—
rierenüberwindung ermöglichen,
— der Bau von Längswerken mit dahinterliegenden
Ruhezonen, die vielen Tier— und Pflanzenarten
einen Schutz gegen Wellenschlag bieten,
— die Erhaltung von Altarmen und Altwässern, Auen—
wäldern und Feuchtbiotopen sowie Flachwasser-
zonen;
bei der Unterhaltung
— die Durchführung der Gehölzpflegea und Uferunter-
haltungsarbeiten außerhalb der Fisch- und
Amphibienlaichzeit, der Vogelbrut und Wildschon-
zeit,
— der weitgehende Verzicht auf iVläharbeiteh an den
Ufern und das Verbot der Verwendung von Herbi—
ziden.
Für Maßnahmen mit selbständiger Zweckbestimmung
auf dem Gebiet der Ökologie oder des Naturhaushal-
tes besitzt die WSV des Bundes keine Verwaltungs-
kompetenz. Diese fällt in die Zuständigkeit der Län—
der.
Die Wasserstraßen einschließlich der Schiffahrtswege
im Küstenbereich sind wichtige Lebensräume für die
Tier— und Pflanzenwelt, darunter auch für viele seltene
und unter Schutz stehende Arten. Zehn bis fünfzehn
Prozent aller heute in den Bundeswasserstraßen vor-
kommenden Tierarten gehören der Roten-Liste an.
Große Vorsorge gilt der Vermeidung und Bekämpfung
von Umweltschäden. Sie wirken sich in den Küsten-
meeren und auf den Bundeswasserstraßen fast
immer grenzüberschreitend aus. Vorsorgemaßnah—
men müssen daher, wenn sie effektiv sein sollen, mit
den Nachbarstaaten und — bezogen auf die Schiffahrt
— auch international abgestimmt sein. Die Bundesre-
publik ist Vertragsstaat der entsprechenden internatio-
nalen Abkommen und wirkt an deren Weiterentwick-
lung maßgeblich mit. Als Beispiele seien genannt:
— für die i-lohe See und die Küstenmeere
'k das internationale Übereinkommen von 1990
über die Zusammenarbeit bei der Vorbereitung
auf Ölverschmutzungen und bei deren Bekämp-
fung (noch nicht in Kraft),
das Helsinki-Übereinkommen von 1974 über den
Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebiets
(das neue Helsinki—Übereinkommen von 1992 ist
noch nicht in Kraft),
das Bonn-Übereinkommen von 1989 zur Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung der Verschmut-
zung der Nordsee durch Öl und andere Schad-
stoffe,
die bilateralen Vereinbarungen mit den Nachbar-
ländern Dänemark und Niederlande über die
gemeinsame Bekämpfung von Meeresver-
schmutzungen und die Zusammenarbeit bei der
LufiübenNachung;
— für die Binnenwasserstraßen die Abkommen zwi-
schen den Anliegerstaaten zum Schutz des
Rheins, der Mosel, der Saar und seit 1990 auch der
Elbe (Verhandlungen über gleichartige Abkommen
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Besondere Aktivitäten im Umweltschutz erfolgen zur
Zeit auf folgenden Gebieten:
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Seit 1975 wurde auf der Grundlage eines zwischen
dem Bund und den Küstenländern abgeschlosse-
nen Verwaltungsabkommens eine gemeinsame
Organisation zur Bekämpfung von Ölverschmut-
zungen geschaffen und ein Beschaffungspro-
gramm über 185 Mio DM abgewickelt. 21 Bekämp—
fungsfahrzeuge stehen jetzt an strategischen Punk-
ten entlang der Küste bereit, damit bei Ölver-
schmutzungen sofort eingegriffen werden kann.
Drei dieser Fahrzeuge sind als Mehrzweckfahr-
zeuge rund um die Uhrvor den seewärtigen Zufahr-
ten eingesetzt. Über die Einbeziehung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in die gemeinsame
Ölbekämpfungsorganisation des Bundes und der
Küstenländer wird zur Zeit verhandelt. Für die
Übergangszeit leistete der Bund dem Land Verwal-
tungshilfe.
Ein LuftübenNachungssystem, das mit besonderen
Sensoren auch bei Nacht und unsichtigem Wetter
verbotene Einleitungen erkennen kann, hat bereits
zu einer erheblichen Verringerung der Meeresver—
schmutzungen geführt. im Falle eines Ölunfalls wer-
den von den Flugzeugen aus die Ausbreitung und
die Treibrichtung des Ölteppichs festgestellt sowie
die Bekämpfungsfahrzeuge herangeführt und
koordiniert.
Im Herbst 1993 wird ein neues Luftüberwachungs-
system in Dienst gestellt, das mit modernsten Sen-
soreinrichtungen nicht nur Öl, sondern auch andere
schädliche Stoffe erkennen und identifizieren kann
und über eine erhebliche größere Flugleistung ver-
fügt. Daneben kann dieses System auch die Aus-
breitung von Algenblüten sowie anhand des Gelb-
stoffaktors die Ausbreitung der durch die Flüsse
eingetragenen schädlichen Stoffe in das Meer
erkennen.
Auch die Möglichkeiten zur Bekämpfung von ande-
ren Schadstoffen als Öl durch dafür geeignete Fahr-
zeuge sollen verbessert werden. Zur Zeit finden
Verhandlungen mit den Küstenländern statt, das
bestehende Verwaltungsabkommen für die
Bekämpfung von Ölverschmutzungen auch auf
andere Schadstoffe anzuwenden und gemeinsam
Strategien für deren Bekämpfung zu entwickeln.
Für die bei Schadstoffunfällen im See- und Küsten-
bereich einzuberufene Einsatzleitungsgruppe soll
ein rechnergestütztes maritimes Unfallmanage-
ment—System eingerichtet werden. Mit Hilfe dieses
Systems sollen die bei einem Unfall erforderlichen
lnformationen, Verarbeitungsprozesse, Analysen
und Entscheidungen unter Berücksichtigung aller
Belange, d. h. Rettungs— und Bergungsmanöver,
Schadstoffbekämpfung und schiffahrtspoiizeiliche
Maßnahmen auf rechnergestütztem Wege schnel-
ler und sicherer als bisher verarbeitet, aufeinander
abgestimmt und veranlaßt werden. Die Vorarbeiten
hierzu sind abgeschlossen, die Realisierung soll in
den Jahren 1994/95 erfolgen.
Die teilweise mit Schadstoffen belasteten Gewäs—
ser verursachen abschnittsweise auch eine Konta-
minierung des Baggergutes. Regelmäßig Untersu-
chungen über die Schadstoffbelastung und Sauer-
stoffzehrung des Baggergutes durch die Bundesan-
stalt für Gewässerkunde stellen sicher, daß belaste-
tes Baggergut erkannt und umweltverträglich unter-
gebracht wird. Die WSV ist bestrebt, daß die Einlei-
ter Gewässerbelastungen reduzieren und daß
besonders grenzüberschreitende Gewässerverun-
reinigungen, die als Vorbelastung eine Hauptursa-
che für die Kontaminierung des Baggergutes sind,
abgebaut werden. Erfreulicherweise zeigen sich
aufgrund der intensiven Reinhaltungsmaßnahmen
der letzten Jahre Erfolge, z. B. am Rhein und am
Neckar.
Wie in den vergangenen Jahren war die Untersu—
chung von Baggergut auf Schadstoffgehalte und
Sauerstoffzehrung eine Schwerpunktaufgabe der
BfG. Eine größere Zahl von WSÄ wurde bei Bagge—
reivorhaben in bezug auf eine umweltverträgliche
Unterbringung von Baggergut beraten, zunehmend
auch in dem größeren Rahmen einer Umweltver-
träglichkeitsuntersuchung.
Die Umlagerung von Baggergut im Gewässer wird
bei vielen positiven Aspekten von manchen Lan-
desbehörden kritisch gesehen. Grenz- und Richt-
werte, die auf die Belastung speziell des Baggergu—
tes mit potentiellen organischen und anorganischen
Schadstoffen zielen, sollen zwischen Bund und
Ländern sowie international noch abgestimmt
werden. Für die WSV hat die BfG Grenzwerte
bereits in einer Handlungsanweisung (HABAK)
festgelegt, die Ende 1992 eingeführt wurde.
Untersuchungen haben gezeigt, daß das von der
BfG entwickelte Verfahren zur Unterbringung von
kontaminiertem Baggergut unter Wasser in offenen
Kiesgruben bei bestimmten Randbedingungen eine
sichere Art der Unterbringung darstellt.
Mit der Umsetzung des „Gesamtentsorgungskon—
zeptes Binnenschiffahrt“ und der „Leitlinien für die
Abfallentsorgung in der Rheinschiffahrt", die 1991
von der Deutschen Kommission für die Reinhaltung
des Rheins bzw. von der Zentralkommission für die
Rheinschiffahrt unter Mitwirkung des BMV verab-
schiedet wurden, ist begonnen worden. Die in die-
sem Zusammenhang erforderlichen Änderungen
und Ergänzungen der Rheinschiffahrtspolizeiver-
ordnung und der BheinschiffsUntersuchungsord-
nung liegen im Entwurf bereits vor. Eine im Sommer
i992 ins Leben gerufene Bund-Länder—Arbeits—
gruppe koordiniert die Arbeiten zur Schaffung der
landseitigen Voraussetzungen für die Entsorgung
der Abfälle. Die ZKR hat Grundsätze für die Finan—
zierung und Organisation der Entsorgung von öI—
und fetthaltigen Schiffsbetriebsabfällen sowie von
Abfällen aus dem Ladungsbereich beschlossen.
Für die erstgenannten Abfälle und Abwässer soll
die Binnenschiffahrt einen Entsorgungsbeitrag lei—
sten, der auf den Treibstoffpreis aufgeschlagen
wird. Unterschiede zwischen dem Beitragsaufkom-
men und den Entsorgungskosten in den einzelnen
Mitgliedsstaaten sollen durch eine internationale
Koordinierungsstelle bei der ZKB ausgeglichen
werden. Da die internationalen Regelungen frühe-
stens Anfang 1996 wirksam werden, wird in
Deutschland eine Übergangsregelung unter Beteili—
gung der Mineralölwirtschaft angestrebt, um die




Schiffahrtszeichen geben der Schiffahrt optische, aku-
stische und funktechnische Informationen, Hinweise
oder Anweisungen für eine sichere Fahrt. Sie ermögli—
chen und erleichtern nicht nur die Navigation auf den
Bundeswasserstraßen und der Hohen See, ihre Wir—
kung erstreckt sich auch auf die Gestaltung von Ver-
kehrsabläufen.
IVlit der Zunahme großer Schiffe und mit dem wach—
senden Transport gefährlicher Güter kommt dem
sicheren Betrieb und der Zuverlässigkeit der Schiff-
fahrtszeichen erhöhte Bedeutung zu.
Auf den Seeschiffahrtsstraßen dienen Schiffahrtszei-
chen in erster Linie der Bezeichnung des Fahrwassers
und auf der Hohen See zur Bezeichnung von Ver—
kehrswegen sowie von Wracks, Untiefen und sonsti-
gen Schiffahrtshindernissen. An den verkehrsreichen
Seeschiffahrtsstraßen und in der inneren Deutschen
Bucht sind Ortungsfunkanlagen und Landradarketten
errichtet worden, die mit der Bezeichnung der Was—
serstraßen zusammen als Verkehrssicherungssystem
verstanden werden. Alle verkehrs- und wasserstra-
ßenbezogenen Daten werden in Revierzentralen
zusammengefaßt, von wo aus die Verkehrsbeobach-
tung, Verkehrsinformation und Verkehrsberatung
sowie die Fernüberwachung und Fernsteuerung von
Schiffahrtszeichen durchgeführt wird. Über Kommuni-
kationsnetze werden der Schiffahrt alle für eine
sichere Navigation benötigten Informationen mitge-
teilt.
Auf den Binnenschiffahrtsstraßen werden Fahrrinnen,
gefährliche Punkte und Hindernisse in und am Fahr-
wasser bezeichnet und sonstige Hinweise und Emp-
fehlungen gegeben. Außerdem werden Schiffahrtszei-
chen zur Verkehrsregelung auf der Strecke und bei
Bauwerken, wie Schleusen, Brücken und Wehren,
eingesetzt.
Zum Austausch von Nachrichten zwischen Schiffs—
funkstellen und den für die Wasserstraße zuständigen
Behörden ist der Nautische informationsfunk einge—
richtet worden. Er dient der Übermittlung von Nach-
richten, die sich auf die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs und in Notfällen auf den Schutz von Perso—
nen und Einrichtungen beziehen.
Für Entwicklungs— und Erprobungsarbeiten, die IVlit-
wirkung bei PIanungs-, Durchführungs- und Kontroll—
aufgaben des Baus, der Unterhaltung und des Betrie-
bes im Schiffahrtszeichenwesen sowie die Betreuung
von Verkehrssicherungssystemen besteht als Sondern
stelle für zentrale Aufgaben der WSV das Seezei—
chenversuchsfeld in Koblenz.
Die Verkehrssicherungsmaßnahmen sind im Jahre
1992 systematisch fortgeführt worden. Im Bereich der
Seeschiffahrtsstraßen und der Küste gilt dies insbe-
sondere für den durch Badar— und Revierfunkanlagen
gekennzeichneten Aufbau maritimer Verkehrssiche-
rungsdienste.
Im Rahmen der Maßnahme „Ersatz der Radarlandan-
lagen an der Elbe“ wurden die bautechnischen Maß—
nahmen einschließlich der inneren Gestaltung der
Revierzentralen zum Abschluß gebracht.
Auf den Radarstationen und in den Bevierzentralen
Cuxhaven und Brunsbüttel wurden die neuen Daten-
verarbeitungsanlagen sowie die radar—, funk- und fern-
wirktechnischen Betriebsmittel installiert. Die Erpro-
bung und Optimierung von Teilen des Gesamtsy—
stems „Verkehrssicherungssystem Elbe“ (VSS Elbe)
in den Revierzentralen hat begonnen.
Die Kopplung der Schiffsdatenverarbeitungsanlagen
der Freien und Hansestadt Hamburg und der WSV ist
integraler Bestandteil des Aufbaues des VSS Elbe. IVlit
der Inbetriebnahme des Gesamtsystems wird ein
direkter Datenverbund mit der Verkehrszentrale des
Oberhafenamtes Hamburg geschaffen.
Im Bereich der Küste vor Mecklenburg-Vorpommern
wurde die Bezeichnung der Fahnrvasser mit schwim-
menden Schiffahrtszeichen dem üblichen Standard
angepaßt. Andere Prämissen sowie die Ven/vendung
von Tagesleuchtfarben und die Ausstattung aller Fahr-
wassertonnen mit Radarreflektoren machte es mög—
lich, die Zahl der ausliegenden unbefeuerten Tonnen
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um rd. 40 v. l-l. zu reduzieren. Die Zahl der ausliegen-
den Leuchttonnen hingegen wurde um rd. 10 v. H.
erhöht.
Die Energieversorgung der Leuchttonnen wurde von
teuren und umweltbelastenden Primärbatterien auf
Propangas— und Solarbetrieb umgestellt.
In Lübeck-Travemünde wurde die neu errichtete
Revierzentrale Travemünde ihrer Bestimmung über-
geben. Die neue Revierzentrale genügt mit ihrer
zweckmäßigen Gestaltung sowie mit ihrer radar— und
kommunikationstechnischen Ausstattung allen an
eine moderne Verkehrszentrale gestellten Anforde-
rungen.
Die Wegeführung in der Deutschen Bucht wurde im
Zusammenhang mit der aus Gründen der morpholo-
gischen Veränderungen notwendigen Verlegung der
Weseransteuerung neu gestaltet, um die Verkehrssi-
cherheit in diesem Gebiet kreuzender Verkehre weiter
zu verbessern.
Im Bereich der Binnenschiffahrtsstraßen lag der
Schwerpunkt bei dem weiteren Ausbau des Nauti-
schen Informationsfunks (NIF).
— Die Revierzentrale (RVZ) Duisburg für den NIF am
Niederrhein wurde weitgehend fertiggestellt.
— Die RVZ Oberwesel wurde am 1. Juli 1992 mit dem
NIF Mittelrhein in Betrieb genommen.
— Mit den Vorarbeiten zur Einrichtung des NIF auf der
Strecke Rothensee - Berlin und auf der Elbe wurde
begonnen.
Die Planungen für das Melde- und Informationssy-
stem auf bestimmten Binnenschiffahrtsstraßen (MIB)
wurden fortgeführt und mit der niederländischen
Wasserstraßenverwaltung, den Vertretern des Schiff-
fahrtsgewerbes und der Wasserschutzpolizei abge—
stimmt.
Ab 1. April 1993 wird die gesamte Main-Donau-Was-
serstraße von Mainz bis Jochenstein durchgehend für
die Radarschiffahrt befahrbar sein.
Die Schiffahrtszeichen auf den Bundeswasserstraßen
im Bereich der WSD Ost werden schrittweise den
Verkehrsanforderungen angepaßt. Sie müssen in der
Lage sein, eine sichere Schiffspassage auch bei
unsichtigem Wetter zu ermöglichen. Dafür ist ihre
Umrüstung für die Fahrt mit Radar notwendig. Auf den
Seenstrecken, z. B. der Unteren HaveI-Wasserstraße,
werden außerdem Leuchtfeuer betrieben, um der




Mit der weitgehenden Privatisierung der Naßbaggerei
sowie der vermehrten Vergabe von wasserbaulichen
Unterhaltungsarbeiten an den Bundeswasserstraßen
an Dritte, erfolgte in den letzten Jahren eine stetige
Verschiebung des Aufgabenschwerpunkts im Bereich
des Maschinenwesens, weg von der technischen Ver-
waltung des Wasserfahrzeugparks hin zu Betrieb und
Unterhaltung der Landanlagen.
Dieser Entwicklung wurde folgerichtig mit der Installa-
tion der ZSM-Fachgruppe „Landanlagen“ in Berlin
Rechnung getragen, die mit dem Ziel eingerichtet
wurde, die ausführenden Dienststellen in der WSV
darin zu unterstützen, die maschinentechnischen
Anlagen auf einem einheitlichen technischen Niveau
wirtschaftlich und nach dem Stand der Technik zu
bauen, zu betreiben und zu unterhalten.
Im Rahmen der Erarbeitung technischer Standards für
die maschinentechnischen Landanlagen arbeitet die
Fachgruppe eng mit Dienststellen innerhalb und
außerhalb der WSV zusammen.
Die maschinen- und elektrotechnischen Einrichtungen
an den Landanlagen unterliegen fortlaufenden
Instandhalte- und Wartungsmaßnahmen, die in Form
der „Planmäßigen Unterhaltung“ (PU) abgewickelt
werden.
Mit der PU wird eine periodisch vorbeugende Instand-
haltestrategie verfolgt, mit der die Funktionsfähigkeit
der Landanlagen während der gesamten Nutzungs-
dauer gewährleistet werden soll (Präventivstrategie).
Für die Erfassung von Schäden bzw. Störungen und
letztlich für die Analyse der im täglichen Instandhalte-
geschehen gewonnenen Erfahrungen und Kenntnisse
ist ein modernes, IT—gestütztes Auftragserfassungs-,
Abwicklungs- und Rückmeldesystem unabdingbar,
das den „Regelkreis Instandhaltung“ organisatorisch
ermöglicht. Mit der Erstellung eines entsprechenden
PU-Softwarepaketes, auf Basis des von der ZSM
Hamburg erstellten PU-Pflichtenheftes, ist begonnen
worden.
Das System der lT-gestützten PU soll in den nächsten
Jahren flächendeckend in der WSV eingeführt wer-
den.
Wasserfahrzeuge
Die Modernisierung und Rationalisierung des Wasser-
fahrzeugparks der WSV wurde durch gezielte lnvesti-
tionsmaßnahmen aber auch durch ersatzlose Aus-
sonderungsmaßnahmen fortgeführt und damit den
Erfordernissen an die Wirtschaftlichkeit des Unterhal-
tungsbetriebes angepaßt.
So sind allein aus dem Bereich der WSD Ost im Zuge
des künftigen Gerätekonzepts 89 Schiffe und schwim-
mende Geräte, das sind rund 7% des noch 1991
vorhandenen Gesamtbestandes, der VEBEG zum
Verkauf angeboten worden. Das Aussonderungspro-
gramm im Bereich der WSD Ost wird bis 1995 abge-
schlossen sein.
Die Sanierungsmaßnahmen auf Schiffen und schwim-
menden Geräten im Rahmen der Asbestentsorgung
wurden planmäßig fortgeführt.
Zu einem weiteren Aufgabenschwerpunkt hat sich die
technische Umsetzung der vom Germanischen Lloyd
herausgegebenen neuen Vorschriften für den Einsatz
von Wasserfahrzeugen
— im verkehrsbezogenen Feuerschutz
— bei Hilfeleistungen in explosiver und/oder
toxischer Atmosphäre
entwickelt. Sie gelten insbesondere für Wasserfahr-
zeuge der WSV, die im Rahmen der strom- und schiff-
fahrtspolizeilichen Aufgaben für erste Maßnahmen bei
Havarien von Schiffen mit gefährlicher Ladung einge—
setzt und hierbei brennbaren oder toxischen Gasen
ausgesetzt sind. Mit der Entwicklung eines besonde-
ren Gassch utzsystems wurde von der Zentralstelle für
Schiffs- und Maschinentechnik erhebliche Pionierar—
beit geleistet.
Für die Bestandsverwaltung des umfangreichen Was-
serfahrzeugparks der WSV mit rd. 1 900 Fahrzeugen
wurde das lT—Verfahren WAFDAT — Technische
Stammdatei der Wasserfahrzeuge der WSV flächen-
deckend eingeführt.
Ziel des Verfahrens WAFDAT, das auf einer dezentra—
len Datenerfassung und -pflege bei den WSDen
basiert, ist der Aufbau und das Vorhalten eines
anwenderorientierten, aktuellen Bestandes an techni-
schen Fahrzeugkenndaten.
Ein vergleichbares lT-Verfahren für die Bestandsver-
waltung der Landfahrzeuge ist bereits in Vorberei-
tung.
Wasserstraßen-Fernmeldenefz
Die Maßnahmen zur Erhaltung bzw. Verbesserung der
Funktionssicherheit des Wasserstraßen-Fernmelde-
netzes (WF—Netz) für die Dienste Fernsprechen,
Fernwirken, Fernmessen und Datenübertragung wur-
den fortgeführt. Durch entsprechende Bau- und
Ersatzmaßnahmen mit modernen Telekommunika-
tionskomponenten konnte das WF-Netz den gestiege-
nen nachrichtentechnischen Aufgaben angepaßt
werden.
Verhandlungen zwischen BMPT, BMF und dem BMV
über die seit Jahren von der Deutschen Bundespost
TELKOM (früher: DBP) geforderten Zahlungen von
bestimmten Benutzungs- und Genehmigungsgebüh-
ren für WSV-eigene fernmeldetechnische Einrichtun-
gen im WF-Netz, die ausschließlich für den betriebsin-
ternen Fernmeldeverkehr genutzt werden, führten zu
einer für alle Seiten befriedigenden Vereinbarung.
Bestandteile dieser Vereinbarung sind u. a. für die
zurückliegende Zeit die Zahlung von Ausgleichsbeträ-
gen für die Anschaltung sog. „anderer“ an das WF—
Netz sowie die Modalitäten für die weitere Behandlung
dieser Ausnahmeanschlüsse.
4.10 Vermessungs- und Kartenwesen,
Liegenschaftsvsrwaltung
VermessungsW986”
Für den Ausbau, die Unterhaltung und den Betrieb
der Bundeswasserstraßen werden vermessungs-
technisch ermittelte geometrische Daten über Objekte
und rechtliche Verhältnisse an den Wasserstraßen
und die damit in einem Sachzusammenhang ste-
hende Umgebung benötigt. Die Daten und ihre Dar—
stellung in Karten sind Grundlage vor allem für die
Planung von Bau- und Unterhaltungsarbeiten, für
gewässerkundliche Aufgaben und für die Erfüllung der
Verkehrssicherungspflicht.
Die Vermessungsarbeiten zur Ermittlung der Daten
werden, soweit sie nicht vergeben werden, von den
Wasser— und Schifffahrtsämtern ausgeführt. Beson—
dere Arbeiten können von den Wasser— und Schiff-
fahrtsdirektionen übernommen werden. Der Bundes-
anstalt für Gewässerkunde obliegen die Hauptnivelle-
ments an den Bundeswasserstraßen sowie anwen-
dungsorientierte Forschungs- und Entwicklungsarbei-
ten. Derzeit bilden die Erprobung des Satellitenposi-
tionierungssystems NAVSTAR GPS für die Gewäs-
sen/ermessung (Peilungen) und die Vergabe der
Hauptnivellements in den neuen Ländern Schwer-
punkte.
Bezugssysteme der vermessungstechnischen Daten
für die Lage und die Höhe müssen derzeit wegen
grundsätzlicher Unterschiede zwischen den alten und
den neuen Bundesländern angesichts der länder-
übergreifenden Aufgaben der WSV mit hohem Auf—
wand vereinheitlicht werden. Für das Projekt 17 ist
daher das Lagefestpunktfeld mit NAVSTAFt GPS ein—
gemessen worden.
Die Bezugssysteme werden durch geodätische
Grundlagenvermessungen in Form von Lage-, Höhen-
und Kilometrierungsfestpunkten an die Wasserstra-
ßen herangeführt.
Die Vermessungsarbeiten gliedern sich in topogra-
phische, bautechnische, Gewässer— und Liegen-
schaftsvermessungen.
Die Verfahren der Vermessung laufen weitgehend lT—
gestützt ab.
Zur Steigerung der Leistungsfähigkeit und zur Verbes-
serung der Arbeitsergebnisse wird ein vollautomati-
scher digitaler Datenfluß von der Aufnahme der Daten
über die Plausibilisierung und Verarbeitung bis zur
digitalen oder analogen Ergebnisdarstellung ange—
strebt und ist bereits teilweise realisiert.
Kartenwesen
Die Herstellung und laufende Aktualisierung der Kar-
ten obliegt den sieben regionalen Kartenstellen der
Wasser— und Schiffahrtsdirektionen.
Die Ergebnisse der topographischen Gewässer— und
Liegenschaftsvermessung werden in großmaßstäbi-
gen Karten der Bundeswasserstraßen dargestellt.
Dieses Kartenwerk umfaßt 6000 Kartenblätter, die
auf digitale Form umgestellt und künftig IT—gestützt auf
dem laufenden gehalten werden. Als Grundlage die-
nen neben den vorhandenen Bundeswasserstraßen—
karten auch umfangreiche Luftbildbefliegungen.
Daneben werden auf der Basis amtlicher Kartenwerke
Karten mittleren lVlaßstabs als Verkehrskarten und
kleinen Maßstabs als Übersichtskarten der Bezirke
der Wasser— und Schiffahrtsdirektionen vorgehalten.
Liegenschaftsverwalfung
Die Bundeswasserstraßen sind privatrechtliches
Eigentum des Bundes im Sinne des bürgerlichen
Rechts. Die öffentlich-rechtliche Zweckbindung der
Bundeswasserstraßen hat jedoch Vorrang vor allen
privat-rechtlichen Interessen.
Die Liegenschaften — rd. 232 000 ha Wasserflächen
(ohne Seewasserstraßen) und 20000 ha Landflä—
chen — werden von den Wasser— und Schiffahrtsäm-




In den neuen Bundesländern sind außerordentlich
umfangreiche Arbeiten (Nachholbedarf, Modernisie-
rung der Verfahrens- und Gerätetechnik, Vereinheitli-
chung) zu erledigen. Vor allem werden dringend Kar-
ten und Liegenschaftsübersichten für die Durchfüh-
rung von Bauvorhaben benötigt.
1992 wurde die gesamte Ostseeküste Mecklenburg-
Vorpommerns zur Erstellung von Luftbildplänen im
Maßstab ‘i :5 000 beflogen. Neben weiteren Beflie-
gungen zur Kartenerneuerung wurden f 800 km Was—
serstraßen in den neuen Ländern zur ökologischen
Beweissicherung in Farbe beflogen.
Vermessungsarbeiten konzentrieren sich hier insbe-
sondere auf die Schaffung eines Lage- und Höhen-
festpunktfeldes im Rahmen eines einheitlichen
gesamtdeutschen Festpunktnetzes und auf Gewäs-
ser— sowie bautechnische Vermessungen.
Das zu verwaltende Liegenschaftsvermögen hat
erheblich zugenommen. Besondere Schwierigkeiten
bestehen hier bei der Bestandserhebung der Liegen-
schaften und Nutzungsrechte sowie bei der Klärung
von Eigentumsfragen.
4.11 Forschung und technische Entwicklung
Zur Aufgabenerledigung in den Bereichen des Neu—
und Ausbaus sowie der Bestandserhaltung und des
Betriebs werden Daten, Informationen und wissen-
schaftlich abgesicherte Forschungsergebnisse
gewässerkundlicher und bautechnischer Natur benö—
tigt. Hierfür stehen insbesondere die Bundesanstalt
für Gewässerkunde (BfG) und die Bundesanstalt für
Wasserbau (BAW) zur Verfügung. Beide Anstalten
beraten das BIVIV und die Dienststellen der WSV; aber
auch die anderen Bundesministerien und deren nach-
geordneten Dienststellen.
Die BAW ist das zentrale institut der WSV für die
gesamte praktische und wissenschaftliche Versuchs—
und Forschungsarbeit auf dem Gebiet des Wasser-,
Erd- und Grundbaus und der Bautechnik. Schwer-
punkt sind die Forschungs— und Entwicklungsarbeiten
auf dem Gebiet des Wasserbaus.
1992 wurde die “i990 eingerichtete Außenstelle Berlin
weiter in die BAW integriert, so daß nun alle neuen
Fachbereiche voll arbeitsfähig sind. Alle an den drei
Dienstorten Karlsruhe, l-lamburg und lerlin anfallen-
den Aufgaben werden nach einheitlichen Maßstäben
und Kriterien wahrgenommen. Dieses ist besonders
für die Tätigkeit an den ostdeutschen Wasserstraßen
wichtig, da dort bei großem Aufgabenvolumen der
fachliche Standard dem der westdeutschen Wasser-
straßen anzugleichen ist.
Der Schwerpunkt der Arbeiten des Fachbereichs Was—
serbau in Küstengewässern lag auch im Jahre “1992 in
den wasserbaulichen Grundsatzuntersuchungen zur
Optimierung der in der Planung befindlichen Ausbau-
maßnahmen an den deutschen Seeschiffahrtsstraßen
der Nordsee (Unterems, Außenweser, Tideelbe) und
der Ostsee (Seekanal/Unterwarnow und Peene-
strom). Für die Bearbeitung der Aufgaben wurden
neben umfangreichen Naturmessungen vor allem
hydraulische Ausschnitts- und Seegangsmodelle
sowie hochauflösende zwei- und dreidimensionale
mathematische Tide- und Strömungsmodelle einge-
setzt. Dies erfordert eine besonders leistungsfähige
Rechnerausstattung. Durch die Installation eines
Hochleistungscomputers vom Typ CRAY YMP 2E in
der Außenstelle Küste im November 1992 wurden die
Rechenzeiten für die Modelluntersuchungen so
beschleunigt, daß eine gleichzeitige Bearbeitung der
Projekte ermöglicht wurde.
Ein beachtlicher Teil der Arbeiten des Fachbereichs
Geotechnik lag auch 1992 wiederum in den Nachsor-
gemaßnahmen an den Dammstrecken aller Wasser-
straßen, wobei die Wasserstraßen in den neuen Bun-
desländern und der Mittellandkanal im Rahmen des
Projektes 17 mit besonderem Nachdruck untersucht
wurden. Daneben wurde intensiv an der Erarbeitung
europäischer Normen und an der Umstellung des
bisherigen Sicherheitskonzepts im Erd— und Grund-
bau auf das zukünftig auf Versagenswahrscheinlich—
keiten basierende, probabilistische Konzept mitge-
wirkt.
lm Fachbereich Bautechnik wurde die Auswirkung von
Schiffsstößen auf Brückenunterbauten und auf die
Tröge von Kanalbrücken untersucht. Die dabei gewon-
nenen Erfahrungen und entwickelten DV—Programme
können modifiziert auch für die Lastannahmen zur
Bemessung der Leitwerke an Kanalbrücken genutzt
werden. Weitere Schwerpunkte bildeten Untersuchun-
gen zur Rißbildung an massigen Betonbauteilen sowie
zur zerstörungsfreien Lokalisierung korrodierender
Bereiche von Stahlbetonbauten, die aggressiven Wäs-
sern ausgesetzt sind.
Im Fachbereich Wasserbau an Binnenwasserstraßen
wurden dringende Fragestellungen für das Projekt 17,
speziell zur Voruntersuchung des Ausbaus des Was-
serstraßenkreuzes Magdeburg, bearbeitet. Dabei
kamen numerische Modelle und ein aerodynamisches
Analogiemodell zur Ermittlung der Windbelastung für
die geplante Kanalbrücke zum Einsatz. Die numeri-
sche Modellierung der Strömungsverhältnisse in der
Elbe bei Magdeburg ist darüber hinaus Grundlage für
weitere experimentelle Untersuchungen zur Anbin-
dung des Stadtstreckenbereiches Magdeburg an das
Wasserstraßenkreuz.
Die Ausbauplanungen der Rheinabschnitte in den
Bereichen Bonn—Beuel, Rüdesheim, Binger Loch und
des Donauabschnittes Straubing/Vilshofen wurden im
Rahmen des Untersuchungsprogramms abge-
schlossen.
Hervorzuheben sind die in einem physikalischen
Modell durchgeführten Untersuchungen zu möglichen
Schwall und Sunkerscheinungen aufgrund der Gefahr
einer großräumigen Felsrutschung an der Mosel bei
Kröv. Nach anschließender vorbeugender Stauabsen—
kung in der Stauhaltung Enkirch wurde der Fels
gesprengt und damit die Gefahr beseitigt.
Die BFG ist in die Abteilungen Qualitative und Quanti-
tative Gewässerkunde, Ökologie und Zentrale Dienste
gegliedert. Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten
der BFG sind u. a. in den Abschnitten 4.6 und 4.7
beschneben.
Als Sonderstelle für zentrale Aufgaben der WSV im
Schiffahrtszeichenwesen dient das Seezeichenver-
suchsfeld in Koblenz der Betreuung von Verkehrssi—
cherungssystemen sowie der Forschung, Entwicklung
und Prüfung von Verfahren, Anlagen und Geräten zur
Sicherung des Schiffsverkehrs auf den Bundeswas-
serstraßen und der Hohen See. Die Arbeiten des
Seezeichenversuchsfeldes sind u. a. im Abschnitt 4.8
beschneben.
4.12 Bautechnische Grundsätze, Bauordnungs-
WBSBH
Die WSV ist nach 5 48 WaStrG dafür verantwortlich,
daß die bundeseigenen Schiffahrtsanlagen und
Schiffahrtszeichen sowie die wasserbaulichen Anla-
gen allen Anforderungen der Sicherheit und Ordnung
genügen. Behördlicher Genehmigungen, Erlaubnisse
und Abnahmen bedarf es nicht.
Vor dem Hintergrund dieser Verantwortlichkeit werden
technische Regelwerke, wie Normen, Richtlinien usw.
eingeführt und fortgeschrieben, die für den Ausbau
und den Neubau sowie für die Bestandserhaltung der
Bundeswasserstraßen zu beachten sind.
Im Rahmen der Harmonisierung europäischer techni-
scher Spezifikationen hat die EG per Ratsrichtlinie ein
Informationsverfahren verabschiedet, das alle Mit-
gliedstaaten verpflichtet, Entwürfe technischer Vor-
schriften zu notifizieren. Ziel ist es, den freien Waren-
verkehr in der Gemeinschaft sicherzustellen und Han-
delshemmnisse technischer Art abzubauen. 1992
wurden deshalb zusätzliche technische Vertragsbe-
dingungen für den Wasserbau und technische. Liefer-
bedingungen anläßlich ihrer Überarbeitung notifiziert.
Das Europäische Normungsinstitut CEN forciert im
Hinblick auf den Binnenmarkt die Erarbeitung Euro—
päischer Normen. Die Normungsarbeit der techni-
schen Ausschüsse für Wasserbausteine und für Geo-
textilien und verwandte Produkte sind für den Ver-
kehrswasserbau von besonderem Interesse. Entspre-
chend der Batsrichtlinie der EG zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über Bauprodukte erstellt die EG—Kommission
Grundlagendokumente als Ausgangspunkt und Rah-
men für die Erstellung der Produktspezifikationen.
Anschließend sind die Aufträge an das CEN zur Erar-
beitung von harmonisierten Normen oder Leitlinien für
europäische technische Zulassungen auf der Grund—
lage der technischen Vorgaben der Mitgliedstaaten,
z.B. auch der WSV für ihre speziellen Aufgaben zu
erarbeiten.
4.13 Verdingungswesen
Nach dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit werden in der Wasser— und Schiffahrtsverwaltung
Leistungen und Lieferungen nach einheitlichen
Grundsätzen im Wege des Wettbewerbs vergeben.
Hierfür maßgebliche Regelwerke sind die Verdin—
gungsordnung für Bauleistungen (VOB) und die Ver-
dingungsordnung für Leistungen — ausgenommen
Bauleistungen — (VOL). Sie sind zusammen mit
ergänzenden Richtlinien des Bundes eingeführt.
Zunehmend wird das Vergabewesen durch die Euro-
päische Gemeinschaft (EG) beeinflußt. Eines ihrer
Ziele, die sie mit der Schaffung des gemeinsamen
Marktes verfolgt, ist die Harmonisierung der Wettbe—
werbsbedingungen für den ungehinderten grenzüber-
schreitenden Austausch von Waren und Dienstlei-
stungen. Elemente und Instrumente hierfür sind Richt-
linien der EG zur Koordinierung der Bau-, Liefer— und
Dienstleistungen einschl. deren ÜbenNachung. Sie
werden bzw. sind entsprechend dem EG-Vertrag in
nationales Vergaberecht umgesetzt. Diese Einwirkun-
gen auf die nationale Vergabepraxis erzwingen deren
ständige Fortentwicklung.
Die Arbeiten im Jahre 1992 konzentrierten sich auf die
Mitarbeit an der Umsetzung der EG-Rechtsmittel-
richtlinien, die Betroffenen bereits während der Ange-
botsphase Ansprüche einräumen und der EG-Sekto—
renrichtlinie über die Auftragsvergabe im Bereich der
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im
Telekommunikationssektor.
Zur Anwendung der nationalen und der EG-Bichtli-
nien sind die Vergabehandbücher
— Vergabehandbuch für Bauleistungen — Wasserbau
(VV-WSV 2102)
— Vergabehandbuch für Leistungen — ausgenommen
Bauleistungen — Wasserstraßen (VV—WSV 2105)
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— Vergabehandbuch für Leistungen freiberuflich
Tätiger — Wasserstraßen (VV-WSV 2108)
mit praxisgerechten Handlungsanweisungen erarbei-
tet. Der im letztgenannten Handbuch geregelte
Bereich der Vergabe von Leistungen erhält zuneh-
mend Bedeutung. Die Vergabehandbücher werden
entsprechend den Erfordernissen aktualisiert.
Die im Wasserbau anfallenden wesentlichen Bauar—
beifen sind in Leistungsbereiche gegliedert, nach ver-
einheitlichten Grundsätzen in Standardleistungskata—
Iogen beschrieben und in Zusätzlichen Technischen
Vertragsbedingungen erläutert. Das auf diesen Grund-
sätzen basierende Standardwerk wird von Vertretern
der Länder sowie von Verbänden entsprechend der
aktuellen Entwicklung angepaßt.
4.14 Wasserwegerecht
Mit dem Inkrafttreten der Vierten Main-Donau-
KanaI—TeiIstrekenverordnung vom 24. April 1992
(BGBI. I S. 986) am 1. Juli 1992 wurde die letzte
Teilstrecke des Main-Donau—Kanals von Bachhausen
(km 114,700) bis Dietfurt (km 136,600) zur Bundes-
wasserstraße, die dem allgemeinen Verkehr dient,
erklärt. Damit ist der gesamte Main—Donau-Kanal eine
dem allgemeinen Verkehr dienende Bundeswasser—
straße.
ln Ausfüllung des Gesetzes zur Beschleunigung der
Planungen für Verkehrswege in den neuen Bundes—
ländern sowie im Land Berlin (Verkehrswegepla—
nungsbeschleunigungsgesetz vom 16. Dezember
1991) wurde am 3. Juni 1992 die Fernverkehrswege-
bestimmungsverordnung erlassen.
Um die wesentlichen Beschleunigungsmöglichkeiten
für PIanfeststelIungsverfahren, wie sie das Verkehrs-
wegeplanungsbeschleunigungsgesetz für die neuen
Bundesländer schuf, für das gesamte Bundesgebiet
einführen zu können, wurde intensiv der Entwurf eines
Gesetzes zur Vereinfachung der Planungsverfahren
für Verkehrswege (Planungsvereinfachungsgesetz)
erörtert.
Intensive Ressortberatungen fanden statt zu folgen—
den Gesetzen aus dem Umweltbereich:
— Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Bundesnaturschutzgesetzes
Das Prinzip der Vorsorge und vorausschauenden
Planung für Natur und Landschaft soll verstärkt und
zusätzlich instrumentalisiert werden; Bürger, Staat
und Gemeinden sollen zum Schutz der Natur stär—
ker in die Pflicht genommen werden; und es sollen
die Instrumente der Ersatzmaßnahme und Ersatz-
zahlung bei Eingriffen in Natur und Landschaft
bundeseinheitlich vorgeschrieben werden.
— Entwurf eines Umweltinformationsgesetzes
Mit diesem Gesetz soll die EG-Richtlinie über den
freien Zugang zu Informationen über die Umwelt
umgesetzt werden. Allen natürlichen und juristi-
schen Personen soll ohne Nachweis eines Interes-
ses freier Zugang zu umweltbezogenen Informa-
tionen, die bei bestimmten Behörden vorhanden
sind, gewährt werden.
— Entwurf eines Bundesbodenschutzgesetzes
Das Gesetz bezweckt den Schutz des Bodens als
nicht vermehrbare und erneuerbare Lebensgrund—
lage für Menschen, Tiere und Pflanzen. Es sollen
bundeseinheitliche Bodenwerte für die Gefahren-
abwehr und die Durchführung von Sanierungsmaß-
nahmen wie auch Standards für Vorsorgemaßnah-
men festgelegt werden.
Die Verhandlungen über den „Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen
über die Vermarkung und Vermessung der gemeinsa-
men Grenze und die Einsetzung einer ständigen
gemischten Grenzkommission“ sowie über den „Ver-
trag mit der Tschechischen und Slowakischen Föde-
rativen Republik (CSFR) über eine gemeinsame
Staatsgrenze“ wurden unter Federführung des Aus-
wärtigen Amtes fortgeführt.
Der Entwurf eines bilateralen Abkommens zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich
Norwegen über den Transport von Gas durch eine
Rohrleitung (Europipe) vom norwegischen Festland-
sockel und anderen Gebieten in die Bundesrepublik
Deutschland war wiederum Gegenstand mehrerer
Verhandlungsrunden.
5. Internationale Zusammenarbeit
5.1 Europäische Gemeinschaften (EG)
Im Rahmen der Arbeiten der EG wurden 1992 eine
Reihe von Fragen diskutiert und Beschlüsse gefaßt,
die die Binnenschiffahrt betreffen. Genannt seien
hier:
— Strukturbereinigungsmaßnahmen
Eine Untersuchung der wirtschaftlichen Lage der
eurOpäischen Binnenschiffahrt nach Abschluß der
1990 durchgeführten ersten gemeinschaftlichen
Abwrackaktion brachte die Europäische Gemein-
schaft dazu, die Aktion zum 1. Januar 1993 neu zu
eröffnen. Ein Zeitlimit für die neue Abwrackmaß-
nahme wurde nicht gesetzt. Man erhofft sich, durch
diese Aktion die bereits wieder gewachsene Über—
kapazität in der europäischen Binnenschiffahrt auf
Dauer abzubauen und das Angebot an Transport-
raum entsprechend den wirtschaftlichen Erforder—
nissen besser steuern zu können.
— Erteilung eines Mandats an die EG-Kommission
zur Aufnahme von Verhandlungen mit Drittstaa-
ten (vor allem Donaustaaten) über den Binnen-
schiffsverkehr zwischen der Gemeinschaft und
diesen Staaten
Der Verkehrsrat der EG hat im Dezember 1992 der
Kommission ein entsprechendes Mandat erteilt.
Dies ermächtigt die Kommission, mit den interes—
sierten Staaten ein multilaterales Binnenschiffahrts-
abkommen auszuhandeln. Die existierenden bilate-
ralen Abkommen bleiben so lange unangetastet,
bis das multilaterale Abkommen in Kraft ist. Erste
Vorgespräche zwischen der EG und den Donauan-
liegern sind für Anfang 1993 vereinbart.
— Kombinierter Verkehr
Die 1992 verabschiedete EG-Richtlinie 92/106 ge-
währt den Verkehrsträgern Schiene/Straße Vorteile,
soweit sie kombinierten Verkehr betreiben. Die
Kombination Binnenschiff/Straße, die zunehmend
an Bedeutung gewinnt, ist in dieser Richtlinie noch
nicht berücksichtigt. Jedoch sind auch für den Auf—
und Ausbau dieser Verkehrskombination, z. B. für
den Ro-Ro-Verkehr LKW-Binnenschiff Erleichterun-
gen erforderlich. Die EG hat zugesagt, entspre—
chende Vorschläge zu prüfen.
— Harmonisierung der Mineralölsteuer
Die EG-Richtlinien 92/12 und 92/81 aus dem Jahr
1992 versuchen, die Mineralölsteuer europaweit zu
harmonisieren. In diesen Richtlinien ist die Möglich—
keit einer Steuerbefreiung für die Binnenschiffahrt
vorgesehen, so daß sich am Status quo der Gasöl-
steuerbefreiung für die Binnenschiffahrt nichts än—
dern wird.
5.2 Stromkommissionen
— Zentralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR)
Die ZKR hielt im Mai und November 1992 zwei
ordentliche Sitzungen in Straßburg unter dem Vor—
sitz der französischen Delegation ab. Zur allgemei-
nen wirtschaftlichen Lage der Rheinschiffahrt




aufkommen wie im Vorjahr das Frachtenniveau im
internationalen Rheinverkehr, nach einer Zeit relati-
ver Stabilität, im Jahr 1992 deutlich gesunken ist.
Dies gilt wegen schwacher Nachfrage sowohl für
die Trocken- als auch für die Tankschiffahrt. Ursäch-
lich dafür ist zum einen die nachlassende interna-
tionale Konjunktur. Zum anderen zeigt sich, daß
trotz durchgeführter EG-Abwrackaktion die Flotten-
kapazität immer noch über der Transportnachfrage
liegt.
Auf beiden Tagungen faßte die ZKR auch wichtige
Beschlüsse zu den Grundsätzen der Abfallentsor-
gung in der Rheinschiffahrt. Nunmehr wird intensiv
an der detaillierten Ausgestaltung dieser Grund-
sätze gearbeitet.
Im Jahr 1992 nahm eine Arbeitsgruppe "Zukunft der
Zentralkommission" ihre Tätigkeit auf. Sie stellte
Überlegungen über die Auswirkungen der Ereig-
nisse in Mittel- und Osteuropa sowie über die Bil-
dung eines europäischen Wirtschaftsraumes und
damit zusammenhängend über die weiteren Per-
spektiven und Aufgaben der ZKR, ihre Funktions-
weise und die ihres Sekretariats an.
Mose/kommission
Die Moselkommission tagte im Mai 1992 in Dillin-
gen (Saar) und im November in Nancy unter dem
Vorsitz der luxemburgischen Delegation.
Im Vordergrund der Beratungen standen jeweils die
geplanten Maßnahmen zur Verbesserung der
Schiffahrtsverhältnisse auf der Mosel. Dies soll
durch eine Vertiefung der Fahrrinne um 30 cm
zwischen Koblenz und Richemont erreicht werden.
Mit den Arbeiten wird im Jahr 1993 begonnen.
Im Rahmen ihrer tariflichen Zuständigkeit faßte die
Kommission den Beschluß, die bisherigen Sätze
des Tarifs für die Schiffahrtsabgaben auf der Mosel
für das Jahr 1992 nicht zu verändern.
Die wirtschaftliche Lage der Moselschiffahrt ließ für
1992 ein ähnlich hohes Güteraufkommen wie im
Vorjahr erwarten.
Donaukommission
Die Donaukommission kam im April 1992 zu ihrer
50. Sitzung zusammen. Diese Sitzung wurde be—
reits von den Ereignissen im ehemaligen Jugosla-
wien überschattet.
Es wurde festgestellt, daß auf verschiedenen Do-
nauabschnitten die Schiffahrt wegen Fehltiefen
behindert, ja zeitweise sogar unmöglich war. Die
Kommission appellierte an die betroffenen Staaten,
alles zu unternehmen, um die ungehinderte Schiff-
fahrt wieder herzustellen.
Zur Frage der Schifferpatente und der technischen
Vorschriften für die Schiffe faßte die Kommission im
Hinblick auf die durchgehende Befahrbarkeit des
Main-Donau-Kanals im September 1992 entspre-
chende Beschlüsse.
Weiter bat die Kommission ihre Mitgliedstaaten, die
in der ECE an der Ausarbeitung des ADN mitwir-
ken, darauf hinzuarbeiten, daß diese Vorschrift Ge-
genstand einer internationalen Konvention wird.
Die Kommission hat in ihren Arbeitsplan 1992/93
die Frage aufgenommen, die Möglichkeit der
Weiterentwicklung der Belgrader Akte zu untersu-
chen und das Problem eines Beitritts zu dieser
Konvention und der Mitgliedschaft in der Donau-
kommission neu zu bewerten.
5.3 Europäische Wirtschaftskommissinn
der UNO (EBE)
lm Rahmen der Arbeiten der ECE wurde auch an der
Fortentwicklung des Regelwerks über die Beförderung
gefährlicher Güter auf Binnenwasserstraßen (ADN)
zügig weitergearbeitet. Es ist vorgesehen, die Arbeiten
im Frühjahr 1994 endgültig abzuschließen.
Von der Hauptarbeitsgruppe Binnenschiffahrt der ECE
wurde am 12. November 1992 als Resolution Nr. 30
das neue Klassifizierungssystem für die europäischen
Binnenwasserstraßen beschlossen. Es wird 1993 in
der Wasser— und Schiffahrtsverwaltung eingeführt.
Weiter wurde beschlossen, eine Studie über die Not—
wendigkeit eines ECE—Abkommens über die Binnen-
schiffahrtsinfrastruktur zu erstellen. Die Arbeiten wur—





Nach der Unterzeichnung des deutsch-polnischen
Binnenschiffahrtsabkommens im Jahr 1991 wurde
zwischen den beiden Vertragsparteien die vorläu-
fige Inkraftsetzung des Abkommens vereinbart.
Der im Vertrag vorgesehene Gemischte Binnen-
schiffahrtsausschuß wurde installiert und hielt im
Mai 1992 in Polen seine konstituierende Sitzung
ab. Dabei wurde ein erster Entwurf eines Frachten-
tableaus für den Wechselverkehr zwischen beiden
Staaten erarbeitet.
b) Rumänien
Auch mit Rumänien wurde nach Unterzeichnung
des bilateralen Binnenschiffahrtsabkommens die
vorläufige Anwendung des Vertrags vereinbart. Im
Juli 1992 kam der im Abkommen vorgesehene
Gemischte deutsch-rumänische Binnenschiff-
fahrtsausschuß in Duisburg zu seiner konstituie-
renden Sitzung zusammen. Auch hier war es





men wurde am 14. Juli 1992 in Bonn unterzeich—
net. Es entspricht in seiner Struktur den Abkom—
men, die mit den übrigen Donauanliegerstaaten
geschlossen wurden. Die vorläufige Anwendung
des Vertrags wurde vereinbart. Dies bedeutet, daß
der im Abkommen vorgesehene Gemischte Aus-
schuß baldmöglichst installiert wird. Die Vorarbei-
ten dazu sind angelaufen.
5.5 Internationale Übereinkommen
Helsinki— Übereinkommen
Am 9. April 1992 wurde auf einer diplomatischen
Konferenz in Helsinki das neue Übereinkommen zum
Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebietes (Hel-
sinki-Übereinkommen 1992) von allen Ostseeanlie-
gerstaaten unterzeichnet, am 24. September 1992
unterzeichnete auch die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft. Die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
von Meeresverschmutzungen ist in dem Anhang VI
des Übereinkommens geregelt. Vorbeugungs- und
Bekämpfungsmaßnahmen werden danach künftig
auch auf andere Schadstoffe als Öl ausgedehnt. Die
WSV hatte sich im Rahmen ihrer Mitwirkung im Com-
batting Committee (CC) intensiv an den Vorarbeiten
beteiligt.
Das Combatting Committee befaßte sich auf seiner
16. Sitzung vom 19. bis 23. Oktober 1992 in Helsing—
borg (Schweden) hauptsächlich mit der Unterstützung
der baltischen Staaten auf dem Gebiet der Bekämp-
fung von Meeresverschmutzungen. Vorläufige Rege—-
Iungen waren bereits auf einem Expertentreffen am 5.
und 6. Mai 1992 in Riga (Lettland) behandelt worden.
Die deutschen Ölbekämpfungsexperten haben u. a.
verschiedenes Lehrmaterial überreicht und Hospita-
tionen in der Sonderstelle des Bundes angeboten. Für
die Jahre 1993/94 hat Deutschland die Koordinierung
der gemeinsamen Luftüberwachungsaktivitäten in der
Ostsee übernommen.
Die WSV war außerdem Gastgeber der 8. 'l'agung der
ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Bekämpfung von Ver-
schmutzungen durch andere Schadstoffe als Öl (CC
Chem) vorn 10. bis 12. Juni 1992 in Schleswig.
Bonn-Übereinkommen
Die Vertragsparteien des Bonn—Übereinkommens zur
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Verschmut-
zung der Nordsee durch Öl und andere Schadstoffe
haben auf ihrer vierten Sitzung (Den Haag, 17. bis 20.
November 1992) u. a. Wege und Ziele der künftigen
Zusammenarbeit diskutiert und dabei insbesondere
die Notwendigkeit unterstrichen, die Bekämpfung von
Verschmutzungen durch Chemikalien, die Verfolgung
illegaler Meeresverschmutzungen und das Zusam-
menwirken mit dem Beratenden Ausschuß der EG
sowie mit der Internationalen Seeschiffahrtsorganisa—
tion (IMO) weiter zu verbessern. Gemäß der
Geschäftsordnung hat Deutschland für die nächsten
beiden Jahre den Vorsitz übernommen.
Operationelle, technische und wissenschaftliche Fra-
gen der Bekämpfung von Meeresverschmutzungen
wurden auf der 24. Sitzung der dafür eingesetzten
Arbeitsgruppe (OTSOPA) vom 11. bis 14. Mai 1992 in
Aberdeen (Großbritannien) behandelt, darunter Emp—
fehlungen zur Luftüberwachung, zu neuen Sensorsy-
stemen, zur Abschätzung der Gesamtbelastung der
Nordsee durch Öl und zur Planung gemeinsamer
Übungen. Nachdem Deutschland in den letzten bei-
den Jahren den Vorsitz dieser Arbeitsgruppe inne-
hatte, ist er jetzt turnusgemäß an Frankreich überge-
gangen.
Oslo-Dumping-Übereinkommen
Die OSLO-Kommission beschloß auf ihrer 17. Sitzung
vom 10. bis 12. Juni 1991 in Den Haag eine Empfeh-
lung zur Handhabung von Baggergut. Entsprechend
dieser Empfehlung sind die Vertragsstaaten verpflich-
tet, bei ihren Entscheidungen über die Erteilung von
Einbringungsgenehmigungen für Baggergut die
„Richtlinien der OSLO-Kommission für die Handha-
bung von Baggergut“ zu berücksichtigen. Das Ziel
dieser Richtlinien besteht darin, den Vertragsstaaten
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einheitliche Regeln für die Untersuchung, Bewertung
und Einbringung von Baggergut an die Hand zu geben
und u. U. nachteilige ökologische Folgen durch Bag-
gerguteinbringungen im Konventionsgebiet und in den
inneren Gewässern zu minimieren. Die Richtlinien
befinden sich im Hinblick auf die Anwendung der
„besten Umweltpraxis“ bereits wieder in Überarbei-
tung.
Deutsch-niederländische Emskommission
Im Emsmündungsgebiet gibt es zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und den Niederlanden keine
einvernehmliche Regelung über die Staatsgrenze.
Unter Ausklammerung der Grenzfrage verpflichten
sich beide Staaten im Ems-Dollart-Vertrag vom 8. April
1960, im Geiste guter Nachbarschaft zusammenzu-
arbeiten, um eine den jeweiligen Erfordernissen ent—
sprechende seewärtige Verbindung ihrer Häfen zu
gewährleisten.
Vertragsgemäß ist eine ständige deutsch-niederländi-
sche Emskommission eingesetzt, die u.a. Fragen auf
dem Gebiet des Wasserbaus, der Seezeichen, der
Strompolizei, der Vermessungen und hydrologischen
Untersuchungen behandelt. Sie hat den Regierungen
Empfehlungen vorzulegen und Gutachten zu erstat—
ten.
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Die Ständige deutsch—niederländische Emskommis—
sion trat am 8. September 1992 auf der Insel Rottu-
merplaat zu ihrer 32. Sitzung zusammen.




hydroiogische Messungen und Untersuchungen,
Schiffahrtszeichenwesen
sowie der Beratung laufender wasser— und strompoli—
zeilicher Maßnahmen im Vertragsgebiet, z.B. die





wurden Sachstandsberichte erörtert, u.a. über
—— die Planungen des Landes Niedersachsen für
einen Vorhafen auf dem Rysumer Nacken,
— den Ausbau des Außenhafens Delfzijl,
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Ausgabe. Mai 1993
SÜDWEST BezeichnungeinerWasser-und Schifiahrtsdirektien L Grenze zwischen Wasser-und Schiflahrtsdirektienen
MAINZ EI Sitz einer Wasser-und Sehifiahrtsdirektiun * Grenze zwischen Wasser- und Schiifahrtsämtern
Mannheim <> Sitz eines Wasser- und Schifiahrtsamtes u.dg|.
Vertrieb: Drucksachensteile der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes bei der
Wasser— und Schiffahrtedirektion Mitte1 Postfach 63 07, 30063 Hannover BMV BW 27 Bon” 1993 W 162
g
. Anlage?
1 Anteil der Hauptverkehrsträger
1 am binnenländischen Güterfernverkehr
i _1 00 9’ —"u Die 11 alten Bundesländer IBeitrittsgehiet.





















































1935 194019481950 1955 1960 1965 19'70' 1975 1980 1985 1990 1990 94
Bis 1940 Angaben reduziert auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne Beitrittsgebiet
1985 1985 1987 1988 1989 1990 1991 1992 3) 1992 3)
l Verkehrsträger 1111:3 ”/9 m11 "/9 “im 0/9 iiiiii "/9 Eis I3/9 „ im“: “/9 [1111111 "/9 tlii E3/9 [111121] ”/9
i Binnenschiffahrt 1) 45,2 22,5 52,2 24,9 49,7 22,9 52,9 23,9 54,9 22,5 54,5 22,9 54,3 25,3 52,5 19,5 1,9 2,5
i Eisenbahn 2) 54,9 29,9 51,9 25,9 59,9 27,2 59,9 25,4 52,1 25,9 52,9 24,9 53,9 23,5 55,5 29,9 15,9 35,5
LKW - Fernverkehr 2) 91,5 42,5 95,9 44,2 99,9 45,9 195,2 45,5 113,4 47,4 129,4 45,4 135,3 59,9 145,7 55,1 29,9 53,5
Rohöllernleitungen 13 19,4 4,5 5,2 3,5 5,7 4,9 7,9 3,5 9,5 4,1 11,7 4,7 13,5 5,1 12,9 4,4 2,1 5,4
214,2 199 217,4 159 217,3 199 227,9 199 239,3 199 245,9 199 257,1 199 259,5 199 39,9 199
1) Effektiv-tkm 2) Tarif-tkm 3) Vorläufige Zahlen Quelle: Verkehr in Zahlen“, KBAIStBAr’ifo-Institut
Vertrieb: Druoksaohenstelle der Wasser- und Sohiffahrtsverwaltung des Bundes bei der Wasser— und Schiffahrtsdirektion Mitte, Postfach 63 07, 30063 Hannover
BMV BW 27 Bonn. 1993 H 28 a
Anlage 8
Bestand der Binnentlotte der Bundesrepublik Deutsehland
am 31.12.1992 und 31.12.1991
31.12.1992 311219911
SChlfisgattung Trag- ZU'fAb' V' H' der Antriebs— Trag- V' H' der Antriebs-
Anzah' fähi keitt ”ahme der summa—4 leistun kW Anzah' fähi keitt summa—4 leistun kWg Tragttin % ausSpalte3 g g ausSpalte8 g
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
1 Frachtmotorschiffe 2.118 2.266.227 + 2.18 66.10 960.300 2.042 2.217.836 72.84 947.181
davon:
1.1 Gütermotorsohifie (ohne1.2) 1.662 1.614.767 + 3.30 47.10 667.187 1.587 1.563.219 51.34 650.683
1.2 Schub-Gütermotorschifie 59 105.302 + 1.10 3.07 54.360 55 104.155 3.42 55.352
1.1 und1.2 zusammen 1.721 1.720.069 + 3.16 50.17 721.547 1.642 1.667.374 54.76 706.035
1.3 Tankmotorschiffe(ohne1.4) 385 517.794 —— 0.19 15.10 224.477 387 518.776 17.04 224.807
1.4 Sohub-Tankmotorsohiffe 12 28.364 — 10.48 0.83 14.276 13 31.686 1.04 16.339
1.3 und1.4 zusammen 397 546.158 — 0.78 15.93 238.753 400 550.462 18.08 241.146
2 Schleppkähne 162 94.169 + 9.15 2.75 — 132 86.278 2.83 —
davon:
2.1 Güterschleppkähne und
Schub—Gütersohleppkähne 141 86.349 + 10.41 2.52 — 110 78.210 2.57 —
2.2 Tanksohleppkähne 21 7.820 — 3.07 0.23 — 22 8.068 0.26 —
3 Schubleichter 1.047 978.713 + 50.25 28.55 — 400 651.403 21.39 —
davon:
3.1 Gütersohubleiohter 1.001 913.640 + 55.23 26.65 — 363 588.566 19.33 —
3.2 Tankschubleichter 46 65.073 + 3.56 1.90 — 37 62.837 2.06 ——
4 Trägerschiffsleichter 126 89.152 —— 2.60 — 126 89.152 2.93 —
1 bis4 Frachtschiffe zusammen 3.453 3.428.261 + 12.60 100 960.300 2.700 3.044.669 100 947.181
davon:
Güterschiffe 2.989 2.809.210 + 15.92 81.94 721.547 2.241 2.423.302 79.59 706.035
Tanksohifie 464 619.051 — 0.37 18.06 238.753 459 621.367 20.41 241.146
5 Schuten 907 192.134 + 1.47 100 — 896 189.348 100 —
davon:
Hamburger Hafensohuten 701 138.073 — 1.95 71.86 — 719 140.813 74.37 ——
v. H. der v. H. der
zu üfi? 6 Spalte 6 Spalte 10
(kW) (kW)
6 Schubboote und
Schubschleppboote 284 — + 62.76 100 109.807 101 — 100 67.467
davon:
6.1 Sohubboote 165 — + 49.81 64.76 71.110 42 — 70.35 47.466
6.2 Schubsohleppboote 119 — + 93.47 35.24 38.697 59 — 29.65 20.001
7 Schleppboote (ohne 6.2) 240 — — 6.54 100 47.834 248 — 100 51.181
8 Barkassen
(Schlepp-u.Personenbarkassen) 353 — + 1.87 100 30.113 350 — 100 29.560
9 Bunkerboote 103 14.519 + 0.40 100 12.680 105 14.659 100 12.629
davon:
9.1 BunkerbootemitAntrieb 96 13.239 + 0.40 100 12.680 97 13.300 100 12.629
9.2 Bunkerboote ohne Antrieb 7 1.280 — — — 8 1.359 — —
Pers. Kap. Pers. Kap.
10 Fahrgastschiffe 795 220.947 + 19.51 100 163.423 645 184.877 100 138.953
davon:
Fahrgastschifie auf
geschlossenen Gewässern 141 34.828 + 9.19 12.21 19.963 132 31.895 13.55 18.833
11 Binnenschiffeinsgesamt: 6.135 5.045
1‘ nur alte Bundesländer














































Entwicklung der deutschen Binnen-Frachtschitfsflctte
nach Tragfähigkeit und Leistung")
tkm-Leistungen Spez. Lstg. je t Tragfähigkeit
insgesamt darunter .. . . insgesamt darunter
Jahr innerhalb und innerhalb Tragfahlgkelt innerhalb und innerhalb
außerhalb des des außerhalb des des
Bundesgebietes” Bundesgebietes" Bundesgebietes* Bundesgebietes*
Mill. tkm t tkm/t
1 2 3 4 5 6
1955 20.682,0 18.025,4 4.014.479 5.151,0 4.490,0
1956 23.476,2 20.210,2 4.205.777 5.582,0 4.805,0
1957 24.797,0 21 ‚383,1 4.405.248 5.629,0 4.854,0
1958 23.308,8 20.037,6 4.643.129 5.020,0 4.316,0
1959 23.554,4 20.650,8 4.767.989 4.940,0 4.331,0
1960 i) 2) 27.832,3 24.278,0 4.839.765 5.751,0 5.016,0
1961 28.401,6 24.462,2 4.912.857 5.781,0 4.949,0
1962 28.297,3 24.214,1 4.974.156 5.669,0 4.868,0
1963 27.121,6 23.095,2 5.001.211 5.423,0 4.618,0
1964 3) 29.013,0 24.496,3 4.995.487 5.808,0 4.904,0
1965 30.580,3 25.355,9 4.945.648 6.183,0 5.127,0
1966 32.056,3 26.251,0 4.885.535 6.561,0 5.373,0
1967 33.463,1 26.547,7 4.709.678 7.105,0 5.637,0
1968 34.969,9 27.564,3 4.684.350 7.465,0 5.884,0
1969 34.317,4 27.395,4 4.627.211 7.416,0 5.920,0
1970 4) 35.459,7 27.956,7 4.523.956 7.617,2 6.179,7
1971 32.977,4 26.104,0 4.493.427 7.339,0 5.809,4
1972 31 .753,9 25.117,5 4.497.853 7.059,6 5.584,1
1973 34.6932 27.349,7 4.448.237 7.799,7 6.148,8
1974 36.935,2 28.620,3 4.312.188 8.565,7 6.637,4
1975 34.194,1 26.469,8 4.221.812 8.099,0 6.269,5
1976 32.988,1 25.455,4 4.135.349 7.977,8 6.156,1
1977 34.863,0 26.712,6 4.020.180 8.672,4 6.645,0
1978 36.654,6 27.955,6 3.858.562 9.496,1 7.244,4
1979 35.709,5 27.512,3 3.791.089 9.419,6 7.257,3
1980 35.708,3 27.737,0 3.671.963 9.724,5 7.553,7
1981 34.473,3 26.845,6 3.547.807 9.716,8 7.556,8
1982 33.165,1 25.813,4 3.459.372 9.587,0 7.461,9
1983 31 ‚673,6 24.675,6 3.422.498 9.254,5 7.209,8
1984 33.500,0 25.657,1 3.295.467 10.165,5 7.785,6
1985 30.945,2 23.515,8 3.276.622 9.444,2 7.176,8
1986 32.801,6 25.009,9 3.265.071 10.046,2 7.659,8
1987 31 .275,4 23.702,5 3.249.774 9.623,9 7.293,6
1988 32.696,3 24.790,3 3.194.459 10.235,3 7.760,4
1989 33.071,2 25.297,0 3.268.282 10.118,8 7.740,2
1990 31 .892,5 24.705,3 3.055.923 10.436,3 8.084,4
1991 29.447,4 23.380,6 2.955.517 9.963,5 7.910,8
1992 5) 29.500,0 23.400,0 3.006.283 6) 9.813,0 7.784,0
1': wegen teilweise nicht ausreichender Datenbasis: nur alte Bundesländer)
) ab 1960 einschl. Saarland 4) ab 1970 ohne Flotte der ehemaligen DDR
l ab 1960 ohne Schuten und Leichter 5) Angaben bei Drucklegung noch nicht amtlich
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*) wg. Teilweise nichi ausreichender Daienbasis: nur alle Bundesländer l) ab 1%0 einschl. Saarland
2) ab l%0 ohne Schulen und Leichier 3) ab l%4 einschl. Berlin (Wesi) 4) ab i970 ohne Floiie der ehemal. DDR
5) Angaben bei Drucklegung noch nichi amilich
Veririeb: Drucksachensielle der Wasser- und Schiffahrisverwaliung des Bundes bei der Wasser- und Schifiahrisdirekiion lVliiie‚
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Quellenangabe: Bundesminister für Verkehr
Anlage 17b
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1) Seeschiffe ab 300 BRTXBRZ
2) Zufahrten zu den Seehäfen:
Quellenangabe: WSD Nord und Nordwest
Vertrieb: Drucksachenstelle der Wasser- und Schiffahrtsvenzvaltung des Bundes bei der
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Mitte, Postfach 63 07, 30063 Hannover
BMV BW 27 Bonn,1993 W 179 b
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